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302-1-J 

Gesetz 
zur Sicherung des juristischen Vorbereitungsdienstes 

(SiGjurVD) 

Vom 27. Dezember 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekannt gemacht wird: 

Art. 1 

Juristischer Vorberei tungsdienst 

Der juristische Vorbereitungsdienst nach § 5b des 
Deutschen Richtergesetzes wird in einem öffent­
lich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis nach Maß­
gabe der Ausbildungs- und Prüfungsordnung für 
Juristen abgeleistet. 

Art . 2 

Öffentlich-rechtliches Ausbildungsverhältnis 

(1) lÜber die Aufnahme in den Vorbereitungsdienst 
entscheidet der' Präsident des Oberlandesgerichts im 
Einvernehmen mit der Regierung von Oberbayern. 
2Die Bewerber werden mit der Aufnahme in den Vor­
bereitungsdienst durch Aushändigung einer Bestel­
lungsurkunde in ein öffentlich-rechtliches Ausbil­
dungsverhältnis berufen. 3Sie führen die Bezeichnung 
"Rechtsreferendar" oder "Rechtsreferendarin". 4Die 
Berufung setzt voraus, daß sich die Bewerber schrift­
lich zur Verschwiegenheit über die bei der Ausbildung 
bekannt werdenden Angelegenheiten verpflichten. 

(2) IFür die Rechte und Pflichten der Rechtsreferen­
dare sowie für die Beendigung des öffentlich-recht­
lichen Ausbildungsverhältnisses sind die für Beamte 
auf Widerruf geltenden Bestimmungen mit Ausnahme 
der Art. 66 und 90 des Bayerischen Beamtengesetzes 
und Art . 11 des Bayerischen Besoldungsgesetzes ent­
sprechend anzuwenden. 2Die Rechtsreferendare haben 
die Pflicht, sich mit voller Arbeitskraft der Ausbildung 
zu widmen. 3Die Bestimmungen der Bayerischen Dis­
ziplinarordnung finden entsprechende Anwendung. 
4Hinsichtlich der Personalvertretung nach dem Baye­
nschen Personalvertretungsgesetz stehen die Rechts­
referendare den Beamten auf Widerruf im Vorberei­
tungsdienst gleich. 

(3) Das Staatsministerium der Justiz wird ermäch­
tigt, im Einvernehmen mit dem Staatsministerium der 
Finanzen durch Rechtsverordnung Näheres zum öf­
fentlich-rechtlichen Ausbildungsverhältnis zu regeln. 

Art.3 

UnterhaI tsbeihilfe 

IDie Rechtsreferendare erhalten eine monatliche 
Unterhaltsbeihilfe. 2Sie besteht aus 

1. einem Grundbetrag in Höhe von 1.702 DM, der in 
~etrag und Zeitpunkt an den Einmalzahlungen und 
lmearen Bezügeanpassungen der Beamten auf 
Widerruf im Vorbereitungsdienst für ein Amt der 
Besoldungsgruppe A 13 mit Stellenzulage gemäß 
Nummer 27 Abs. 1 Buchst. c der Vorbemerkungen 
zu den Besoldungsordnungen teilnimmt, sowie 

2. einem Familienzuschlag, einer ergänzenden Für­
?orgeleistung und vermögenswirksamen Leistungen 
m entsprechender Anwendung der Vorschriften, die 
für die in Nummer 1 genannten Beamten gelten. 

3Die Unterhaltsbeihilfe wird am 15. eines jeden Mo­
nats für den laufenden Monat gezahlt. 4Im Übrigen 
sind auf die Unterhaltsbeihilfe die besoldungsrecht­
lichen Vorschriften entsprechend anzuwenden. 5Das 
Staatsministerium der Finanzen gibt die jeweils gel­
tende Höhe des Grundbetrags bekannt. 

Art. 4 

Versicherungsfreihei t · 

Rechtsreferendaren wird entsprechend den beam­
tenrechtlichen Vorschriften eine Anwartschaft auf 
Versorgung bei verminderter Erwerbsfähigkeit und im 
Alter sowie auf Hinterbliebenenversorgung gewähr­

. leistet. 

Art. 5 

In-Kraft-Treten, Übergangsvorschrift 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

(2) Für Rechtsreferendare, die vor diesem Zeitpunkt 
in den Vorbereitungsdienst aufgenommen worden 
sind, gelten die bisherigen Vorschriften weiter. 

München, den 27 . Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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700-2-W 

Gesetz 
über die Zuständigkeiten zum 

Vollzug wirtschaftsrechtlicher Vorschriften 
(ZustWiG)l) 

Vom 27. Dezember 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekannt gemacht wird: 

Art. 1 

Energiewirtschaftsgesetz 

(1) lZuständig für den Vollzug des Energiewirt­
schaftsgesetzes vom 24. April 1998 (BGEl I S. 730) so­
wie der auf seiner Grundlage erlassenen Verordnungen 
ist das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und 
Technologie, soweit gesetzlich oder auf Grund eines 
Gesetzes nichts anderes bestimmt ist. 2Entsprechendes 
gilt für den Vollzug folgender auf der Grundlage des 
Energiewirtschaftsgesetzes (BGEl III 752-1), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 19. Dezember 1977 (BGEl I 
S. 2750), erlassener Verordnungen: 

1. Verordnung über Gashochdruckleitungen vom 17. 
Dezember 1974 (BGEl I S . 3591), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 12. Dezember 1996 (BGEl I 
S.1916), soweit es sich um der öffentlichen Versor­
gung dienende Gashochdrucklei tungen im Sinn von 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 Gashochdruckleit~ngsverordnung 
handelt2); 

2. Bundestarifordnung Elektrizität vom 18. Dezember 
1989 (BGEl I s. 2255); 

3. Konzessionsabgabenverordnung vom 9. Januar 1992 
(BGEl I S . 12, ber. S . 407); 

4. Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die 
Elektrizitätsversorgung von Tarifkunden vom 21. 
Juni 1979 (BGEl I S. 684) ; 

5. Verordnung über Allgemeine Bedingungen für die 
Gasversorgung von Tarifkunden vom 21. Juni 1979 
(BGEl I s. 676); 

6. Verordnung über die Brennstoffbevorratung von 
Kraftwerken vom 11. Februar 1981 (BGEl I S. 164). 

(2) Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Zu­
ständigkeiten abweichend von Absatz 1 durch Rechts­
verordnung auf andere Behörden zu übertragen. 

1) Die in Art. 5 dieses Gesetzes enthaltene Regelung zur Energiever­
brauchskennzeichnung dient der Umsetzung der Richtlinie des 
Rates 92/57/EWG sowie der Richtlinie 96/57/EG des Europäischen 
Parlaments. 

2) Die Zuständigkeit fürdienicht der öffentlichen Versorgung dienen­
den Gashochdruckleitungen (§ 1 Abs .1 Nr. 2 Gashochdrucklei­
tungsverordnung) ist durch Verordnung der Staatsregierung über 
Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Arbeitsschutzes, der Sicher­
heitstechnik, des Chemika lien- und Medizinprodukterechts vom 
2. Dezember 1998 (GVBI S. 956, BayRS 805-2- A) auf das Staats­
ministerium für Wirtschaft, Verkehr und Technologie übertragen 
worden. 

Art. 2 

Fernwärme 

(1) Zuständige Behörde im Sinn von § 17 Abs. 2 und 
§ 18 Abs. 3 der Verordnung über Allgemeine Bedingun­
gen für die Versorgung mit Fernwärme vom 20. Juni 
1980 (BGEl I S. 742), geändert durch Verordnung vom 
19. Januar 1989 (BGEl I S. 112), ist das Staatsministe­
rium für Wirtschaft, Verkehr und Technologie. 

(2) Die Staatsregierung wird ermächtigt, die Zu­
ständigkeiten abweichend von Absatz 1 durch Rechts­
verordnung auf andere Behörden zu übertragen. 

Art. 3 

Lastverteilung Strom und Gas 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch Rechts­
verordnung Aufgaben und Befugnisse der Lastver­
teilung nach der Elektrizitätslastverteilungs-Verord­
nungvom21. Juli 1976 (BGBlIS. 1833), geändert durch 
Verordnung vom 19. April 1988 (BGBlIS. 535), und der 
Gaslastverteilungs-Verordnung vom 21. Juli 1976 
(BGEl I S. 1849), geändert durch Verordnung vom 19. 
April 1988 (BGEl I S . 549), auf die Regierungen, die 
Kreisverwaltungsbehörden und die Gemeinden als 
Gruppen-, Bezirks- und Bereichslastverteiler zu über­
tragen und die Grenzen der Gruppen-, Bezirks- und 
Bereichslastverteilung zu bestimmen. 

Art. 4 

Energieeinsparungsgesetz 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch Rechts­
verordnung die zum Vollzug des Energieeinsparungs­
gesetzes vom 22. Juli 1976 (BGEl I S. 1873), geändert 
durch Gesetz vom 20. Juni 1980 (BGBlIS. 701), und der 
auf seiner Grundlage ergangenen Rechtsverordnungen 
zuständigen Behörden zu bestimmen, soweit nicht 
Bundesrecht Besonderes bestimmt. 

Art. 5 

Energieverbrauchskennzeichnung 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch Rechts­
verordnung die zum Vollzug des Energieverbrauchs­
kennzeichnungsgesetzes vom 1. Juli 1997 (BGEl I 
S.1632), geändert durch Art. 14 des Gesetzes vom 
13. August 1997 (BGEl I S. 2038), und der auf seiner 
Grundlage ergangenen Rechtsverordnungen zustän­
digen Behörden zu bestimmen, soweit nicht Bundes­
recht Besonderes bestimmt. 
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Art. 6 Art. 9 

Bank- und Börsenwesen 

(1) Für die Bestätigung der Umstellungsrechnungen 
der Kreditinstitute im Sinn von § 62 Abs. 3 des Geset­
zes über das Kreditwesen in der Fassung der Bekannt­
machung vom 22. Januar 1996 (BGEl I S. 64, ber. 
S. 519), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Juli 1998 
(BGEl I S . 1842), und alle hiermit zusammenhängen­
den Entscheidungen ist das Staatsministerium der 
Finanzen zuständig. 

(2) Das Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr 
und Technologie ist Aufsichtsbehörde über die nach 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 des Börsengesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 9. September 1998 (BGEl I 
S. 2682) genehmigten Börsen. 

Art. 7 

Versicherungswesen 

(1) IDas Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr 
und Technologie führt die Versicherungsaufsicht über 
die öffentlich-rechtlichen Versicherungseinrichtun­
gen sowie die privaten Versicherungsunternehmen, 
soweit nicht Bundesbehörden zuständig sind. 2Die 
Staatsregierung wird ermächtigt, die Aufsicht über 
private Versicherungsunternehmen durch Rechtsver­
ordnung ganz oder teilweise auf die Regierungen oder 
für mehrere Regierungsbezirke auf eine Regierung zu 
übertragen. 

(2) IFür die öffentlich-rechtlichen Versicherungs­
einrichtungen gelten § 5 Abs. 3, § 7 Abs. 2, §§ 13, 14, 54, 
54a, 54d, 55, 56, 81, 81a, 82, 83, 84 und 86 des Versiche­
rungsaufsichtsgesetzes in der Fassung der Bekannt­
machungvom 17. Dezember 1992 (BGElIS. 2) entspre­
chend, soweit nicht Bundesrecht unmittelbar anwend­
bar ist. 2Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung hinsichtlich der in den vorgenann­
ten Bestimmungen enthaltenen Fristen Abweichendes 
zu regeln, entsprechend § 330 des Handelsgesetzbuchs 
und § 55a Abs. 1 und 3 des Versicherungsaufsichtsge­
setzes Vorschriften zu erlassen sowie zu bestimmen, ob 
und wie eine Offenlegung und Prüfung des J ahresab­
schlusses stattzufinden hat. 

(3) Die als gesonderte Einrichtung des Bayerischen 
Versorgungsverbands geführte Zusatzversorgungs­
kasse der bayerischen Gemeinden unterliegt nicht der 
Versicherungsaufsicht. 

(4) Die Kosten, die dem Freistaat Bayern durch die 
Aufsicht nach Absatz 1 entstehen, sind von den der 
Aufsicht unterliegenden Versicherungseinrichtungen 
und Versicherungsunternehmen in entsprechender 
Anwendung des Versicherungsaufsichtsgesetzes zu 
erstatten. 

Art. 8 

Preisangabenverordnung 

Die Staatsregierung wird ermächtigt, durch Rechts­
verordnung die Behörden zu bestimmen, die zur 
Durchführung des Preisangaben- und Preisklausel­
gesetzes vom 9. Juni 1998 (BGEl I S . 1242, 1253) und 
darauf beruhender Rechtsverordnungen zuständig 
sind. 

Änderung des Bayerischen Arbeitsschutz­
Z uständigkei tsgesetzes 

In Art. 1 Abs. 2 Nr. 12 des Bayerischen Arbeitsschutz-. 
Zuständigkeitsgesetzes vom24. Juli 1998 (GVEl S. 423, 
BayRS 805-1-A) werden nach dem Wort "beruhen," 
die Worte "einschließlich der Druckbehälterverord­
nung" eingefügt. 

Art. 10 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung 
des Berufsbildungsgesetzes 

In Art. 2 Abs. 3 des Gesetzes zur Ausführung des 
Berufsbildungsgesetzes in der Fassung der Bekannt­
machungvom29. September 1993 (GVBIS. 754,BayRS 
800-21-1-A) werden nach den Worten "Buchst. c" die 
Worte" und d" eingefügt. 

Art. 11 

Verweisungen 

IDie in diesem Gesetz enthaltenen Verweisungen 
betreffen die genannten Vorschriften in der jeweils 
geltenden Fassung. 2Die in diesem Gesetz enthaltenen 
Verweisungen auf das Versicherungsaufsichtsgesetz 
und das Handelsgesetzbuch einschließlich der durch 
Verweisung anzuwendenden weiteren Vorschriften 
sind für die Versorgungsanstalten der Bayerischen 
Versicherungskammer-Versorgung jeweils in der am 
31. Dezember 1993 geltenden Fassung maßgeblich. 

Art. 12 

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

(1) IDieses Gesetz tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 
2Mit Ablauf des 31. Dezember 1999 treten außer Kraft: 

1. das Gesetz über Zuständigkeiten zum Vollzug wirt­
schaft~rechtlicher Vorschriften (ZustWiG) vom 12. 
Juli 1986 (GVEl S. 126, BayRS 700-2-W), geändert 
durch Art. 47 des Gesetzes vom 25. Juni 1994 (GVEl 
S . 466), 

2. die Verordnung über die Zuständigkeiten nach dem 
Telegraphenwegegesetz vom 30. Dezember 1959 
(BayRS 9021-1-W), 

3. die Verordnung über Zuständigkeiten im Energie­
wirtschaftsrecht vom 7. November 1975 (BayRS 
752-2-W). 

(2) Die Verordnung zum Vollzug der Verordnung 
über Orderlagerscheine (VollzOLSchV) vom 25 . Juli 
1991 (BayRS 4102-1-W) tritt am 1. Januar 2000 außer 
Kraft. 

München, den 27. Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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2010-1-1,2132-2-1 (BayAbgrG), 91-1-1, 932-1-W, 791-1-U, 753-1-U, 2132-1-1, 2242-1-WFK 

. Gesetz 
zur Umsetzung der Richtlinie 85/337/EWG 

des Rates vom 27. Juni 1985 
über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten, 
geändert durch die Richtlinie 97/11/EG 

des Rates vom 3. März 1997 
(Bayerisches UVP -Richtlinie Umsetzungsgesetz 

-BayUVPRLUG) 

Vom 27. Dezember 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekannt gemacht wird: 

§ 1 

Änderung des Bayerischen Verwaltungs­
verfahrensgesetzes 

Das Bayerische Verwaltungsverfahrensgesetz -
BayVwVfG- (BayRS 2010-1-1), zuletzt geändert durch 
§ 1 des Gesetzes vom 26. Juli 1997 (GVBI S . 348), wird 
wie folgt geändert: 

Im Fünften Teil wird folgender Abschnitt In (Art. 78a 
bis Art. 781) eingefügt: 

"Abschnitt III 
Verwaltungsverfahren mit Umwelt­

verträglichkei tsprüfung 

Art.78a 
Anwendbarkei t 

. Ist in Rechtsvorschriften des Freistaates Bayern für 
Vorhaben ein Verwaltungsverfahren mit Umweltver­
träglichkeitsprüfung vorgeschrieben, so gelten hierfür 
die Art. 78b bis 781 und, soweit sich aus diesen nichts 
Abweichendes ergibt, die übrigen Vorschriften dieses 
Gesetzes. 

Art. 78b 

Zweck der Umweltverträglichkeitsprüfung 

Zweck der Umweltverträglichkeitsprüfung ist es 
sicherzustellen, dass bei den in Art. 78a bezeichneten 
Vorhaben zur wirksamen Umweltvorsorge nach ein­
heitlichen Grundsätzen 

1. die erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt 
frühzeitig und umfassend ermittelt, beschrieben 
und bewertet werden, 

2. das Ergebnis der Bewertung so früh wie möglich bei 
allen behördlichen Entscheidungen über die Zuläs­
sigkeit berücksichtigt wird. 

Art. 78c 

Gegenstand der Umweltverträglichkeitsprüfung 

lDie Umweltverträglichkeitsprüfung im Sinn die­
ses Gesetzes ist ein unselbständiger Teil der Verwal­
tungsverfahren, in denen über die Zulässigkeit von 
Vorhaben entschieden wird. 2Sie umfasst die Ermitt­
lung, die Beschreibung und die Bewertung der erheb­
lichen Auswirkungen eines Vorhabens auf 

1. Menschen, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, 
Klima und Landschaft, 

2. Sachgüter, die der Daseinsvorsorge dienen, und das 
kulturelle Erbe, 

einschließlich der jeweiligen Wechselwirkungen. 

Art.78d 

Unterrichtung des Trägers des Vorhabens 

lAuf Verlangen des Trägers des Vorhabens hat ihn 
die zuständige Behörde nach Anhörung derjenigen 
Behörden, deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben 
berührt wird, über Art und Umfang der nach Art. 78e 
voraussichtlich beizubringenden Unterlagen zu unter­
richten. 2Vor der Unterrichtung gibt die zuständige 
Behörde dem Träger des Vorhabens Gelegenheit zu 
einer Besprechung über die beizubringenden Unter­
lagen. 3Die Besprechung soll sich auf der Grundlage 
geeigneter, vom Träger des Vorhabens beizubringender 
Unterlagen auch auf Gegenstand, Umfang und Metho­
den der Umweltverträglichkeitsprüfung erstrecken. 
4ZU der Besprechung sollen im Zulassungsverfahren 
zu beteiligende Behörden hinzugezogen werden; mit 
Zustimmung des Trägers des Vorhabens können Sach­
verständige und Dri tte hinzugezogen werden. 5Verfügt 
die zuständige Behörde über Informa tionen, die für die 
Beibringung der Unterlagen nach Art. 78e zweckdien­
lich sind, soll sie diese Informationen dem Träger des 
Vorhabens zur Verfügung stellen. 

Art.78e 

Unterlagen des Trägers des Vorhabens 

(1) Der Träger des Vorhabens hat die entscheidungs­
erheblichen Unterlagen über die erheblichen Umwelt-
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auswirkungen des Vorhabens der zuständigen Behörde 
zu Beginn des Verfahrens vorzulegen, in dem die Um­
weltverträglichkeit geprüft wird. 

(2) l1nhalt und Umfang der Unterlagen nach Ab­
satz 1 bestimmen sich nach den Rechtsvorschriften, 
die für die Entscheidung über die Zulässigkeit des Vor­
habens maßgebend sind. 2Die Absätze 3 und 4 sind an­
zuwenden, soweit die in diesen Absätzen genannten 
Unterlagen durch Rechtsvorschrift nicht im Einzelnen 
festgelegt sind. 

(3) Die Unterlagen nach Absatz 1 müssen zumindest 
folgende Angaben enthalten: 

1. Beschreibung des Vorhabens mit Angaben über 
Standort, Art und Umfang sowie.Bedarf an Grund 
und Boden, 

2. Beschreibung der Maßnahmen, mit denen erheb­
liche Beeinträchtigungen der Umwelt vermieden, 
vermindert oder soweit möglich ausgeglichen wer­
den, sowie der Ersatzmaßnahmen bei nicht aus­
gleichbaren, aber vorrangigen Eingriffen in Natur 
und Landschaft, soweit solche möglich sind, 

3. Beschreibung von Art und Menge der von dem Vor­
haben unter Berücksichtigung der Maßnahmen 
nach Nummer 2 zu erwartenden Emissionen und 
Reststoffe, insbesondere der Luftverunreinigungen, 
der Abfälle und des Anfalls von Abwasser, 

4. Beschreibung der bei Errichtung und Betrieb oder 
sonstiger Durchführung des Vorhabens zu erwar­
tenden erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt 
einschließlich der Wechselwirkungen unter Berück­
sichtigung des allgemeinen Kenntnisstandes und 
der allgemein anerkannten Prüfmethoden, 

5. Übersicht über die wichtigsten, vom Träger des 
Vorhabens geprüften Vorhabenalternat.iven und 
Angabe der wesentlichen Auswahlgründe im Hin­
blick auf die erheblichen Umweltauswirkungen, 

6. allgemein verständliche Zusammenfassung der in 
den Nummern 1 bis 5 genannten Angaben. 

(4) lDie Unterlagen nach Absatz 1 müssen auch die 
folgenden Angaben enthalten, soweit sie für die Um­
weltverträglichkeitsprüfung nach der Art des Vorha­
bens erforderlich sind und ihre Beibringung für den 
Träger des Vorhabens zumutbar ist: 

1. Beschreibung der wichtigsten Merkmale der ver­
wendeten technischen Verfahren, 

2. Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile 
unter Berücksichtigung des allgemeinen Kenntnis­
standes und der allgemein anerkannten Prüfmetho­
den, soweit dies zur Feststellung und Beurteilung 
aller sonstigen für die Zulässigkeit des Vorhabens 
erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die 
Umwelt erforderlich ist, 

3. Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusam­
menstellung der Angaben aufgetreten sind, z.B. 
technische Lücken oder fehlende Kenntnisse. 

2Die allgemein verständliche Zusammenfassung nach 
Absatz 3 Nr. 6 muss sich auch auf die in den Nummern 
1 bis 3 genannten Angaben erstrecken. 

Art. 78f 
Beteiligung anderer Behörden 

lDie zuständige Behörde fordert die Behörden, 
deren Aufgabenbereich durch das Vorhaben berührt · 
wird, zur Stellungnahme auf und übermittelt ihnen 
die hierfür erforderlichen Unterlagen des Trägers des 
Vorhabens. 2Art. 73 Abs. 3a Satz 1 gilt entsprechend. 
3 Auf die nach dem Erörterungstermin oder in den 
Fällen des Art. 78g Abs. 1 Satz 3 nach Ablauf der 
gemäß Satz 2 gesetzten Frist eingehenden Stellung­
nahmen ist Art. 73 Abs. 3a Satz 2 entsprechend anzu­
wenden. 

Art. 78g 
Beteiligung der Öffentlichkeit 

(1) lDie zuständige Behörde hat der Öffentlichkeit 
die Unterlagen nach Art. 78e zugänglich zu machen, 
damit der betroffenen Öffentlichkeit Gelegenheit ge­
geben wird, sich zu den Umweltauswirkungen des Vor­
habens zu äußern. 2Das Anhörungsverfahren muss den 
Anforderungen des Art. 73 Abs. 3 und 4 bis 7 entspre­
chen. 3Abweichend von Satz 2 entfällt der Erörte­
rungstermin nach Art. 73 Abs. 6, wenn für die Ent­
scheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens ein 
Verwaltungs verfahren ohne Erörterungstermin vor­
geschrieben ist; ist für die Entscheidung ein Verwal- . 
tungsverfahren ohne Erörterungstermin zugelassen, 
kann die zuständige Behörde abweichend von Satz 2 
von einem Erörterungstermin absehen. 4Ändert der 
Träger des Vorhabens die nach Art. 78e erforderlichen 
Unterlagen im Lauf des Verfahrens, so kann von einer 
erneuten Anhörung der Öffentlichkeit abgesehen wer­
den, soweit keine zusätzlichen oder anderen erheb­
lichen Auswirkungen auf die Umwelt zu erwarten 
sind. 

(2) lDie zuständige Behörde hat die Entscheidung 
über die Zulassung oder Ablehnung des Vorhabens 
öffentlich bekannt zu machen. 2Für die öffentliche 
Bekanntmachung gelten Art. 74 Abs. 4 Sätze 2 und 3 
und Abs. 5 Sätze 2 bis 4 entsprechend. 31m Fall der Zu­
lassung des Vorhabens enthält die Begründung des 
Bescheids auch eine Beschreibung der Maßnahmen, 
mit denen erhebliche nachteilige Auswirkungen auf 
die Umwelt vermieden, verringert oder soweit möglich 
ausgeglichen werden. 

Art.78h 
Grenzüberschreitende Behörden- und 

Öffentlichkeitsbeteiligung 

(1) lStellt die zuständige Behörde fest, dass ein in 
Art . 78a bezeichnetes Vorhaben erhebliche Auswir­
kungen auf die Umwelt eines Staates außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland (anderer Staat) haben 
kann, so unterrichtet sie so bald wie möglich, spätes­
tens im Zeitpunkt der Beteiligung der Offentlichkeit 
nach Art. 78g, den anderen Staat unter Übermittlung 
der Unterlagen nach Art. 78e über das Vorhaben und 
über die Art der möglichen Entscheidung; ferner er­
sucht sie den anderen Staat um Mitteilung innerhalb 
einer angemessenen Frist, ob er an der Prüfung der 
Umweltverträglichkeit teilnimmt. 2Hat der andere 
Staat keine zuständige Behör<;le benannt, ist die 
oberste für Umweltangelegenheiten zuständige Be­
hörde dieses Staates zu unterrichten. 3Satz 1 gilt ent­
sprechend, wenn ein anderer Staat um Unterrichtung 



534 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 28/1999 

über ein Vorhaben mit möglichen erheblichen Auswir­
kungen auf seine Umwelt ersucht. 4Teilt der andere 
Staat fristgemäß mit, dass er an der Prüfung der Um­
weltverträglichkeit teilnimmt, so sind die innerhalb 
einer zu bestimmenden angemessenen Frist eingegan­
genen Stellungnahmen der Behörden und der betroffe­
nen Öffentlichkeit dieses Staates in gleicher Weise und 
im gleichen Umfang in das Verfahren einzubeziehen 
wie die behördlichen Stellungnahmen nach Art. 78f 
und die Einwendungen nach Art. 78g Abs.1 Satz 2 in 
Verbindung rpit Art. 73 Abs. 4. 5Sofern ein Erörte­
rungstermin durchgeführt wird, ist der andere Staat 
hiervon rechtzeitig zu benachrichtigen. 6Sobald die 
Entscheidung getroffen ist, ist der Bescheid der zu­
ständigen Behörde des anderen Staa tes zu übermitteln. 

(2) lUnterrichtet ein anderer Staat den Freistaat 
Bayern unter Übermittlung der zur Beurteilung erfor­
derlichen Unterlagen über ein Vorhaben, das erheb­
liche Auswirkungen auf die Umwelt in Bayern haben 
kann, so prüft die zuständige Behörde im Benehmen 
mit denjenigen Behörden, deren Aufgabenbereich 
durch das Vorhaben berührt wird, ob sie an der Prü­
fung der Umweltverträglichkeit im anderen Staat teil­
nimmt; das Ergebnis teilt sie dem anderen Staat mit. 
2Wird ein Vorhaben im Sinn von Satz 1 auf andere 
Weise bekannt, ist Satz 1 mit der Maßgabe anzuwen­
den, dass die zuständige Behörde den anderen Staat 
zunächst um Unterrichtung über das Vorhaben er­
sucht; Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend .31m Fall der 
Teilnahme nimmt die zuständige Behörde auf der 
Grundlage der von ihr eingeholten Stellungnahmen 
derjenigen Behörden, deren Aufgabenbereich durch 
das Vorhaben berührt wird, innerhalb der gesetzten 
angemessenen Frist gegenüber dem anderen Staat zu 
dem Vorhaben Stellung. 4Ferner unterrichtet sie durch 
öffentliche Bekanntmachung in entsprechender An­
wendung des Art . 73 Abs. 6 Satz 5 Halbsatz 1 die 
betroffene Offentlichkeit in Bayern über das Vorhaben 
und die dem Einzelnen im anderen Staat eingeräum­
ten Teilnahmerechte sowie darüber, wann die vom 
anderen Staat übermittelten Unterlagen bei ihr ein­
gesehen werden können. 5Für die Unterrichtung der 
Offentlichkeit in Bayern über die vom anderen Staat 
getroffene Entscheidung gilt Satz 4 entsprechend. 

(3) lln den Fällen des Absatzes 1 bietet die zustän­
dige Behörde dem anderen Staat Gespräche über die 
Maßnahmen zur Vermeidung oder Verminderung der 
erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf seine 
Umwelt an; sie sind so zügig zu führen, dass der Ab­
schluss des Zulassungsverfahrens nicht unangemessen 
verzögert wird. 2ln den Fällen des Absatzes 2 ersucht 
die zuständige Behörde den anderen Staat um solche 
Gespräche, falls erhebliche nachteilige Auswirkungen 
des geplanten Vorhabens auf die Umwelt des Frei­
staates Bayern zu besorgen sind. 

(4) Zuständige Behörde im Sinn von Absatz 2 und 
Absatz 3 Satz 2 ist die Regierung, deren Regierungs­
bezirk dem Vorhaben am nächsten liegt. 

(5) Völkerrechtliche Verpflichtungen des Bundes 
oder des Freistaates Bayern bleiben unberührt. 

Art.78i 
Zusammenfassende Darstellung 

der Umweltauswirkungen 

lDie zuständige Behörde erarbeitet auf der Grund­
lage der Unterlagen nach Art. 78e, der behördlichen 

Stellungnahmen nach Art. 78f und 78h Abs. 1, der 
Äußerungen der Öffentlichkeit nach Art. 78g und 78h 
Abs. 1 und eigener Ermittlungen eine zusammenfas­
sende Darstellung der erheblichen Auswirkungen des 
Vorhabens auf die in Art. 78c Abs. 1 Satz 2 genannten 
Schutzgüter einschließlich der Wechselwirkungen. 
2Die zusammenfassende Darstellung ist möglichst in­
nerhalb eines Monats nach Abschluss des Anhörungs­
verfahrens nach Art. 7 8g zu erarbeiten. 3Sie kann in der 
Begründung der Entscheidung über die Zulässigkeit 
des Vorhabens erfolgen. 

Art. 78j 

Bewertung der Umweltauswirkungen 
und Berücksichtigung des Ergebnisses 

bei der Entscheidung 

Die zuständige Behörde bewertet die erheblichen 
Umweltauswirkungen des Vorhabens auf der Grund­
lage der zusammenfassenden Darstellung nach Art. 78i 
und berücksichtigt diese Bewertung bei der Entschei­
dung über die Zulässigkeit des Vorhabens im Hin­
blick auf eine wirksame Umweltvorsorge im Sinn der 
Art. 78b und 78c Satz 2 nach Maßgabe der geltenden 
Gesetze. 

Art.78k 

Vorbescheid und Teilzulassungen 

(1) lVorbescheid und erste Teilgenehmigung oder 
entsprechende erste Teilzulassungen dürfen nur nach 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung 
erteilt werden. 2Die Umweltverträglichkeitsprüfung 
hat sich in diesen Fällen vorläufig auf die nach dem 
jeweiligen Planungsstand erkennbaren erheblichen 
Umweltauswirkungen des Gesamtvorhabens und ab­
schließend auf die erheblichen Umweltauswirkungen 
zu erstrecken, die Gegenstand von Vorbescheid oder 
Teilzulassung sind. 3Diesem Umfang der Umwelt ver­
träglichkeitsprüfung ist bei der Unterrichtung des 
Trägers des Vorhabens nach Art. 78d und bei den 
Unterlagen nach Art. 78e Rechnung zu tragen. 

(2) lBeim abschließenden Bescheid oder bei weite­
ren Teilgenehmigungen oder entsprechenden Teilzu­
lassungen soll die Prüfung der Umweltverträglichkeit 
auf zusätzliche oder andere erhebliche Umweltaus­
wirkungen des Vorhabens beschränkt werden. 2Ab­
satz 1 gilt entsprechend. 

Art. 781 
Zulassung eines Vorhabens durch mehrere Behörden 

(1) lBedarf ein Vorhaben der Zulassung durch meh­
rere Behörden, so nimmt eine von ihnen als feder­
führende Behörde die Aufgaben nach den Art. 78d bis 
78i wahr. 2Federführende Behörde ist die höchste der 
beteiligten Zulassungsbehörden. 3Gehören die betei­
ligten Zulassungsbehörden derselben Verwaltungs­
ebene an, ist federführend diejenige, die das Verfahren 
mit dem größten Kreis öffentlich-rechtlicher Bezie­
hungen durchzuführen hat . 4Bestehen Zweifel, welche 
der Zulassungsbehörden federführende Behörde ist, 
entscheidet das Staatsministerium, zu dessen Ge­
schäftsbereich die Behörden gehören. 5Gehören die 
Behörden zum Geschäftsbereich verschiedener Staats­
ministeri,en, so entscheidet die von den Staatsministe­
rien gemeinsam bestimmte Behörde; einigen sich die 
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Staatsministerien nicht, entscheidet die Staatsregie­
rung. 6Bei der Entscheidung über Zweifelsfälle ist stets 
das Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen zu beteiligen. 

(2) lDie Zulassungsbehörden haben auf der Grund­
lage der zusammenfassenden Darstellung nach Art. 78i 
eine Gesamtbewertung der erheblichen Umweltaus­
wirkungen des Vorhabens vorzunehmen und diese 
nach Art. 78j bei den Entscheidungen zu berücksich­
tigen. 2Die federführende Behörde hat das Zusammen­
wirken der Zulassungsbehörden sicherzustellen: " 

§2 

Bayerisches Abgra bungsgesetz 
(BayAbgrG) 

Art. 1 
Anwendungsbereich 

Dieses Gesetz gilt für Abgrabungen zur Gewinnung 
von nicht dem Bergrecht unterliegenden Bodenschät­
zen und sonstige Abgrabungen einschließlich der Auf­
schüttungen, die unmittelbare Folge von Abgrabungen 
sind, sowie der dem Abgrabungsbetrieb dienenden Ge­
bäude und Nebenanlagen. 

Art. 2 
Allgemeine Anforderungen 

1 Abgrabungen sind so auszuführen, dass die öffent­
liche Sicherheit und Ordnung, insbesondere Leben 
oder Gesundheit, und die natürlichen Lebensgrund­
lagen nicht gefährdet werden. 21m Vollzug dieses Ge­
setzes ist ein bestmöglicher Ausgleich zwischen dem 
öffentlichen Interesse an der Gewinnung heimischer 
Bodenschätze zur Sicherung der Rohstoffversorgung 
und den Belangen des Naturschutzes und der Land­
schaftspflege anzustreben. 

Art. 3 
Abgrabungsbehörden 

lUntere Abgrabungsbehörden sind die Kreisver­
waltungsbehörden. 2Höhere Abgrabungsbehörden sind 
die Regierungen. 30berste Abgrabungsbehörde ist das 
Staats ministerium des Innern. 

Art. 4 
Aufgaben und Befugnisse der Abgrabungsbehörden 

(1) lDie Aufgaben der Abgrabungsbehörden sind 
Staatsaufgaben. 2Für die Gemeinden sind sie über­
tragene Aufgaben. 

(2) lDie Abgrabungsbehörden wachen darüber, dass 
die öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die für die 
Anlagen nach Art. 1 gelten, sowie die auf Grund dieser 
Vorschriften erlassenen Anordnungen eingehalten 
werden. 2Sie können in Wahrnehmung dieser Auf­
gaben die erforderlichen Maßnahmen treffen. 3Abgra­
bungsaufsichtliche Genehmigungen und Maßnahmen 
gelten auch für und gegen die Rechtsnachfolger; das 
Gleiche gilt auch für Personen, die ein Besitzrecht nach 
Erteilung einer abgrabungsaufsichtlichen Genehmi­
gung oder nach Erlass einer abgrabungsaufsichtlichen 
Maßnahme erlangt haben. 4Die mit dem Vollzug dieses 

Gesetzes Beauftragten sind berechtigt, in Ausübung 
ihres Amts Grundstücke und Anlagen nach Art. 1 auch 
gegen den Willen der Betroffenen zu betreten; das 
Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 
des Grundgesetzes, Art. 106 der Verfassung) wird inso-
weit eingeschränk~ . . 

Art. 5 
Sachliche Zuständigkeit 

lSachlich zuständig ist die untere Abgrabungsbe- . 
hörde, soweit nichts anderes bestimmt ist. 2Für An­
lagen nach Art. 1 ist unter den Voraussetzungen des 
Art. 86 Abs. 1 Satz 1 der Bayerischen Bauordnung 
(BayBO) die höhere Abgrabungsbebörde sachlich zu­
ständig. 

Art . 6 
Genehmigungspflicht 

(1) Die Ausführung einer Abgrabung bedarf der 
Genehmigung, soweit nichts anderes bestimmt ist. 

(2) lKeiner Genehmigung nach Absatz 1 bedürfen 

1. Abgrabungen mit 'einer Grundfläche bis zu 500 m2 
und einer Tiefe bis zu 2 m, 

2. Abgrabungen, die einer anderen öffentlich-recht­
lichen Zulassung bedürfen, 

3. Abgrabungen im Geltungsbereich eines Bebau­
ungsplans im Sinn des § 30 des Baugesetzbuchs 
(BauGB), wenn 
a) der Bebauungsplan Regelungen über die Zuläs­

sigkeit, den Standort und die Größe der Abgra­
bung enthält, 

b) für die Abgrabung im Verfahren zur Aufstellung ' 
des Bebauungsplans eine nach Art. 8 erforder­
liche Umweltverträglichkeitsprüfung durchge­
führt worden ist, 

c) die Abgrabung den Festsetzungen des Bebau­
ungsplans und örtlichen Bauvorschriften nach 
Art. 91 Abs. 1 und 2 BayBO nicht widerspricht, 

d) die Erschließung gesichert ist und 
e) die Gemeinde nicht innerhalb eines Monats nach 

Vorlage der erforderlichen Unterlagen eine vor­
läufige Untersagung nach § 15 Abs. 1 Satz 2 
BauGB beantragt, 

4. Abgrabungen, für die keine Umweltverträglichkeits­
prüfung nach Art. 8 durchzuführen ist, unter den 
Voraussetzungen des Art. 86 Abs. 1 Satz 3 BayBO, 

5. Grabungen im Sinn des Art. 7 Abs. 3 des Denkmal­
schutzgesetzes (DSchG), für die keine Umweltver­
träglichkeitsprüfung nach Art. 8 durchzuführen ist, 

6. bauliche Anlagen nach Art. 1, wenn sie nach Art. 63 
oder 64 BayBO keiner Genehmigung bedürfen. 

2In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 darf mit der Ausfüh­
rung der Abgrabung auch begonnen werden, wenn 
die Gemeinde vor Ablauf der Frist nach Satz 1 Nr. 3 
Buchst. e erklärt, dass sie eine vorläufige Untersagung 
der Ausführung der Abgrabungnicht beantragen wird. 

(3) lDie Genehmigungsfreiheit nach Absatz 2 ent­
bindet nicht von der Verpflichtung zur Einhaltung der 
Anforderungen, die durch öffentlich-rechtliche Vor­
schriften an die Anlagen nach Art. 1 gestellt werden. 
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2Die abgrabungsaufsichtlichen Eingriffsbefugnisse 
und die Verpflichtung, andere öffentlich-rechtliche 
Gestattungen für die Ausführung oder Verfüllung der 
Abgrabung oder für die Errichtung, Änderung oder 
Nutzungsänderung baulicher Anlagen nach Art. 1 ein­
zuholen, werden durch die Genehmigungsfreiheit 
nicht berührt. 

Art. 7 
Genehmigungsverfahren 

(1) lDer Abgrabungsantrag ist mit den erforder­
lichen Unterlagen (Abgrabungsplan) bei der Gemein­
de einzureichen. 2Diese legt ihn, sofern sie nicht selbst 
zuständig ist, mit ihrer Stellungnahme unverzüglich 
der Abgrabungsbehörde vor. 

(2) Das Staatsministerium des Innern wird ermäch­
tigt, zum abgrabungsaufsichtlichen Genehmigungs­
verfahren durch Rechtsverordnung Vorschriften über 
Umfang und Inhalt des Abgrabungsplans , die Zahl der 
einzureichenden Fertigungen sowie die erforderlichen 
Nachweise zu erlassen. 

Art. 8 

U mwel tverträglichkei tsprüfung 

(1) lFür nach Art. 6 genehmigungsbedürftige Ab­
grabungen ist die Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach dem Fünften Teil Abschnitt III des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes durchzuführen, wenn 
eine Abbaufläche von mehr als 10 ha beantragt wird. 
2Bei Abgrabungen in einem gemäß der Richtlinie 
92/43/EWG oder der Richtlinie 79/409/EWG ausge­
wiesenen Schutzgebiet oder in Nationalparken (Art. 8 
des Bayerischen Naturschutzgesetzes - BayNatSchG) 
oder Naturschutzgebieten (Art. 7 BayNatSchG) ist 
die Umweltverträglichkeitsprüfung durchzuführen, 
wenn eine Abbaufläche von mehr als 1 ha beantragt 
wird. 3Eine Umweltverträglichkeitsprüfung ist auch 
dann durchzuführen, wenn die Abbaufläche zu mehr 
als 1 ha in einem Biotop im Sinn des Art . 13d Abs. 1 
BayNatSchG liegt. 

(2) Absatz 1 gilt auch für Erweiterungen von Abgra­
bungen, 

1. für die eine Umweltverträglichkeitsprüfung durch­
geführt worden ist, wenn die Erweiterungsfläche 
mindestens 50 v. H. der Schwellenwerte nach Absatz 1 
Satz 1 oder 2 aufweist oder zu mehr als 1 ha in einem 
Biotop im Sinn des Art. 13d Abs. 1 BayNatSchG 
liegt, 

2. die nach dem 13. März 1999 ohne Durchführung 
einer Umweltverträglichkeitsprüfung genehmigt 
worden sind, wenn die Erweiterungsfläche zusam­
men mit der bei Abgrabungsbeginn noch nicht 
rekultivierten oder renaturierten Fläche 10 ha, in 
den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 1 ha überschreitet 
oder zu mehr als 1 ha in einem Biotop im Sinn des 
Art. 13d Abs. 1 BayNatSchG liegt. 

Art . 9 
Genehmigung 

(1) 1 Die Genehmigung ist zu erteilen, wenn Anlagen 
nach Art. 1 den öffentlich-rechtlichen Vorschriften, die 
im abgrabungsaufsichtlichen Genehmigungsverfah-

ren zu prüfen sind, nicht widersprechen; für dem ab­
grabungsaufsichtlichen Genehmigungsverfahren un­
terliegende bauliche Anlagen gelten Art. 72 Abs. 1 
Sätze 2 und 3 sowie Art. 73 BayBO entsprechend. 2Die 
abgrabungsaufsichtliche Erlaubnis erlischt, wenn in­
nerhalb von vier Jahren nach Erteilung mit der Aus­
führung der Abgrabung nicht begonnen oder die Aus­
führung vier Jahre unterbrochen worden ist. 3Art. 69 
Abs. 4 und Art. 78 Abs. 2 BayBO gelten entsprechend. 
4Vor Einreichung des Abgrabungsantrags kann auf 
schriftlichen Antrag zu einzelnen in der Abgrabungs­
genehmigung zu entscheidenden Fragen vorweg ein 
schriftlicher Bescheid (Vorbescheid) erteilt werden. 
51st ein Abgrabungsantrag eingereicht, so kann die 
Ausführung von Teilen des Vorha bens auf schriftlichen 
Antrag schon vor Erteilung der Abgrabungsgeneh­
migung durch schriftlichen Bescheid (Teilabgrabungs­
genehmigung) gestattet werden. 6Für Vorbescheid und 
Teilabgrabungsgenehmigung gelten die Vorschriften 
über die Abgrabungsgenehmigung sinngemäß. 

(2) lArt. 71 BayBO gilt entsprechend, soweit nicht 
für die Fälle des Art. 8 Abweichendes geregelt ist. 
2Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten 
gegen die Genehmigung nach Absatz 1 Satz 1 Halb­
satz 1 haben keine aufschiebende Wirkung. 

(3) Die Genehmigung wird unbeschadet der priva­
fen Rechte Dritter erteilt. 

(4) lVor Bekanntgabe der Genehmigung darf mit der 
Ausführung der Abgrabung nicht begonnen werden. 
2Der Beginn, bei einer Unterbrechung von mehr als 
sechs Monaten auch die Fortsetzung der Ausführung, 
ist der Abgrabungsbehörde mindestens eine Woche zu­
vor schriftlich mitzuteilen. 

Art. 10 

Ordnungswidrigkei ten 

(1) Mit Geldbuße bis zu fünfhunderttausend Euro 
kann belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. eine Abgrabung ohne die nach Art . 6 Abs. 1 erfor­
derliche Genehmigung oder entgegen Art. 9 Abs. 4 
Sa tz 1 ausführt, einer mit der Genehmigung verbun­
denen vollziehbaren Auflage zuwiderhandelt oder 
den Beginn der Ausführung der Abgrabung oder der 
Wiederaufnahme der Abgrabung entgegen Art. 9 
Abs. 4 Satz 2 nicht oder nicht rechtzeitig anzeigt, 

2. eine Abgrabung vor Ablauf der Frist nach Art. 6 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 Buchst. e und ohne dass die Ge­
meinde die Erklärung nach Art. 6 Abs. 3 Satz 2 ab­
gegeben hat, ausführt, 

3. eine Abgrabung ausführt, bevor die erforderlichen 
Nachweise oder die Bescheinigungen verantwort­
licher Sachverständiger erstellt sind, 

4. eine Abgrabung entgegen einer vollziehbaren An­
ordnung nach Art. 4 Abs. 2 Satz 2 ausführt. 

(2) Mit Geldbuße bis zu fünftausend Euro kann 
belegt werden, wer vorsätzlich oder leichtfertig un­
richtige Angaben macht oder unrichtige Pläne oder 
Unterlagen vorlegt, um einen Verwaltungsakt nach 
diesem Gesetz zu erwirken oder zu verhindern. 

(3) lIst eine vorsätzliche Ordnungswidrigkeit nach 
Absätzen 1 und 2 begangen worden, so können 
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1. Gegenstände, auf die sich die Ordnungswidrigkeit 
bezieht, und 

2. Gegenstände, die zu ihrer Begehung oder Vorberei­
tung gebraucht worden oder bestimmt gewesen 
sind, 

eingezogen werden. 2§ 23 des Gesetzes über Ordnungs­
widrigkeiten (OWiG) ist anzuwenden. 

. § 3 

Änderung des Bayerischen Straßen­
und Wegegesetzes 

Das Bayerische Straßen- und Wegegesetz 
- BayStrWG - (BayRS 91-1-1), zuletzt geändert durch 
§ 4 des Gesetzes vom 26. Juli 1997 (GVBl S. 323), wird 
wie folgt geändert: 

1. Art. 36 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Planfeststellung" 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Unbeschadet der Regelungen der Absätze 1 
und 2 ist bei Staats-, Kreis-, Gemeindeverbin­
dungs- und Ortsstraßen, für die Art. 37 eine 
U mwel tverträglichkei tsprüfung vorschreibt, die 
Planfeststellung durchzuführen." 

2. Es wird folgender Art. 37 eingefügt: 

"Art. 37 
U mwel tverträglichkei tsprüfung 

Bei Staats-, Kreis-, Gemeindeverbindungs- und 
Orts straßen ist eine Umweltverträglichkeitsprü­
fung durchzuführen, wenn 

1. vier- oder mehrstreifige Straßen gebaut oder be­
stehende Straßen zu vier- oder mehrstreifigen 
Straßen ausgebaut oder verlegt werden, soweit 
der neu gebaute, ausgebaute oder verlegte Stra­
ßenabschnitt 

a) eine durchgehende Länge von mindestens 10 km 
aufweist oder 

b) eine durchgehende Länge von mindestens 5 km 
aufweist und auf einer Länge von mehr als 5 v. H . 
Biotope (Art. 13d Abs. 1 Bayerisches Natur­
schutzgesetz - BayNatSchG) mit einer Fläche 
von mehr als 1 ha, gemäß der Richtlinie 92/43/ 
EWG oder der Richtlinie 79/409/EWG ausge­
wiesene Schutzgebiete, Nationalparke (Art. 8 
BayNatSchG) oder Naturschutzgebiete (Art. 7 
BayNatSchG) durchschneidet oder 

2. ein-, zwei- oder dreistreifige Straßen gebaut wer­
den, soweit der neu gebaute Straßenabschnitt 
eine durchgehende Länge von mindestens 10 km 
aufweist und auf einer Länge von mehr als 5 v. H . 
Gebiete oder Biotope nach Nummer 1 Buchst. b 
durchschneidet oder 

3. soweit nicht bereits von Nummer 1 erfasst, wenn 
Straßen durch Anbau mindestens eines weiteren 
Fahrstreifens auf , einer durchgehenden Länge 
von mindestens 10km geändert werden und der 
zu ändernde Straßenabschnitt auf einer Länge 
von mehr als 5 v. H. Gebiete oder Biotope nach 
Nummer 1 Buchst. b durchschneidet." 

3. Art. 38 erhält folgende Fassung: 

"Art. 38 
Verwaltungsverfahren 

(1) Für das Planfeststellungsverfahren gelten die 
Vorschriften der Art. 72 bis 78 und für Verwaltungs­
verfahren mit Umweltverträglichkeitsprüfung der 
Fünfte Teil Abschnitt III des Bayerischen Verwal­
tungsverfahrensgesetzes, soweit sich aus den Ab­
sätZen 2 bis 4 nichts Abweichendes ergibt . 

(2) IAn Stelle eines Planfeststellungsbeschlusses 
kann eine Plangenehmigung erteilt werden, wenn 

1. Rechte anderer nicht oder nicht wesentlich be­
einträchtigt werden oder die Betroffenen sich mit 
der Inanspruchnahme ihres Eigentums oder eines 
anderen Rechts schriftlich einverstanden erklärt 
haben und 

2. mit den Trägern öffentlicher Belange, deren Auf­
gabenbereich berührt wird, das Benehmen herge­
stellt worden ist. 

2Art. 37 bleibt unberührt. 3Die Plangenehmigung 
hat die Rechtswirkungen der Planfeststellung; auf 
ihre Erteilung finden die Vorschriften über das 
Planfeststellungsverfahren keine Anwendung. 4Vor 
Erhebung einer verwaltungsgerichtlichen Klage 
bedarf es keiner Nachprüfung in einem Vorverfah­
ren . 5Art. 75 Abs. 4 BayVwVfG gilt entsprechend. 

(3) IPlanfeststellung und Plangenehmigung ent­
fallen, soweit für das von der Baumaßnahme be­
rührte Gebiet ein Bebauungsplan besteht, der den 
Anforderungen des Art. 23 Abs. 3 entspricht. 2 Art. 74 
Abs. 7 BayVwVfG bleibt unberührt. 

(4) Die Auslegung des Planfeststellungsbeschlus­
ses kann unterbleiben, wenn der Kreis der Betroffe­
nen bekannt ist und nicht für das Vorhaben nach 
Art. 37 eine Umweltverträglichkeitsprüfung vorge­
schrieben ist." 

4. Art. 40 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 
,,(2) Der nach Art. 38 festgestellte oder geneh­

migte Plan ist dem Enteignungsverfahren zu­
grunde zu legen und für die Enteignungsbehörde 
bindend." 

§4 

Änderung des Bayerischen Eisenbahn­
und Bergbahngesetzes 

Art. 21 des Gesetzes über die Rechtsverhäl tnisse der 
nichtbundeseigenen Eisenbahnen und der Bergbahnen 
in Bayern (Bayerisches Eisenbahn- und Bergbahnge­
setz-BayEBG) vom 10. Juli 1998 (GVBl S. 389, BayRS 

. 932-1-W) wird wie folgt geändert: 

1. Esweraen folgende Absätze 2 bis 4 eingefügt: 

,,(2) Für die nach Absatz 1 Satz 1 genehmigungs­
bedürftigen Bergbahnen mit Ausnahme der Schie­
nenbahnen ist die Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach dem Fünften Teil Abschnitt III des Bayeri­
schen Verwaltungsverfahrensgesetzes durchzufüh­
ren, wenn 
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1. die Personenbeförderungskapazität 1000 Perso­
nen pro Stunde und Richtung bei Schleppaufzü­
gen oder 2200 Personen pro Stunde und Richtung 
bei den übrigen Seilbahnen überschreitet oder 

2. die Luftlinienlänge zwischen der Tal- und der 
Bergstation über 1000 m bei Schleppaufzügen 
oder 2500 m bei den übrigen Seilbahnen beträgt. 

(3) lFür die nach Absatz 1 Satz 2 genehmigungs-
bedürftigen Änderungen der Bahnanlagen mit Aus­
nahme der Schienenbahnen ist die Umweltver­
träglichkeitsprüfung nach dem Fünften Teil Ab­
schnitt III des Bayerischen Verwaltungsverfahrens­
gesetzes durchzuführen, wenn die bisherige Perso­
nenbeförderungskapazität der Bergbahn mindes­
tens verdoppelt wird. 2Dies gilt nicht für Änderun­
gen von Bahnanlagen, wenn dadurch weder eine 
Personenbeförderungskapazität von 1000 Personen 
pro Stunde und Richtung bei Schleppaufzügen oder 
2200 Personen pro Stunde und Richtung bei den 
übrigen Seilbahnen überschritten wird noch die 
Luftlinienlänge zwischen der Tal- und der Berg­
station mehr als 1000 m bei Schleppaufzügen oder 
2500 m bei den übrigen Seilbahnen beträgt. 

(4) Befindet sich die Bahnanlage in einem gemäß 
der Richtlinie 92/43/EWG oder der Richtlinie 79/409/ 
EWG ausgewiesenen Schutzgebiet, in einem Natio­
nalpark nach Art. 8 Bayerisches Naturschutzgesetz 
(BayNatSchG) oder einem Naturschutzgebiet nach 
Art. 7 BayNatSchG oder werden Flächen nach 
Art. 13d Abs. 1 BayNatSchG von dem Vorhaben be­
troffen, so halbieren sich die in den Absätzen 2 und 3 
genannten Schwellenwerte. " . 

2. Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 5; Nummer 3 er­
hält folgende Fassung: 

,,3. das Vorhaben den öffentlichen Interessen nicht 
zuwiderläuft und in den Fällen der Absätze 2 bis 4 
eine Umweltverträglichkeitsprüfung durchge­
führt wurde." 

3. Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 6 
und 7. 

§5 

Änderung des Bayerischen Naturschutzgesetzes 

Das Gesetz über den Schutz der Natur, die Pflege der 
Landschaft und die Erholung in der freien Natur 
(Bayerisches Naturschutzgesetz-BayNatSchG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 18. August 1998 
(GVBl S . 593, BayRS 791-1-U) wird wie folgt geändert: 

1. Es wird folgender Art . 6f eingefügt: 

"Art. 6f 
Pisten 

(1) lDas erstmalige dauerhafte Herrichten eines 
durch eine mechanische Aufstiegshilfe erschlosse­
nen Geländes zum Zweck des Abfahrens mit Ski, 
Skibobs oder Rodeln (Skipiste) oder mit anderen 
Sportgeräten und seine wesentliche Änderung oder 
Erweiterung bedürfen der Erlaubnis. 2Die Erlaub­
nispflicht für Skipisten tritt ab den in Absatz 2 
genannten Schwellenwerten ein. 3In der Erlaubnis 
ist über die Zulässigkeit von zugehörigen Einrich­
tungen mit zu entsc.heiden. 4Die Entscheidung über 

die Erlaubnis ersetzt die Entscheidung über eine 
nach anderen V6rschriften erforderliche behörd­
liche Gestattung; die Entscheidung wird im Beneh­
men mit der für die andere Gestattung zuständigen 
Behörde getroffen, soweit nicht eine weitergehende 
Form der Beteiligung gesetzlich vorgeschrieben ist. 
5Die Erlaubnis darf nur erteilt werden, wenn dem 
Vorhaben keine Belange des Allgemeinwohls ent­
gegenstehen. 6Die Erlaubnis kann mit Bedingungen 
und Auflagen versehen sowie befristet werden. 

(2) lBetrifft das Vorhaben eine Skipiste von mehr 
als 10 ha, in den gemäß der Richtlinie 92/43/EWG 
oder der Richtlinie 79/409/EWG ausgewiesenen 
Schutzgebieten, in Nationalparken, Naturschutz­
gebieten oder Biotopen im Sinn des Art. 13d Abs. 1 
von mehr als 5 ha Fläche oder soll es ganz oder zu 
wesentlichen Teilen in einer Höhe von über 1.800 m 
üNN verwirklicht werden, ist eine Umweltverträg­
lichkeitsprüfung nach Maßgabe des Fünften Teils 
Abschnitt III des Bayerischen Verwaltungsverfah­
rensgesetzes durchzuführen. 2Bei Änderung oder 
Erweiterung von Skipisten ist eine Umweltverträg­
lichkeitsprüfung durchzuführen, wenn 

1. der durch die Erweiterung hinzukommende Teil 
für sich betrachtet oder 

2. das durch die Änderung oder Erweiterung ent­
stehende Vorhaben bei einheitlicher Betrachtung 
erstmals 

die in Satz 1 genannten Schwellenwerte erfüllt. 31m 
Fall des Satzes 2 Nr. 2 ist dem geänderten oder 
erweiterten Vorhaben derjenige Teil des Bestandes 
nicht mehr zuzurechnen, der früher als zwei Jahre 
vor dem Antrag auf Zulassung des Änderungs- oder 
Erweiterungsvorhabens in Betrieb genommen wor­
den ist. " 

2. Dem Art. 13d wird folgender Absatz 7 angefügt: 

,,(7) lFür Maßnahmen nach Absatz 1, die der Ver­
wendung der Biotope zu intensiver landwirtschaft­
licher Nutzung dienen, ist eine Umweltverträglich­
keitsprüfung nach Maßgabe des Fünften Teils Ab­
schnitt III des Bayerischen Verwaltungsverfahrens­
gesetzes durchzuführen, wenn die Gesamtfläche der 
betroffenen Biotope mehr als 3 ha beträgt. 2Bei Än­
derung oder Erweiterung der intensiven landwirt­
schaftlichen Nutzung der Biotope ist eine Umwelt­
verträglichkeitsprüfung durchzuführen, wenn 

1. der durch die Erweiterung hinzukommende Teil 
für sich betrachtet oder 

2. das durch die Änderung oder Erweiterung ent­
stehende Vorhaben bei einheitlicher Betrachtung 
erstmals 

den in Satz 1 genannten Schwellenwert erfüllt. 31m 
Fall des Satzes 1 Nr. 2 ist dem geänderten oder er­
weiterten Vorhaben derjenige Teil des Bestandes 
nicht mehr zuzurechnen, der früher als zwei Jahre 
vor dem Antrag auf Zulassung des Änderungs- oder 
Erweiterungsvorhabens in Betrieb genommen wor­
den ist. " 

§6 

Änderung des Bayerischen Wassergesetzes 

Das Bayerische Wassergesetz (BayWG) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 19. Juli 1994 (GVBl 
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S. 822, BayRS 753-1-U), zuletzt geändert durch § 3 des 
Gesetzes vom 23. Februar 1999 (GVBI S. 36), wird wie 
folgt geändert: 

1. Art. 34 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,, 3Bei genehmigungspflichtigen Anlagen nach dem 
Bayerischen Abgrabungsgesetz gilt der Antrag auf 
Genehmigung als Anzeige." 

2. Art . 59a erhält folgende Fassung: 

"Art.59a 
Beschnei ungsanlagen 

(1) 1 Anlagen oder Einrichtungen, die der Herstel­
lung und Verteilung von künstlichem Schnee die­
nen, um eine Schneedecke zu erzeugen, dürfen nur 
mit Genehmigung der Kreisverwaltungsbehörde er­
richtet, aufgestellt oder betrieben werden. 2Dies gilt 
a.uch für Erweiterungen und sonstige wesentliche 
Anderungen. 

(2) Ist mit der Errichtung oder wesentlichen Än­
derung einer Anlage oder Einrichtung nach Absatz 1 
eine Gewässerbenutzung oder der Ausbau eines Ge­
wässers verbunden, so ist die Genehmigung nach 
Absatz 1 zusammen mit der dafür erforderlichen 
Gestattung zu erteilen. 

(3) lArt. 15 und 59 Abs. 4 bis 6 gelten entspre­
chend. 2Bedingungen und Auflagen sowie Versa­
gung und Widerruf der Genehmigung sind insbe­
sondere zulässig, um Auswirkungen zu verhüten, 
die den Naturhaushaltoder das Landschaftsbild be­
einträchtigen können. 3Zur Beschneiung darf nur 
Wasser ohne Zusätze verwendet werden. . 

(4) lEine Umweltverträglichkeit~prüfung nach 
Maßgabe des Fünften Teils Abschnitt III des Baye­
rischen Verwaltungsverfahrensgesetzes ist durch­
zuführen, wenn 

1. der mit der Anlage oder Einrichtung nach Absatz 1 
künstlich erzeugte Schnee auf einer Fläche auf­
gebracht und verteilt werden soll, die mehr als 
15 ha beträgt, oder 

2. sich die zum Betrieb einer Anlage oder Einrich­
tung nach Absatz 1 notwendigen technischen 
Einrichtungen ganz oder zu wesentlichen Teilen 
auf einer Höhe von mehr als 1800 m üNN befin­
den. 

2Bei der Ermittlung der Fläche im Sinn von Satz 1 
Nr. 1 sind einzelne Flächen innerhalb eines Skige­
biets zusammenzurechnen, wenn sie sich auf einer 
Skiabfahrt befinden, deren Anfangs- und Endpunkt 
durch dieselbe Aufstiegshilfe verbunden sind, oder 
wenn gemeinsame technische Einrichtungen zur 
Versorgung mit Wasser oder Energie benutzt werden. 
3Befindet sich die Anlage oder Einrichtung in einem 
gemäß der Richtlinie 92/43/EWG oder der Richt­
linie 79/409/EWG ausgewiesenen Schutzgebiet, in 
einem Nationalpark nach Art. 8 BayNatSchG, 
einem Naturschutzgebiet nach Art. 7 BayNatSchG 
oder einem Wasserschutzgebiet nach § 19 WHG oder 
werden Flächen nach Art. 13d Abs. 1 BayNatSchG 
von dem Vorhaben betroffen, so gilt Satz 1 Nr. 1 bei 
einer Fläche, die mehr als 7,5 ha beträgt. 4Bei Ände­
rung oder Erwei terung einer bestehenden Beschnei­
ungsanlage ist eine Umweltverträglichkeitsprü­
fung durchzuführen, wenn 

1. der durch die Erweiterung hinzukommende Teil 
für sich betrachtet oder 

2. die durch die Änderung oder Erweiterung entste­
hende Beschneiungsanlage bei einheitlicher Be­
trachtung erstmals 

die Schwellenwerte nach Satz 1 oder Satz 3 erfüllt. 
5Im Fall des Sa tzes 4 N r. 2 ist der geänderten oder er­
weiterten Beschneiungsanlage derjenige Teil des 
Bestandes nicht mehr zuzurechnen, der früher als 
zwei Jahre vor dem An trag auf Zulassung des Ände­
rungs- oder Erweiterungsvorhabens in Betrieb ge­
nommen worden ist. 6In den Fällen des Absatzes 2 
sind nach wasserrechtlichen Vorschriften notwen­
dige Umweltverträglichkeitsprüfungen mit denen, 
die nach den Sätzen 1, 3 oder 4 erforderlich sind, in 
einem Verfahren zusammenzufassen." 

3. Art. 83 wird wie folgt geändert: 

a) In.Absatz 1 Satz 1 werden nach den Worten "des 
Fünften Teils Abschnitt II" die Worte "und Ab­
schnitt III" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Nr. 1 werden nach "Art. 59a" der Zu­
satz "Abs. 1" eingefügt, der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz an­
gefügt: 

"dies gilt nicht für das Verfahren nach Art. 59a 
Abs. 4." 

§7 

Änderung der Bayerischen Bauordnung 

Die Bayerische Bauordnung (BayBO) wird wie folgt 
geändert: 

1. Art. 2 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1 erhältfolgende Fassung: 

,, 1. Aufschüttungen, soweit sie nicht unmittelbare 
Folge von Abgrabungen sind," 

2. In Art. 9 Abs. 1 werden die Worte "Abstellplätze, 
Aufschüttungen und Abgrabungen" durch die Wor­
te "Abstellplätze und Aufschüttungen im Sinn des 
Art. 2 Abs. 1 Nr. 3" ersetzt. 

3. Art. 63 Abs. 1 Satz 1 Nr. 8 erhält folgende Fassung: 

,, 8. Aufschüttungen mit einer Grundfläche bis zu 
500 m2 und mit einer Höhe bis zu 2 m ," 

4. Art. 87 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Keiner Baugenehmigung, Zustimmung oder 
Bauüberwachung nach diesem Gesetz bedürfen 

1. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbe­
dürftige Anlagen in oder an oberirdischen Ge­
wässern und Anlagen, die dem Ausbau, der Un­
terhaltung oder der Benutzung eines Gewässers 
dienen oder als solche gelten, insbesondere Wehr­
anlagen. und Dämme; ausgenommen sind Ge­
bäude, Uberbrückungen, Lager-, Camping- und 
Wochenend plätze , 

2. Anlagen, die einer Genehmigung nach dem Baye­
rischen Abgrabungsgesetz (BayAbgrG) bedür­
fen, 

3. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbe­
dürftige Anlagen für die öffentliche Versorgung 
mit Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser und für die 
öffentliche Verwertung oder Beseitigung von Ab-
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wässern; ausgenommen sind oberirdische An­
lagen mit einem umbauten. Raum von mehr als 
100 m 3, Gebäude und Uberbrückungen, 

4. nichtöffentliche Eisenbahnen, nichtöffentliche 
Bergbahnen und . sonstige Bahnen besonderer 
Bauart, auf die die Vorschriften über fliegende 
Bauten keine Anwendung finden, im Sinn des 
Gesetzes über die Rechtsverhältnisse der nicht­
bundeseigenen Eisenbahnen und Bergbahnen in 
Bayern (BayEBG), 

5. Werbe anlagen , soweit sie einer Zulassung nach 
Straßenverkehrsrecht- oder nach Eisenbahn­
recht bedürfen, 

6. Anlagen, die nach dem Kreislaufwirtschafts­
und Abfallgesetz einer Genehmigung bedürfen, 

7. Beschneiungsanlagen nach Art. 59a BayWG, 

8. Anlagen, die einer gewerberechtlichen Geneh­
migung oder Erlaubnis bedürfen, 

9. Anlagen, die einer Errichtungsgenehmigung 
nach dem Atomgesetz bedürfen, 

10. Friedhöfe, die einer Genehmigung nach dem Be­
stattungsgesetz (BestG) bedürfen." 

5. Art. 89 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte "einer Million 
Deutsche Mark" durch die Worte "fünfhundert­
tausend Euro" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte "zehntausend 
Deutsche Mark" durch die Worte "fünftausend 
Euro" ersetzt. 

§8 

Änderung des Denkmalschutzgesetzes 

Art. 6 Abs. 3 des Gesetzes zum Schutz und zur Pfle­
ge der Denkmäler - Denkmalschutzgesetz - DSchG -
(BayRS 2242-1-WFK), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 23. Juli 1994 (GVBl S . 622), wird wie folgt geän­
dert: 

1. In Satz 1 werden nach dem Wort "Zustimmung" die 
Worte "oder eine abgrabungsaufsichtliche Geneh­
migung" eingefügt. 

2. In Satz 2 werden nach dem Wort "Zustimmung" die 
Worte "oder eine abgrabungsaufsichtliche Geneh­
migung" eingefügt. 

§9 

Übergangs vorschrift 

(1) lDie Vorschriften dieses Gesetzes finden keine 
Anwendung, 

1. wenn der Vorhabenträger den Antrag auf Zulassung 
des Vorhabens, der unbeschadet weitergehender 
Vorschriften über eine wirksame AntragsteIlung 

mindestens die Angaben nach § 1 Art.78e Abs. 3 
Nr. 1 enthalten muss, vor dem 14. März 1999 bei der 
zuständigen Behörde eingereicht hat oder 

2. wenn mit der öffentlichen Auslegung des Bebau­
ungsplans (§ 3 Abs. 2 Satz 1 Baugesetzbuch), in des­
sen Rahmen die Umweltverträglichkeitsprüfung 
nach diesem Gesetz durchgeführt wird, vor dem 
14. März 1999 begonnen worden ist. 

2Bedarf das Vorhaben mehrerer Zulassungen, gilt 
Satz 1 Nr. 1 mit der Maßgabe, dass der Antrag nach 
derjenigen Zulassungsvorschrift maßgebend ist, die 
den größten Kreis öffentlich-rechtlicher Beziehungen 
erfasst. 

(2) lAbsatz 1 gilt entsprechend, wenn vor dem 14. 
März 1999 ein Vorbescheid, eine erste Tdlgenehmi­
gung oder eine entsprechende Teilzulassung beantragt 
worden ist. 2Wird im Fall des Satzes 1 nach dem 13. 
März 1999 die abschließende Genehmigung, eine wei­
tere Teilgenehmigung oder eine entsprechende Teil­
zulassung beantragt, ist die Prüfung der Umweltver­
träglichkeit auf zusätzliche oder andere erhebliche 
Umweltauswirkungen zu beschränken. 

(3) Baurechtliche' Zulassungen für Abgrabungen, 
die zwischen dem 14. März 1999 und dem 1. Januar 
2000 erteilt worden sind, gelten als Genehmigungen im 
Sinn von § 2 Art. 9 fort, es sei denn, dass für Abgra­
bungen im Sinn des § 2 Art. 8 eine den Anforderungen 
der Richtlinien 85/337/EWG und 97/11/EG des Rates 
entsprechende Umweltverträglichkeitsprüfung nicht 
durchgeführt wor<;len ist. 

§ 10 

In-Kraft-Treten 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 14. März 
1999 in Kraft. 

(2) lAbweichend von Absatz 1 treten § 2 Art. 10 und 
§ 7 Nr. 5 am 1. Januar2002 in Kr<:tft. 2Bis zu diesem Zeit­
punkt ist § 2 Art. 10 mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass 

1. in Absatz 1 an die Stelle der Worte "fünfhundert­
tausend Euro " die Worte "eine Million Deutsche 
Mark" und 

2. in Absatz 2 an die Stelle der Worte "fünftausend 
Euro" die Worte "zehntausend Deutsche Mark" 

treten. 

(3) Abweichend von Absatz 1 findet § 5 Art. 6f Abs . 1 
Satz 1 bis zum 1. Januar 2000 ohne die Worte "oder mit 
anderen Sportgeräten" Anwendung. 

München, den 27. Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 28/1999 541 

2012-1-1-1,2012-2-1-1 

Gesetz 
zur Änderung polizeirechtlicher Vorschriften 

Vom 27.D.ezember 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekannt gemacht wird: 

§1 

Änderung des Polizeiaufgabengesetzes 

Art. 38 Abs. 2 des Gesetzes über die Aufgaben und 
Befugnisse der Bayerischen Staatlichen Polizei (Poli­
zeiaufgabengesetz - PAG -) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 14. September 1990 (GVBl S . 397, 
BayRS 2012-1-1-1), zuletzt geändert durch § 1 des Ge­
setzes vom 10. Juli 1998 (GVBl S . 383), wird wie folgt 
geändert: 

1. Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,, 3Die nach Art . 37 Abs. 3 festzulegenden Prüfungs­
termine oder Aufbewahrungsfristen betragen in 
der Regel bei Erwachsenen zehn Jahre, bei Jugend­
lichen fünf Jahre und bei Kindern zwei Jahre (Re­
gelfristen). " 

2. Es wird folgender Satz 6 angefügt: 

,,6Werden innerhalb der Frist der Sätze 3 bis 5 wei­
tere personenbezogene Daten über dieselbe Person 
gespeichert, so gilt für alle Speicherungen gemein­
sam der Prüfungstermin, der als letzter eintritt, oder 
die Aufbewahrungsfrist, die als letzte endet." . 

§2 

Änderung des Polizeiorganisationsgesetzes 

Das Gesetz über die Organisation der Bayerischen 
Staatlichen Polizei - Polizeiorganisationsgesetz - POG-

(BayRS 2012-2-1-1), zuletzt geändert durch § 1 d es Ge­
setzes vom 26 . Juli 1997 (GVBl S . 342), wird wie folgt 
geändert: 

1. Art . 7 Abs . 3 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,,1. der Kernenergie-, Sprengstoff- und Strah­
lungsstraftaten in den Fällen der §§ 307, 308 
Abs. 1 bis 4, §§ 309 bis 312, 326 Abs. 1 Nr. 3 dritte 
Alternative, auch in Verbindung mit Abs. 2, 4 
und 5, § 326 Abs. 3, § 327 Abs. 1 und 3 Nr. 1, 
§§ 328, 330 des Strafgesetzbuchs und der Straf­
taten nach § 40 des Sprengstoffgesetzes und 
nach §§ 19,20,22 a des Gesetzes über die Kon­
trolle von Kriegswaffen; " 

2. In Art. 11 Abs. 2 wird,,§ 5 Abs. 3 Nr. 1 und § 6 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes über die Einrichtung eines 
Bundeskriminalpolizeiamtes (Bundeskriminalam­
tes)" ersetzt durch ,,§ 4 Abs. 2 Nr. 1 und § 17 Abs. 1 
Satz 1 des Gesetzes über das Bundeskriminalamt 
und die Zusammenarbeit des Bundes und der Län­
der in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten" . 

§3 

In-Kraft-Treten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

München, den 27 . Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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Gesetz 
zur Änderung des 

Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes und 
anderer kommunalrechtlicher Vorschriften 

Vom 27. Dezember 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Aphörung des 
Senats hiermit bekannt gemacht wird: 

§ 1 

Änderung des Gemeinde- und Landkreiswahlgesetzes 

Das Gesetz über die Wahl der Gemeinderäte, der 
Bürgermeister, der Kreistage und der Landräte (Ge­
meinde- und Landkreiswahlgesetz - GLKrWG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 27. August 1995 
(GVEl S . 590, BayRS 2021-1/2-1) wird wie folgt geän­
dert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift des Art. 1 erhält folgende Fas­
sung: 

"Wahlrecht" 

b) Die Überschrift des Art. 3 erhält folgende Fas­
sung: 

" Stimmrecht" 

c) Die Überschrift des Art. 7 erhält folgende Fas­
sung: 

" Wahlehrenamt" 

d) Die Überschrift des Art. 12 erhält folgende Fas­
sung: 

"Erteilung von Wahlscheinen" 

e) Die Überschrift des Art. 23 erhält folgende Fas­
sung: 

"Wahl vorschlagsrecht" 

f) Es wird folgender Art. 23a eingefügt: 

"Art. 23a Inhalt und Form der Wahlvorschläge" 

g) Die Überschrift des Art. 25 erhält folgende Fas­
sung: 

"Unterstützung von Wahlvorschläge.n" 

h) Es wird folgender Art . 25a eingefügt: 

"Art. 25a Eintragung in Unterstützungslisten, 
Ein tragungsscheine" 

i) Die Überschrift des Art. 43 erhält folgende Fas­
sung: 

"Wahlergebnis, Stichwahl, Wiederholungs­
wahl" 

2. Art. 1 erhält folgende Fassung: 

"Art.l 
Wahlrecht 

(1) Wahlberechtigt bei Gemeinde- und Land­
kreiswahlen sind alle Personen, die am Wahltag 

1. Unionsbürger sind, 

2. das 18. Lebensjahr vollendet haben, 

:3. sich seit mindestens drei Mona ten im Wahlkreis 
mit dem Schwerpunkt ihrer Lebensbeziehun­
gen aufhalten, 

4. nicht nach Art. 2 vom Wahlrecht ausgeschlos­
sen sind. 

(2) Unionsbürger sind alle Deutschen im Sinn 
des Art. 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sowie die 
Staatsangehörigen der übrigen Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union. 

(3) IDer Aufenthalt mit dem Schwerpunkt der 
Lebensbeziehungen wird dort vermutet, wo die 
Person gemeldet ist. 21st eine Person in mehreren 
Gemeinden gemeldet, wird dieser Aufenthalt dort 
vermutet, wo sie mit der Hauptwohnung gemeldet 
ist. 3Bei der Berechnung der Frist nach Absa tz 1 N r. 
3 wird der Tag der Aufenthaltsnahme in die Frist 
einbezogen. 

(4) Wer das Wahlrecht in einer Gemeinde oder 
in einem Landkreis in folge Wegzugs verloren hat, 
jedoch innerhalb eines Jahres in den Wahlkreis 
zurückkehrt, ist mit der Rückkehr wieder wahlbe­
rechtigt. " 

3. Art. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

" Stimmrecht " 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 2 wird nach dem Wort "Stimm­
bezirk" .das Wort "innerhalb" eingefügt. 

bb) In Nummer 3 wird das Komma durch einen 
Punkt ersetzt und der folgende Halbsatz 
gestrichen. 

4. Art. 4 erhält folgende Fassung: 

" Art. 4 
Wahlorgane 

(1) IDie Wahlorgane sind Organe der Gemeinde 
oder des Landkreises. 2Sie sind an Weisungen der 
übrigen Organe der Gebietskörperschaften nicht 
gebunden. 3Die Bestimmungen über die Fachauf­
sicht bleiben unberührt. 
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(2) Wahlorgane sind 

1. der Wahlleiter (Gemeinde-, Landkreiswahllei­
ter) und der Wahlausschuss (Gemeinde-, Land­
kreiswahlausschuss) des Wahlkreises, 

2. ein Wahlvorsteher und ein Wahlvorstand für 
jeden Stimmbezirk, 

3. ein oder mehrere. Briefwahlvorsteher und 
Briefwahlvorstände. 

(3) Niemand darf die Tätigkeit von mehreren 
Wahlorganen ausüben oder in mehr als einem 
Wahlorgan Mitglied sein. 

(4) lDie Wahlausschüsse und Wahlvorstände 
verhandeln, beraten und entscheiden in öffent­
licher Sitzung, soweit nicht Rücksichten auf das 
Wohl der Allgemeinheit oder auf berechtigte An­
sprüche Einzelner entgegenstehen. 2Über den Aus­
schluss der Öffentlichkeit wird in nichtöffent­
licher Sitzung beraten und entschieden. 3Die in 
nichtöffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse 
sind der Öffentlichkeit bekannt zu geben, sobald 
die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen 
sind. 

(5) lBeschlüsse werden mit Stimmenmehrheit 
gefasst. 2Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme des vorsitzenden Mitglieds. 

(6) Die Tätigkeit der Wahlorgane endet mit dem 
Beginn der Wahlzeit des Gemeinderats oder des 
Kreistags oder mit dem Beginn der Amtszeit des 
ersten Bürgermeisters oder des Landrats." 

5. Art. 5 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Eine nicht nur vorübergehende Verhinde­
rung liegt insbesondere vor, wenn der erste 
Bürgermeister bei der ~ürgermeisterwahl oder 
der Landrat bei der Landratswahl mit seinem 
Einverständnis als sich bewerbende Person 
aufgestellt worden ist, für diese Wahl eine Auf­
stellungsversammlung geleitet hat oder für 
diese Wahl Beauftragter eines Wahlvorschlags 
oder dessen Stellvertretung ist." 

b) Absätze 2 und 3 erhalten folgende Fassung: 

,,(2) lIst der erste Bürgermeister nicht nur 
vorübergehend verhindert, bestellt der Ge­
meinderat einen der weiteren Bürgermeister, 
einen der weiteren Stellvertreter, ein sonstiges 
Gemeinderatsmitglied oder eine Person aus 
dem Kreis der Bediensteten der Gemeinde oder 
der Verwaltungsgemeinschaft zum Gemeinde­
wahlleiter. 2Außerdem ist aus diesem Perso­
nenkreis vom Gemeinderat eine stellvertreten­
de Person zu bestellen. 3 Absatz 1 Satz 3 gilt ent­
sprechend. 4Die Bestellung ist der Rechtsauf­
sichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(3) lIst der Landrat nicht nur vorübergehend 
verhindert, bestellt der Kreistag oder an seiner 
Stelle der Kreisausschuss den Stellvertreter 

·des Landrats, einen seiner weiteren Stellver­
treter, einen sonstigen Kreisrat oder eine Per­
son aus dem Kreis der Bediensteten des Land­
ratsamts zum Wahlleiter. 2 Absatz 1 Satz 3 sowie 
Absatz 2 Sätze 2 und 4 gelten entsprechend." 

c) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 1 werden nach dem Wort 
"auch" die Worte "ein sonstiges Gemeinde­
ratsmitglied oder" eingefügt. 

bb) In Nummer 2 werden nach dem Wort 
"a uch" die Worte" einen sonstigen Kreisrat 
oder" eingefügt. 

6. Art. 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird das Wort "bestellt" durch das 
Wort "berufen" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte "drei bis sechs" 
durch die Worte "mindestens zwei" sowie "Art. 
5Abs . 6 Sätze 2 und3" durch "Art. 5Abs. 6 Satz 
2" ersetzt. 

7. Art. 7 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Wahlehrenamt " 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) lZur Übernahme des Wahlehrenamts ist 
jede wahlberechtigte Person verpflichtet. 2Es 
darf nur aus wichtigem Grund abgelehnt wer­
den. 30b ein wichtiger Grund vorliegt, ent­
scheidet die Gemeinde, beim Landkreiswahl­
ausschuss der Landkreis. 4Im Übrigen gelten 
Art. 19 GO und Art. 13 LKrO entsprechend." 

c) Dem Absatz 2 wird folgender Satz 3 angefügt: 

,,3Im Übrigen gelten Art. 20 GO und Art. 14 
LKrO entsprechend." 

d) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Die Gemeinde, beim Landkreiswahl­
ausschuss der Landkreis, kann eine angemes­
sene Entschädigung vorsehen." 

8. Art. 11 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort "Stimm­
bezirk" die Worte "spätestens bis zum 
23. Tag vor dem Wahltag" eingefügt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben; der bisherige Satz 3 
wird Satz 2. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben; der bisherige Ab­
satz 3 wird Absatz 2. 

c) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 3 und wie 
folgt geändert: 

aa) Der bisherige Satz 1 wird durch folgende 
Sätze 1 und 2 ersetzt: 

,,1 Beschwerden wegen der Richtigkeit und 
der Vollständigkeit der Wählerverzeich­
nisse können innerhalb der Auslegungs­
frist schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der Gemeinde eingelegt werden. 2Falls 
diese nicht abhilft, hat sie die Beschwerde 
unverzüglich, jedoch spätestens bis zum 
zehnten Tag vor dem Wahltag, der Rechts­
aufsichtsbehörde zur Entscheidung vorzu­
legen." 
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bb) Die bisherigen Sätze 2 bis 5 werden Sätze 3 
bis 6. 

cc) Im neuen Satz 5 wird "Abs. 1" gestrichen. 

9. Art. 12 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Erteilung von Wahlsc;heinen" 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lGegen die Versagung eines Wahlscheins 
kann spätestens am sechsten Tag vor dem 
Wahltag Beschwerde an die Rechtsauf­
sichtsbehörde erhoben werden." 

bb) In Satz 3 wird "Abs. 4 Sätze 3 bis 5" durch 
"Abs. 3 Sätze 4 bis 6" ersetzt. 

10. Art. 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden nach dem Wort "stellt" die 
Worte '" vorbehaltlich einer Berichtigung 
durch den Wahlausschuss," gestrichen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Er entscheidet über die Gültigkeit der 
abgegebenen Stimmen und stellt das Er­
gebnis der Briefwahl fest. " 

bb) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

,,3Wurden weniger als 50 Wahlbriefe zuge­
lassen, entscheidet ein von der Gemeinde 
bestimmter Wahlvorstand über die Gültig­
keit der abgegebenen Stimmen aus der 
Briefwahl zusammen mit den im Abstim­
mungsraum abgegebenen Stimmen und 
stellt ein gemeinsames Ergebnis fest." 

c) In Absatz 3 Satz 2 werden nach dem Wort 
"Stimmergebnisse" die Worte "einschließlich 
der Auswertung der Stimmzettel und der Ent­
scheidungen der Wahlvorstände und der Brief­
wahlvorstände" eingefügt. 

11. Art. 20 Satz 3 wird aufgehoben; der bisherige 
Satz 4 wird Satz 3. 

12. In Art . 22 Abs·. 2 Satz 5 werden die Worte "der neu­
gewählten Gemeinderäte und Kreistage beginnt" 
durch die Worte "des neugewählten Gemeinderats 
oder des Kreistags beginnt in den Fällen der Sätze 
1 bis 3" ersetzt. 

13. Der bisherige Art. 23 wird durch folgende Art. 23 
und 23a ersetzt: 

"Art. 23 
Wahlvorschlagsrecht 

(1) lWahlvorschläge können von politischen 
Parteien und von Wählergruppen eingereicht wer­
den (Wahlvorschlagsträger). 2Der Begriff der Par­
tei richtet sich nach dem Gesetz über die politi­
schen Parteien (Parteiengesetz). 3Wählergruppen 
sind alle sonstigen Personen vereinigungen oder 
Gruppen, deren Ziel es ist, sich an Gemeinde- oder 

an Landkreiswahlen zu beteiligen. 4Neue Wahl­
vorschlagsträger sind Parteien und Wählergrup­
pen, die im Gemeinderat oder im Kreistag seit des­
sen letzter Wahl nicht auf Grund eines eigenen 
Wahlvorschlags ununterbrochen bis zum 90. Tag 
vor dem Wahltag vertreten waren. 

(2) IDie Prüfung, ob eine Wählergruppe mit 
einer bereits im letzten Gemeinderat oder im letz­
ten Kreistag auf Grund eines eigenen Wahlvor­
schlags vertretenen Wählergruppe übereinstimmt, 
richtet sich nach folgenden Gesichtspunkten: 

1. War die Wählergruppe bereits bei Einreichung 
des Wahlvorschlags zur vorhergehenden Wahl 
nach bürgerlichem Recht organisiert, gelten 
die Grundsätze des bürgerlichen Rechts . 

2. Ist die Wählergruppe nicht organisiert, ist die 
Ubereinstimmung dann gegeben, wenn min­
destens sechs Wahlberechtigte den jetzigen 
Wahlvorschlag unterzeichnet haben oder sich 
aufihm bewerben, die auch den früheren Wahl­
vorschlag unterzeichnet oder sich auf ihm 
beworben haben. Erfüllen mehrere Wähler­
gruppen diese Voraussetzungen, stimmt die­
jenige Wählergruppe mit der im letzten Ge­
meinderat oder im letzten Kreistag vertretenen 
Wählergruppe überein, die die größte Anzahl 
an übereinstimmenden unterzeichnenden oder 
sich bewerbenden Personen hat. 

2Wird ein Nachweis über die Organisation bei der 
Einreichung des Wahlvorschlags nicht erbracht , 
gilt die Wählergruppe als nicht organisiert. 

(3) IJeder Wahlvorschlagsträger darf nur einen 
Wahlvorschlag einreichen. 2Ein Mehrfachauftre­
ten eines Wahlvorschlagsträgers liegt nur dann 
vor, wenn 

1. ein Wahlvorschlagsträger mehrere Wahlvor­
schläge mit demselben Kennwort einreicht, 

2. ein Wahlvorschlagsträger mehrere Wahlvor­
schläge für verschiedene Teile des Wahlkreises 
einreicht und die räumliche Trennung im 
Kennwort zum Ausdruck bringt, 

3. mehrere Wahlvorschläge von derselben Ver­
sammlung aufgestellt worden sind, 

4. ein Wahlvorschlagsträger durch seine Organe 
einen weiteren Wahlvorschlag sonst beherr­
schend betreibt. 

3Das Handeln von Untergliederungen eines Wahl­
vorschlagsträgers ist diesem zuzurechnen. 4Der 
Wahlvorschlagsträger hat nach Aufforderung dem 
Wahlleiter mitzuteilen, für welchen Wahlvor­
schlag er sich entscheidet, falls ein Mehrfachauf­
treten festgestellt wird; unterlässt er diese Mit­
teilung, sind die Wahlvorschläge für ungültig zu 
erklären. 

Art . 23a 

Inhal t und 'Form der Wahl vorschläge 

(1) IJeder Wahlvorschlag muss von zehn Wahl­
berechtigten unterschrieben sein, die nicht sich 
bewerbende Personen oder Ersatzleute eines 
Wahlvorschlags sind. 2Jede Person darf nur einen 
Wahlvorschlag unterzeichnen; Art. 23 Abs. 3 Satz 4 
gilt entsprechend. 
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(2) 1Jeder Wahlvorschlag darf höchstens so 
viele sich bewerbende Personen enthalten, wie 
ehrenamtliche Gemeinderatsmitglieder oder Kreis­
räte zu wählen sind. 2In Gemeinden bis zu 3000 
Einwohnern und bei Mehrheitswahl kann die Zahl 
der sich bewerbenden Personen im Wahl vorschlag 
bis auf das Doppelte der zu wählenden ehrenamt­
lichen Gemeinderatsmitglieder erhöht werden. 

(3) 1Jede sich bewerbende Person darf nur in 
einem Wahlvorschlag aufgestellt werden. 2Sie 
muss hierzu ihre Zustimmung schriftlich erteilen; 
Art. 23 Abs. 3 Satz 4 gilt entsprechend. 3Die Zu­
stimmung kann nach Ablauf der Einreichungsfrist 
nicht mehr zurückgenommen werden. 

(4) 11m Wahlvorschlag kann dieselbe sich be­
werbende Person bis zu dreimal aufgestellt wer­
den. 21m Wahlvorschlag erscheinen die dreifach 
aufgestellten sich bewerbenden Personen zuerst 
und die doppelt aufgestellten vor den übrigen sich 
bewerbenden Personen. 

(5) 1Jeder Wahlvorschlag muss den Namen des 
Wahlvorschlagsträgers als Kennwort tragen. 2Ge­
meinsame Wahlvorschläge müssen die Namen 
sämtlicher daran beteiligter Parteien oder Wäh­
lergruppen tragen. 3Dem Kennwort ist eine weitere 
Bezeichnung hinzuzufügen, wenn dies zur deut­
lichen Unterscheidung der Wahlvorschläge erfor­
derlich ist; der Wahlausschuss hat dem Kennwort 
eine weitere Bezeichnung hinzuzufügen, wenn 
dies der Wahlvorschlagsträger trotz Aufforderung 
durch den Wahlleiter unterlassen hat." 

14. Art. 25 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

" Unterstützung von Wahlvorschlägen" 

b) Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) 1Wahlvorschläge von neuen Wahlvor­
schlagsträgern müssen über die nach Art. 23a 
Abs. 1 Satz 1 erforderlichen Unterschriften 
hinaus von weiteren Wahlberechtigten unter­
stützt werden. 2Neue Wahlvorschlagsträger 
benötigen keine zusätzlichen Unterstützungs­
unterschriften, wenn sie bei der letzten Land­
tagswahl oder bei der letzten Europawahl min­
destens fünf vom Hundert der im Land insge­
samt abgegebenen gültigen Stimmen oder bei 
der letzten Bundestagswahl mindestens fünf 
vom Hundert der im Land abgegebenen gül­
tigen Zweitstimmen erhalten haben." 

c) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

,,(2) Ein gemeinsamer Wahlvorschlag bedarf 
keiner zusätzlichen Unterstützungsunter­
schriften, wenn dessen Wahlvorschlagsträger 
in ihrer Gesamtheit im Gemeinderat oder im 
Kr~istag seit dessen letzter Wahl auf Grund des 
gleichen gemeinsamen Wahlvorschlags bis zum 
90. Tag vor dem Wahltag vertreten waren oder 
wenn mindestens einer der beteiligten Wahl­
vorschlagsträger keine zusätzlichen Unter­
stützungsunterschriften benötigt." 

d) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3. 

e) Der bisherige Absatz 3 wird aufgehoben. 

15. Es wird folgender Art. 25a eingefügt: 

"Art. 25a 

Eintragung in Unterstützungslisten, 
Eintragungsscheine . 

(1) 1Die Unterstütz·ungslisten werden bei Ge­
meindewahlen vom Gemeindewahlleiter und bei 
Landkreiswahlen vom Landkreiswahllei ter in den 
Gemeinden aufgelegt. 2Art. 19 gilt entsprechend. 

(2) 1Wahlberechtigte, die einen Wahlvorschlag 
unterstützen wollen, haben sich dazu in der Ge­
meinde, in der sie spätestens am letzten Tag der 
Eintragungsfrist wahlberechtigt sind, in Unter­
stützungslisten einzutragen; ausgeschlossen sind 
sich bewerbende Personen und Ersatzleute von 
Wahlvorschlägen sowie Wahlberechtigte, die sich 
in eine andere Unterstützungsliste eingetragen 
oder einen Wahlvorschlag unterzeichnet haben. 
2Art. 23 Abs. 3 Satz 4 gilt entsprechend. 3Die Zu­
rücknahme gültiger Unterschriften ist wirkungs.­
los. 

(3) 1Die Unterschrift muss eigenhändig geleis­
tet werden. 2Wer wegen Krankheit oder körper­
licher Behinderung nicht oder nur unter unzumut­
baren Schwierigkeiten in der Lage ist, einen Ein­
tragungsraum aufzusuchen, erhält auf Antrag 
einen Eintragun·gsschein. 3Die Eintragung kann in 
diesem Fall dadurch bewirkt werden, dass die 
wahlberechtigte Person auf dem Eintragungs­
schein ihre Unterstützung eines bestimmten Wahl­
vorschlags erklärt und eine Hilfsperson beauf­
tragt, die Eintragung im Eintragungsraum für sie 
vorzunehmen. 4Die wahlberechtigte Person hat 
auf dem Eintragungsschein außerdem an Eides 
Statt zu versichern, dass die Voraussetzungen nach 
Satz 2 vorliegen. 

(4) 1Gegen die Versagung eines Eintragungs­
scheins kann spätestens am sechsten Tag vor 
Ablauf der Eintragungsfrist Beschwerde an die 
Rechtsaufsichtsbehörde erhoben werden. 2Diese 
hat spätestens am vierten Tag vor dem letzten Tag 
der Eintragungsfrist über die Beschwerde zu ent­
scheiden. 3Gegen die Entscheidung der Rechtsauf­
sichtsbehörde ist der Verwaltungsrechtsweg nach 
der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) gege­
ben. 4Das Vorverfahren nach § 68 VwGO entfällt. 
5Die Klage ha t für die Durchführung des sonstigen 
Wahlverfahrens keine aufschiebende Wirkung." 

16. Art. 26 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) 1Über die Aufstellungsversammlung ist 
eine Niederschrift zu fertigen . 2Die Niederschrift 
ist von der die Aufstellungsversammlung leiten­
den Person und zwei Wahlberechtigten, die an 
der Versammlung teilgenommen haben, zu unter­
schreiben. 3Jede wahlberechtigte Person darf nur 
eine Niederschrift unterzeichnen; Art. 23 Abs. 3 
Satz 4 gilt entsprechend. 4Der Niederschrift muss 
eine Anwesenheitsliste beigefügt sein, in die sich 
diejenigen Wahlberechtigten mit Namen, An­
schrift und Unterschrift eingetragen haben, die an 
der Versammlung teilgenommen haben. " 

17. In Art. 28 Satz 4 wird "Art. 23 Abs. 5" durch 
"Art. 23a Abs. 4" ersetzt. 
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18. Art, 29 erhält folgende Fassung: 

"Art. 29 
Zulassung der Wahlvorschläge 

(1) IDer Wahlleiter hat die Wahlvorschläge 
nach Eingang unverzüglich auf Ordnungsmäßig­
keit und Vollständigkeit zu prüfen. 2Stellt er Män­
gel fest , benachrichtigt er unverzüglich die Beauf­
t~agten und fordert sie auf, diese, soweit möglich, 
bIS 18 Uhr des 41. Tags vor dem Wahltag zu besei- . 
tigen. 3Ergeben sich Zweifel an der Gültigkeit des 
Wahlvorschlags, hat der Wahlleiter den Beauftrag­
ten aufzvfordern, Unterlagen oder Erklärungen 
innerhalb dieser Frist nachzureichen, die geeignet 
sind, die Bedenken gegen die Zulassung des Wahl­
vorschlags auszuräumen. 

(2) I Der Wahlausschuss tritt am 40. Tag vor dem 
Wahltag zusammen und beschließt über die Gül­
tigkeit der dngereichten Wahlvorschläge. 2Die 
Entscheidung ist in der Sitzung bekannt zu geben. 
3Hat der Wahlausschuss einen Wahlvorschlag ganz 
oder teilweise für ungültig erklärt, hat er das dem 
Beauftragten dieses Wahlvorschlags unverzüg­
lich, möglichst noch am selben Tag mitzuteilen. 
4Gegen diese Entscheidung kann der betroffene 
Wahlvorschlags träger Einwendungen bis 18 Uhr 
des 34. Tags vor dem Wahltag erheben. 5Der Wahl­
ausschuss muss auf Einwendungen und kann von 
Amts wegen bis 24 Uhr des 33. Tags vor dem 
Wahltag über die Zulassung von Wahlvorschlägen 
nochmals beschließen. 6Bis zur abschließenden 
Entscheidung des Wahlausschusses können be­
hebbare Mängel der eingereichten Wahlvorschläge 
noch beseitigt werden. . 

(3) IHilft der Wahlausschuss Einwendungen 
nicht ab oder wird ein Beschluss, der die Gültigkeit 
eines Wahlvorschlags festgestellt hat, geändert, 
entscheidet auf Antrag des betroffenen Wahlvor­
schlagsträgers der Beschwerdeausschuss. 2Der 
Antrag ist bis 18 Uhr des 31. Tags vor dem Wahltag 
schriftlich oder zur Niederschrift beim Wahllei­
ter einzureichen. 3Der Beschwerdeausschuss ent­
scheidet bis 24 Uhr des 27. Tags vor dem Wahltag; 
dem Wahlle~ter ist Gelegenheit zur Außerung zu 
geben. 4Im Ubrigen können Beschlüsse des Wahl­
ausschusses nur bei der Überprüfung der Wahl 
nachgeprüft werden. " 

19. Art. 30 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Der Wahlleiter hat die vom Wahlausschuss 
oder vom Beschwerdeausschuss zugelassenen 
Wahlvorschläge zusammengefasst spätestens am 
26. Tag vor dem Wahltag bekannt zu machen." 

20. In Art. 31 Nr. 1 wird "Art. 23 Abs. 3 Satz 2" durch 
"Art. 23a Abs. 2 Satz 2" ersetzt. 

21. In Art . 32 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte "Zu den 
gültigen Stimmen zählen" durch die Worte "Als 
gültige Stimmen gelten insoweit" ersetzt. 

22 . In Art. 33 Satz 1 wird nach dem Wort "bewerben­
den" das Wort" wählbaren" eingefügt. 

23. Art. 39 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) lIst ein berufsmäßiger erster Bürgermeis­
ter für eine über das Ende der Wahlzeit des Ge-

meinderats oder ein Landrat für eine über das 
Ende der Wahlzeit des Kreistags hinausreichende 
Amtszeit gewählt, kann der Gemeinderat auf An­
trag des ersten Bürgermeisters oder der Kreistag 
auf Antrag des Landrats bis zu dem der nächsten 
allgemeinen Gemeinde- und Landkreiswahl vor­
ausgehenden 30. September beschließen, dass die 
Amtszeit vorzeitig mit dem Ablauf der Wahlzeit 
des Gemeinderats oder des Kreistags endet. 2Der 
Beschluss ist amtlich bekannt zu machen. " 

24. Art. 40 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) lIst zu Beginn der Wahlzeit des Gemein­
derats noch kein erster Bürgermeister oder zu Be­
ginn der Wahlzeit des Kreistags noch kein Landrat 
im Amt, kann die Rechtsaufsichtsbehörde ein Ge­
meinderatsmitglied mit der Wahrnehmung der 
Geschäfte des ersten Bürgermeisters oder einen 
Kreisrat mit der Wahrnehmung der Geschäfte des 
Landrats beauftragen. 2Der Beauftragte hat sich 
auf laufende und auf unaufschiebbare Geschäfte 
zu beschränken." 

25. Art. 41 Abs. 1 Sätze 1 und 2 erhalten folgende Fas­
sung: 

"IEndet die Amtszeit eines ersten Bürgermeisters 
nicht mit der Wahlzeit des Gemeinderats oder die 
Amtszeit eines Landrats nicht mit der Wahlzeit des 
Kreistags, bestimmt die Rechtsaufsichtsbebörde 
den Wahltermin. 2Steht schon vorher fest, wann 
die Amtszeit endet, soll die Neuwahl noch inner­
halb der letzten drei Monate dieser Amtszeit statt­
finden ; sonst soll sie innerhalb von drei Monaten 
nach Beendigung der Amtszeit abgehalten wer­
den." 

26. Art. 42 wird wie folgt geändert: 

a) Der Wortlaut im bisherigen Absatz 1 wird 
Sa tz 1; es wird folgender Sa tz 2 angefügt: 

,,2Bei der Anwendung des Art. 30 Abs. 2 Satz 1 
Nr. 2 und Satz 2 ist auch für die Wahl des ersten 
Bürgermeisters auf die Zahl der bei der letzten 
Gemeinderatswahl und für die Wahl des Land­
rats auf die Zahl der bei der letzten Kreistags­
wahl erhaltenen Sitze abzustellen." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Ein neuer Wahlvorschlagsträger bedarf 
unbeschadetdesArt. 25Abs.l Satz2 undAbs. 2 
auch dann keiner Unterstützungsunterschrif­
ten, wenn er im Gemeinderat oder im Kreistag 
seit dessen letzter Wahl auf Grund eines eige­
nen Wahlvorschlags ununterbrochen bis zum 
90 . Tag vor dem Wahltag vertreten war." 

27. Art. 43 erhält folgende Fassung: 

"Art. 43 
Wahlergebnis, Stichwahl, Wiederholungswahl 

(1) IGewählt ist, wer mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhält. 2Erhält 
niemand diese Mehrheit, findet am zweiten Sonn­
tag nach dem Wahltag eine Stichwahl unter den 
zwei Personen statt, die bei der ersten Wahl die 
höchsten Stimmenzahlen erhalten haben. 3Erhal­
ten mehr als zwei Personen die höchste Stimmen­
zakl, ist die Wahl zu wiederholen. 4Erhalten mehr 
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als eine Person die zweithöchste Stimmenzahl, 
entscheidet das Los, wer von ihnen in die Stich­
wahlkommt. 

(2) lVerliert einer der Stichwahlteilnehmer vor 
der Stichwahl die Wählbarkeit, ist die Wahl zu 
wiederholen. 2War bei der Wahl kein oder nur ein 
Wahlvorschlag zugelassen worden, können die 
nicht im Wahlvorschlag vorgeschlagenen Stich­
wahlteilnehmer vor der Stichwahl zurücktreten; 
auch in diesem Fall ist die Wahl zu wiederholen. 

(3) Stimmberechtigt für die Stichwahl ist, wer 
bereits für die erste Wahl stimmberechtigt war, so­
fern er nicht in der Zwischenzeit sein Stimmrecht 
verloren hat. 

(4) lBei der Stichwahl ist gewählt, wer von den 
abgegebenen gültigen Stimmen die höchste 
Stimmenzahl erhält. 2Bei gleicher Stimmenzahl 
entscheidet das Los. 

(5) Ist die Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
ungültig, ist die Wahl zu wiederholen. 

(6) lDie Wiederholungswahl findet an einem 
Termin statt, der innerhalb einer Frist von drei 
Monaten nach dem ersten Wahltag liegen soll. 2Den 
Wahltermin setzt die Rechtsaufsichtsbehörde fest. 
3Art. 41 Abs. 2 Sätze 3 bis 5 gelten entsprechend." 

28. Art. 44 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort "ausreichen­
den" durch das Wort "wichtigen" ersetzt; nach 
dem Wort "Grund" werden die Worte "bei Ge­
meinderats- und Kreistagswahlen" eingefügt. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) lBei Gemeinderats- und Kreistagswah­
len gilt die Wahl als angenommen, wenn sie 
nicht wirksam abgelehnt wurde. 2Bei Bürger­
meister- und Landratswahlen gilt die Wahl als 
abgelehnt, wenn sie nicht wirksam an genom­
menwurde." 

c) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird jeweils "Satz 2" gestrichen. 

bb) In Satz 2 wird das Wort " begründeten " 
durch das Wort "wirksamen" ersetzt. 

cc) In Satz 3 wird "Nr. 2" durch "Satz 2" er­
setzt. 

29. Art. 45 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 4 und wie 
folgt geändert: 

In Satz 2 wird das Wort "seiner" durch das Wort 
"der" ersetzt. 

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab­
sätze 2 und 3. 

30. Art. 47 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte "Wahlvorschlä­
ge und" durch .die Worte "Wahlvorschläge . 
oder für" ersetzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort "Wahlvor­
stände" die Worte" und der Briefwahlvor­
stände" eingefügt. 

cc) Satz 3 wird aufgehoben. 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) lWurden Wahlvorschriften verletzt und 
ist es möglich, dass bei Einhaltung der Wahl­
vorschriften ein anderes Wahlergebnis zustan­
de gekommen wäre, ist die Wahl für ungültig 
zu erklären, wenn ein richtiges Wahlergebnis 
nicht durch Berichtigung erreicht werden 
kann. 2War eine Person als Gemeinderatsmit­
glied oder als Kreisrat nicht wählbar, hat die 
Rechtsaufsichtsbehörde die Wahl nur insoweit 
für ungültig zu erklären." 

31. In Art. 49 Abs. 1 Satz 2 wird "Abs. 1" gestrichen. 

32 . In Art. 50Abs.l Satz 1 werden die Worte "amMon­
tag und am Dienstag nach dem Wahlsonntag" so­
wie die Worte "in dieser Zeit" gestrichen. 

33. Art. 51 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Ist eine Landkreiswahl mit einer Gemein­
dewahl verbunden, gelten die Absä tze 1 und 2 mi t 
der Maßgabe, dass Aufwendungen, die nicht ge­
trennt einer der beiden Wahlen zugeordnet werden 
können, Gemeinde und Landkreis je zur Hälfte 
tragen. " 

34. Art. 54 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer 
entgegen Art. 19 Abs. 1, auch in Verbindung mit 
Art. 25a Abs. 1 Satz 2, Abstimmende oder Unter­
zeichnende beeinflusst, behindert oder belästigt. " 

35. Art. 55 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird "Art. 1 Abs. 1 Nr. 2," durch 
"Art. 1 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 3," ersetzt. 

b) In Nummer 8 werden nach den Worten "die 
Einreichung," die Worte "die Unterstützung," 
eingefügt. 

§2 

Änderung der Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern 
(Gemeindeordnung - GO) wird wie folgt geändert: 

1. In die Inhaltsübersicht wird folgender Art. 18b ein­
gefügt: 

"Art. 18b Bürgerantrag" 

2. Art. 19 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte "zu Gemein­
deämtern wählbaren" gestrichen. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort" wählbaren" ge­
strichen. 

c) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Wer die Übernahme eines Ehrenamts ohne 
wichtigen Grund ablehnt, kann mit Ordnungs­
geId bis zu eintausend Deutsche Mark belegt 
werden." 
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3. In Art. 20 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte "vom Ge­
meinderat" gestrichen. 

4. Art. 20a Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte "ähnlichen Organ" 
durch die Worte "sonstigen Organ oder Gremi­
um" ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

,, 2Von der Gemeinde veranlasst sind auch Tätig­
keiten, die von einem Unternehmen, an dem sie 
unmittelbar oder mittelbar ganz oder mehrheit­
lich beteiligt ist, einem ehrenamtlich tätigen . 
Gemeindebürger übertragen werden." 

c) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden Sätze 3 bis 5. 

5. In Art. 48Abs. 2 wird das Wort "zweihundert" durch 
das Wort "fünfhundert" ersetzt. 

6. Art. 114 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Die Staatsregierung kann ferner, wenn sich 
der gesetzwidrige Zustand anders nicht beheben 
lässt, den Gemeinderat auflösen und dessen Neu­
wahl anordnen. " 

§3 

Änderung der Landkreisordnung 

Die Landkreisordnung für den Freistaat Bayern 
(Landkreisordnung - LKrO) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 22 . August 1998 (GVBI S . 826, 
BayRS 2020-3-1-1), geändert· durch § 2 des Gesetzes 
vom 26. März 1999 (GVBI S . 86), wird wie folgt geän­
dert : 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Art . 25a wird Art. 12a. 

b) Es wird folgender Art. 12b eingefügt: 

"Art. 12b Bürgerantrag" 

c) Es wird folgender Art. 107 eingefügt: 

"Art. 107 Einwohnerzahl" 

2. Art. 13 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort "wählbaren" ge­
strichen. 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Wer die Übernahme eines Ehrenamts ohne 
wichtigen Grund ablehnt, kann mit Ordnungs­
geld bis zu eintausend Deutsche Mark belegt 
werden." 

3. In Art. 14 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte "vom 
Kreistag" gestrichen. 

4. Art. 14a Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte "ähnlichen Organ" 
durch die Worte "sonstigen Organ oder Gremi­
um" ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Sa tz 2 eingefügt: 

,, 2Vom Landkreis veranlasst sind auch Tätigkei­
ten, die von einem Unternehmen, an dem er un­
mittelbar oder mittelbar ganz oder mehrheitlich 

beteiligt ist, einem ehrenamtlich tä tigen Kreis­
bürger übertragen werden. " 

c) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden Sätze 3 bis 5. 

5. In Art. 42 Abs. 2 Satz 1 wird das Wort "zweihundert" 
durch das Wort "fünfhundert" ersetzt. 

6: Art. 100 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Die Staatsregierung kann ferner, wenn sich 
der gesetzwidrige Zustand anders nicht beheben 
lässt , den Kreistag auflösen und dessen Neuwahl 
anordnen." 

§4 

Änderung der Bezirksordnung 

Die Bezirksordnung für den Freistaat Bayern (Be­
zirksordnung - BezO) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 22 . August 1998 (GVBI S . 850 , BayRS 
2020--4- 2-1) wird wie folgt geändert: 

1. Art. 13 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lDie Bezirksbürger nehmen nach den gesetzli­
chen Vorschriften an der VerWaltung des Bezirks 
teil. " 

b) Absatz 3 erhältfolgende Fassung: 

,,(3) Wer die Übernahme eines Ehrenamts ohne 
wichtigen Grund ablehnt, kann mit Ordnungs­
geld bis zu eintausend Deutsche Mark belegt 
werden." 

2. In Art. 14 Abs. 4 Satz 1 werden die Worte "vom Be­
zirkstag" gestrichen. 

3. Art. 14a Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte "ähnlichen Organ" 
durch die Worte "sonstigen Organ oder Gremi­
um" ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt: 

,, 2Vom Bezirk veranlasst sind auch Tätigkeiten, 
die von einem Unternehmen, an dem er unmittel­
bar oder mittelbar ganz oder mehrheitlichbetei­
ligt ist, einem ehrenamtlich tätigen Bezirksbür­
ger übertragen werden. " 

c) Die bisherigen Sätze 2 bis 4 werden Sätze 3 bis 5. 

4. In Art. 39 Abs. 2 wird das Wort "zweihundert" durch 
das Wort "fünfhundert" ersetzt. 

5. Art . 96 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Die Staatsregierung kann ferner, wenn sich 
der gesetzwidrige Zustand anders nicht beheben 
lässt, den Bezirkstag auflösen und dessen Neuwahl 
anordnen." 

§5 

Änderung des Gesetzes zur Ausführung der 
Verwaltungsgerichtsordnung 

Das Gesetz zur Ausführung der Verwaltungsge­
richtsordnung (AGVwGO) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 20 . Juni 1992 (GVBl S . 162, BayRS 
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34-1-1), zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 
26. Juli 1997 (GVBI S . 311), wird wie folgt geändert: 

In Art . 14 Abs. 3 werden das Komma nach dem Wort 
"Bezirkswahlgesetz" gestrichen und die Worte "dem 
Landkreiswahlgesetz und dem Gemeindewahlgesetz" 
durch die Worte" und dem Gemeinde- und Landkreis­
wahlgesetz" ersetzt. 

§6 

Ermächtigung zur Neubekanntmachung 

Das Staatsministerium des Innern wird ermächtigt, 
das Gemeinde- und Landkreiswahlgesetz ffiit neuer 
Artikelfolge neu bekannt zu machen und Unstimmig­
keiten des Wortlauts zu beseitigen. 

§7 

In-Kraft-Treten, Übergangsbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

(2) 1§ 1 dieses Gesetzes ist erstmals für die allgemei­
nen Gemeinde- und Landkreiswahlen 2002 anzuwen­
den. 2Für vorher stattfindende Gemeinde- und Land­
kreiswahlen sind die Vorschriften des Gemeinde- und 
Landkreiswahlgesetzes (GLKrWG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27 . August 1995 (GVBI S. 590, 
BayRS 2021-1/2-I)weiterhin anzuwenden. 

(3) 1§ 2 Nr. 4 Buchst. a, § 3 Nr. 4 Buchst. a und § 4 Nr. 3 
Buchst. a sind anzuwenden auf Tätigkeiten, die nach 
dem Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes 
ausgeübt werden. 2Soweit Vergütungen für Tätigkei­
ten gewährt werden, die sowohl vor als auch nach dem 
Stichtag ausgeübt worden sind, sind die Vergütungen 
entsprechend aufzuteilen. 

München, den 27 . Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b er 
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227-1-UK 

Gesetz 
zur Änderung des 

Gesetzes über den Bayerischen Landessportbeirat 

Vom 27. Dezember 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekannt gemacht wird: 

§ 1 

Art. 2 Abs. 3 des Gesetzes über den Bayerischen 
Landessportbeirat (BayRS 227-1-UK) wird wie folgt 
geändert: 

1. Die Worte ,,5 Vertreter des Bayerischen Landes­
sportverbands, " werden durch die Worte ,,3 Vertre­
ter des Bayerischen Landessportverbands, " ersetzt. 

2. Hinter den Worten ,,1 Vertreter des Verbands der 
bayerischen Sportpresse" werden der Punkt durch 
ein Komma ersetzt u.nd folgende Worte angefügt: 

,,1 Vertreter der Sportwissenschaft, 

1 Vertreter der Sportlehrer. " 

§2 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Dezember 
1999 in Kraft. 

München, den 27. Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b er 
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281-1-1 

Gesetz 
zur Änderung des 

Gesetzes über die Rechtsstellung 
des Bayerischen Roten Kreuzes 

Vom 27. Dezember 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekannt gemacht wird: 

§ 1 

Das Gesetz über die Rechtsstellung des Bayerischen 
Roten Kreuzes vom 16. Juli 1986 (GVBl S. 134, BayRS 
281-1-1) wird wie folgt geändert: 

1. Der Überschrift wird die Abkürzung ,,(BRK-Ge­
setz)" angefügt. 

2. Art. 1 Abs. 2 wird aufgehoben. Die bisherige Ab­
satzbezeichnung 1 entfällt. 

3. Es wird folgender n~uer Art. 3 eingefügt: 

"Art.3 
Rechtsaufsicht 

(1) Das Staatsministerium des Innern führt die 
Rechtsaufsicht über das Bayerische Rote Kreuz . 

(2) IDas Staatsministerium des Innern ist befugt, 
sich über alle Angelegenheiten des Bayerischen Ro­
ten Kreuzes zu unterrichten. 2Es kann insbesondere 
die Einrichtungen des Bayerischen Roten Kreuzes 
besichtigen sowie Berichte und Akten anfordern. 
3Dem Staatsministerium des Innern ist Gelegenheit 
zu geben, an den Sitzungen der satzungsmäßigen 
Gremien des Bayerischen Roten Kreuzes teilzuneh­
men; auf Verlangen ist seinen Vertretern das Wort zu 
erteilen. 

(3) Das Staatsministerium des Innern kann 
rechtswidriges Verhalten des Bayerischen Roten 
Kreuzes beanstanden und zur Herstellung recht­
mäßiger Zustände die Vornahme oder die Unterlas­
sung bestimmter Maßnahmen verlangen. 

(4) Die Absätze 2 und 3 finden nur insoweit An­
wendung, als dies mit den Grundsätzen vereinbar 
ist, die in der Präambel der Statuten der Internatio­
nalen Rotkreuz- und Rothalbmondbewegung nie­
dergelegt sind. 

(5) IDie Ausübung der rechtsaufsichtlichen Be­
fugnisse kann durch Vereinbarung zwischen dem 
Staatsministerium des Innern und dem Bayerischen 
Roten Kreuz näher geregelt werden. 2Die Vereinba­
rung wird im Bayerischen Staats anzeiger veröffen t­
licht." 

4. Die bisherigen Art. 3 und 4 werden Art. 4 und 5. 

§2 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2000 in Kraft . 

München, den 27. Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b er 
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605-3-F 

Gesetz 
zur Änderung des 

Finanza usgleichsgesetzes 
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2000) 

Vom 27. Dezember 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekannt gemacht wird: 

§ 1 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden (Finanz­
ausgleichsgesetz - FAG) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 10. Februar 1998 (GVBI S . 88, BayRS 
605-1-F), zuletzt geändert durch Gesetz vom 26. Juli 
1999 (GVBI S. 334), wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 1 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte" und für 
Zuweisungen des Staates zu den Kosten der Entsen­
dung von Beratern in die Gemeinden und Gemein­
deverbände der beigetretenen Länder" gestrichen. 

2. Art. 2 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 erhält folgende Fas­
sung: 

,,2Dabei ist der Mehrbelastung auf Grund Struktur­
schwäche Rechnung zu tragen;" 

3. Dem Art. 4 Abs. 2 wird folgende Nummer 5 ange­
fügt: 

,,5. der Gemeindeanteil am Umsatzsteueraufkom­
men nach dem Gesetz zur Fortsetzung der Un­
ternehmenssteuerreform vom 29. Oktober 1997 
(BGBI I S. 2590) und der Ausgleich nach Art. 16 
mit 100 v.H ." 

4. Art. 9 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird ,,1,10" durch ,,5,00" er­
setzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird ,,12,50" durch ,,14,00" 
ersetzt. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung: 

" 1 Die Landkreise erhalten zu dem Aufwand 
der Landratsämter als staatliche Veteri­
närämter eine jährliche Pauschale, die sich 
nach der Zahl der Tierärzte wie folgt be­
misst: 

Veterinärämter mit 

1. bis zu 2,5 Tieräriten 97500 DM 

2. mehr als 2,5 Tierärzten 
bis zu 4,5 Tierärzten 127 500 DM 

3. mehr als 4,5 Tierärzten 
bis zu 6 Tierärzten 187500 DM." 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wort " weiteren " 
das Wort" vollzeitbeschäftigten " eingefügt 
und ,,16 000" durch ,,22 500" ersetzt. 

ce) Satz 3 erhält folgende Fassung: 
,,3Bei teilzeitbeschäftigten Tierärzten ist die 
Summe ihrer Beschäftigungszeiten maßge­
bend." 

dd) In Satz 4 wird ,,20 000" durch ,,92 500" er­
setzt. 

d) Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

,,(4) lDie kreisfreien Gemeinden erhalten für 
die Wahrnehmung der ihnen als Kreisverwal­
tungsbehörde übertragenen Aufgaben der Was­
serwirtschaftsämter jährlich einen Zuschuss in 
Höhe von 1,50 DM je Eimvohner,höchstens je­
doch 220 000 DM. 2Daneben erhalten sie eine 
jährliche Pauschale in folgender Höhe: 

Kreisfreie Gemeinden mit 

1. bis zu 90 000 Einwohnern 50000DM 

2. über 90 000 bis zu 
300000 Einwohnern 70000DM 

3. über 300000 bis zu 
600000 Einwohnern 100000 DM 

4. über 600000 Einwohnern 200000 DM." 

e) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

5. Art. 10 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Eine anderweitige Verwendung der nach 
Absatz 1 bezuschussten Baurnaßnahmen gilt nicht 
als zweckwidrige Verwendung nach Art. 49 Abs. 2a 
BayVwVfG, solange und soweit die geförderten 
Baurnaßnahmen zur Erfüllung von Aufgaben des 
eigenen Wirkungskreises (Art. 7 Gemeindeordnung, 
Art. 5 Landkreisordnung, Art. 5 Bezirksordnung) 
verwendet werden; dies gilt nicht, wenn die ander­
weitige Verwendung zu entsprechenden Einnahmen 
führt. " 

6. Dem Art. 13 Abs. 1 wird folgender Satz 5 angefügt: 

,,5In den Jahren 2000 bis 2005 können unter Be­
rücksichtigung der Dringlichkeit jeweils bis zu 
100000000 DM der Mittel nach ,Art. 13e auch für 
Zuweisungen zum Bau von Wasserversorgungs­
anlagen verwendet werden." 

7. Art. 13 a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird ,,17,1" durch ,,18,6" ersetzt. 

b) In Absatz 2 wird ,,12,6" durch ,,13,6" ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 1 wird ,,8,1" durch ,,8,8" ersetzt. 
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8. In Art. 13e wird das Wort "Abwasseranlagen" durch · 
die Worte "Abwasserentsorgungs- und Wasserver­
sorgungsanlagen " ersetzt. 

9. In Art. 23 Abs. 2 Satz 1 Nr.10 werden nach ,,7" die 
Worte "Abs. 1 bis 3" und vor ,,7a" das Wort "Art." 
eingefügt. 

§2 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

(2) § 2 des Finanzausgleichsänderungsgesetzes 1999 
vom 26. Juli 1999 (GVBI S. 334, BayRS 605-9-F) wird 
wie folgt geändert: 

1. Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Worte "jeweils 62 000 000 
DM" durch die Worte "im Jahr 1999 62000000 
DMundimJahr2000 8000000DM" ersetzt. 

b) In Nummer 2 werden die Worte "jeweils QO 000 000 
DM" durch die Worte "im Jahr 1999 60000000 
DM und im Jahr 2000 40000000 DM" ersetzt. 

2. Absätze 7 und 8 erbalten folgende Fassung: 

,,(7) Abweichend von Art. 13 Abs. 2 FAG errech­
net sich die Finanzmasse für das Jahr 1999 aus dem 
um 327 384 615,38 DM und für das Jahr 2000 aus 
dem um 219692307,69 DM gekürzten Aufkommen 
an Kraftfahrzeugsteuer, das jeweils im Zeitraum 
vom 1. Oktober des vorvorhergehenden Jahres bis 
zum 30. September des vorhergehenden Jahres an­
gefallen ist. 

(8) Abweichend von Art. 13 FAG können aus 
dem ungekürzten Aufkommen an Kraftfahrzeug­
steuer, das jeweils im Zeitraum vom 1. Oktober des 
vorvorhergehenden Jahres bis zum 30. September 
des vorhergehenden Jahres angefallen ist, im Jahr 
1999 177 800 000 DM und im Jahr 2000 142800000 
DM zur Verstärkung des Ausgleichs an die Bezirke 
nach Art. 15 FAG und im Jahr 1999 35000000 DM 
für Leistungen nach § 45 a Personenbeförderungs­
gesetz verwendet werden. " 

3. In Absatz 9 werden die Worte "jeweils um 12,8 v.H." 
durch die Worte "im Jahr 1999 um 12,8 v.H. und im 
Jahr 2000 um 9,64 v.H." ersetzt. 

(3) Das Staatsministerium der Finanzen wird er­
mächtigt, das Finanzausgleichsgesetz neu bekannt zu 
machen und Unstimmigkeiten des Wortlauts zu besei­
tigen. 

München, den 27. Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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630-2-14-F 

Gesetz 
zur Änderung des 

Ha ushal tsgesetzes 1999/2000 
(Nachtragshaushaltsgesetz 2000) 

Vom 27. Dezember 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol­
gende Gesetz beschlossen, das nach Anhörung des 
Senats hiermit bekannt gemacht wird: 

§1 

Änderung des Haushaltsgesetzes 1999/2000 

Das Gesetz über die Feststellung des Haushalts­
plans des Freistaates Bayern für die Haushaltsjahre 
1999 und 2000 (Haushalts gesetz 1999/2000) vom 26. 
Juli 1999 (GVBI S . 312, BayRS 630-2-13-F), geändert 
durch § 25 des Gesetzes vom 16. Dezember 1999 (GVBl 
S . 521), wird wie folgt geändert: 

1. Art. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Für das Haushaltsjahr 2000 wird die Zahl 
,,63224477 200DM" durch die Zahl ,,67 476 292100 
DM" ersetzt. . 

b) Gleichzeitig wird der Haushaltsplan nach Maß­
gabe des diesem Gesetz als Anlage beigefügten 
Nachtrags geändert. 

2. In Art. 2 Abs. 1 Nr. 2 wird die Zahl ,,1609 990 000 DM" 
durch die Zahl" 1 372 490 000 DM" ersetzt. 

3. Dem Art. 6 wird folgender Absatz 6 angefügt: 

,,(6) 1 Zur Errichtung von Studiengängen an Hoch­
schulen und Forschungseinrichtungen im Bereich 
des Staatsministeriums für Wissenschaft, For­
schung und Kunst wird das Staatsministerium der 
Finanzen im Rahmen der High-Tech-Offensive zur 
Schaffung von Planstellen, Stellen für Angestellte 
und Stellen für Arbeiter ermächtigt. 2Diese Stellen 
erhalten den Vermerk "kw ab 1.1.2003" ." 

4. Art. 6b Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lIn den Jahren 1998 bis 2007 sind 5 730 frei wer­
dende Stellen für Beamte, Richter, Angestellte und 
Arbeiter zu sperren (einschließlich der Stellen bei 
Titel 42601 und der Stellen bei Titelgruppen der 
Einzelpläne 03B und 14), und zwar je 600 Stellen in 
den Jahren 1998 bis 2005,530 Stellen im Jahr 2006 
und 400 Stellen im Jahr 2007 ." 

5. Art. 8 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden die Worte "sowie Art. 8 Abs. 3 
und 5 des Haushaltsgesetzes 1997/1998" durch 
die Worte "sowie Art. 8 Abs. 5 des Haushaltsge­
setzes 1997/1998" ersetzt. 

b) In Absatz 3 wird beim 3. Spiegelstrich der Punkt 
durch ein Komma ersetzt. 

c) Es wird folgender Spiegelstrich angefÜgt: 

,,- Teilfläche von ca. 0,0800 ha aus dem staats­
eigenen Grundstück Flst.Nr. 5092 der Gemar­
kung Augsburg. " 

d) Es werden folgende neue Absätze 4 und 5 einge­
fügt: 

,,(4) Das Staatsministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, der Kur-GmbH Bad Reichenhall zum 
Zweck des Neubaus (Erweiterung und Neuorien­
tierung) des Rupertusbads im StaatsbadBadRei­
chenhall ein auf Dauer von 99 Jahren befristetes 
unentgeltliches Erbbaurecht auf einer bis zu rd. 
2,5000 ha großen Teilfläche der staatseigenen 
Grundstücke Flst.Nrn. 667, 668 , 669/9 und 670, 
Gemarkung Bad Reichenhall, einzuräumen. 

(5) lDas Staatsministerium der Finanzen wird 
ermächtigt, die dem Staat zur Errichtung des 
Museums der Phantasie (Sammlungen Buch­
heim) mit Erbbaurechtsvertrag vom 23. Dezem­
ber 1998 für die Dauer von 99 Jahren überlassene , 
noch zu vermessende Teilfläche von 3,9862 ha an 
dem Grundstück Flst.Nr. 242 und von 1,0500 ha 
an dem Grundstück Flst.Nr. 867 der Gemarkung 
Bernried - einschließlich des vom Staat noch zu 
errichtenden Museumsgebäudes - der Buchheim 
Stiftung für die Dauer von 50 Jahren in geeigne­
ter Weise unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. 
2Darüber hinaus wird das Staatsministerium der 
Finanzen ermächtigt, eine noch zu vermessende 
Teilfläche von ca. 1 ha der Grundstücke Flst.Nrn. 
244 und 244/2 der Gemarkung Bernried, die dem 
Staat zum Kauf bzw. zur dauerhaften entgelt­
lichen Nutzung angeboten wird, einschließlich 
des vom Staat darauf zu errichtenden Museums­
parkplatzes mit Freifläche der Buchheim-Stif­
tung in gleicher Weise.für die Dauer von 50 Jah­
ren unentgeltlich zur Verfügung zu stellen. " 

e) Die bisherigen Absätze 4 bis 6 werden Absätze 6 
b~8 . . 

6. Die Anlage zu Nummer 12.7 DBestHG 1999/2000 
wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Dem "Kap. 0310 TG 51" werden die Worte 
"und TG 52" angefügt. 

bb) Dem "Kap. 0317, 0318 und 0320" werden 
jeweils die Worte "sowie 522 33" angefügt. 

cc) In "Kap. 04 04" wird nach dem Titel ,, 11911" 
der Titel" 119 21" eingefügt. 

dd) In "Kap. 0514" wird nach dem Wort "sowie" 
der Titel ,,533 01" eingefügt. 

b) In Nummer 2 entfällt der Titel ,, 459 52". 
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§2 §4 

Änderung der Bayerischen Haushaltsordnung 

Art. 47 Abs. 2 der Ha ushaltsordnung des Freistaa tes 
Bayern - Bayerische Haushaltsordnung - BayHO -
(BayRS 630-1-F), zuletzt geändert durch § 24 des 
Gesetzes vom 16. Dezember 1999 (GVBI S . 521), erhält 
folgende Fassung: 

,,(2) lIst eine Planstelle ohne nähere Angaben als 
künftig wegfallend bezeichnet (kw-Vermerk), darf die 
nächste frei werdende Planstelle derselben oder nied­
rigeren Wertigkeit innerhalb derselben Laufbahn­
gruppe und derselben Fachrichtung bzw. die nächste 
frei werdende vergleichbare Stelle für Angestellte oder 
Stelle für Arbeiter nicht wieder besetzt werden. 21st der 
kw-Vermerk an einer höher wertigen Stelle oder ver­
gleichbaren anderen Stelle als der gemäß Satz 1 ge­
sperrten Stelle ausgebracht, tritt an Stelle des kw-Ver­
merks der Vermerk "künftig umzuwandeln" und zwar 
in die Qualität der gemäß Satz 1 gesperrten Stelle. 3Zur 
Realisierung von in den Stellen plänen ausgebrachten 
kw-Vermerken sollen die rechtlich zulässigen Verrech­
nungsmöglichkeiten genutzt werden. 4Führt das Ver­
fahren gemäß Sätze 1 und 2 zu einem nicht sachgerech­
ten Ergebnis, kann das Staatsministerium der Finan­
zen Ausnahmen zulassen." 

§3 

Änderung des Bayerischen Besoldungsgesetzes 

Das Bayerische Besoldungsgesetz - BayBesG -
(BayRS 2032-1-1-F), zuletzt geändert durch § 12 des 
Gesetzes vom 16. Dezember 1999 (GVBI S. 521), wird 
wie folgt geändert: 

In der Anlage zum Bayerischen Besoldungsgesetz 
- Bayerische Besoldungsordnungen - wird 

1. In Besoldungsgruppe A16 

a) nach dem Amt "Direktor bei der Beamtenfach­
hochschule" das Amt "Direktor bei der Staats­
bibliothek6) - als der Stellvertreter des General­
direktors -" eingefügt, 

b) folgende Fußnote 6 angefügt: 
,,6) Erhält eine Amtszulage von 212,90 DM." 

2. In Besoldungsgruppe B 2 das Amt "Direktor der 
Staatsbibliothek" gestrichen. 

3. In Besoldungsgruppe B 4 das Amt "Generaldirektor 
der Staatlichen Bibliotheken" durch das Amt "Ge­
neraldirektor der Staatsbibliothek" ersetzt. 

Änderung des Gesetzes über die Übernahme 
von Staatsbürgschaften und Garantien 

des Freistaates Bayern 

Art. 1 Abs. 1 des Gesetzes über die Übernahme von 
Staatsbürgschaften und Garantien des Freistaates 
Bayern-BÜG- (BayRS 66-1-F), geändert durch Art. 3 
des Gesetzes vom 24. Juli 1998 (GVBI S . 422) , wird wie 
folgt geändert: 

1. Satz 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 3 wird die Zahl ,,1,5 Milliarden DM" 
durch die Zahl ,,3 Milliarden DM" ersetzt. 

b) In Nummer 5 wird die Zahl ,,35 Millionen DM" 
durch die Zahl ,,300 Millionen DM" ersetzt. 

2. Es wird folgender Sa tz 2 angefügt: 

,,2Die in Satz 1 unter Nummern 1 bis 5 genannten 
Beträge sind gegenseitig deckungsfähig. " 

§5 

Änderung des Kostengesetzes 

Art. 24 Abs. 2 des Kostengesetzes vom 20. Februar 
1998 (GVBI S . 43, BayRS 2013-1-1-F), geändert durch 
Gesetz vom 10. Mai 1999 (GVBI S. 230) , wird wie folgt 
geändert: . 

1. Satz 2 wird aufgehoben. 

2. Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden Sätze 2 bis 4. 

§6 

In-Kraft-Treten, Geltungsdauer 

(1) 1Dieses Gesetz ist dringlich. 2Es tritt am 1. Januar 
2000 in Kraft. 

(2) 1§ 1 gilt bis zum Tag der Verkündung des Haus­
haltsgesetzes für das folgende Haushaltsjahr. 2Die üb­
rigen Bestimmungen dieses Gesetzes gelten unbefris­
tet. 

München, den 27. Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b er 
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Nachtragshaushalt 2000 
Gesamtplan 

Einzel- B e z e ich nun g 
plan 

1 2 

01 Landtag und Senat ........... ............... ............................. . 

02 Ministerpräsident und Staatskanzlei ................ .... ..... . 

03 Staatsministerium des Innern ................ ...... ............ ... . 

04 Staatsministerium der Justiz ........................... ........... .. 

05 Staats ministerium für Unterricht und Kultus ........... . 

06 Staatsministerium der Finanzen ... ....... ............... ... ... .. . 

07 Staatsministerium für Wirtschaft, Verkehr und 
Technologie .................. .............. .. ......... ... ....... ......... .. .. .. .. 

08 Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten - Ernährung und Landwirtschaft ......... . 

09 Staatsministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten - Staatsforstverwaltung - .............. ... ...... . 

10 Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Gesundheit ................................. . 

11 Oberster Rechnungshof ................................................. . 

13 Allgemeine Finanzverwaltung ............................ ... .. .... . 

14 Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen ... ..... ............... .... ... ............. ...... ..... ........... . 

15 Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst ......................... .. .................... ......... .. ............. . 

Summe 

Bisheriger 
Betrag 

2000 

Tsd. DM 

3 

487,0 

2041,0 

1606627,0 

1408506,5 

49561,5 

719532,3 

2097313,0 

700742 ,9 

178994,6 

576067,4 

21 ,3 

54259660,5 

237171,5 

1387750,7 

63224477,2 

Einnahmen 

Es treten 
hinzu (+), 
es fallen 
weg (-) 

Tsd. DM 

4 

+ 13088,8 

+ 3800,0 

+ 514,1 

+ 4512,0 

4600,0 

+ 896,7 

+ 4232403,3 

+ 1200,0 

+ 4251814,9 

Neuer 
Betrag 

2000 

Tsd. DM 

5 

487,0 

2041,0 

1619715,8 

1412306,5 

49561,5 

720046,4 

2101825,0 

696142,9 

178994,6 

576964,1 

21,3 

58492063,8 

237171,5 

1388950,7 

67476292,1 
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Teil I: Haushaltsübersicht 2000 

Ausgaben 
Überschuss 

Verpflich tungsermäch tigungen 

Bisheriger Es treten Neuer (+) Bisheriger Es treten Neuer 
Betrag hinzu (+), Betrag Zuschuss Betrag hinzu (+), Betrag Einzel-

2000 es fallen 2000 H 2000 es fallen 2000 plan 
wegH wegH 

Tsd. DM Tsd. DM Tsd. DM Tsd. DM Tsd. DM Tsd. DM Tsd. DM 

6 7 8 9 10 11 12 13 

150244,3 + 2000,0 152244,3 - 151757 ,3 1400,0 - 1400,0 0,0 01 

125615,5 + 9075,0 134690,5 - 132649,5 7000,0 - 7000,0 02 

8505041,9 - 112550,1 8392491,8 - 6772776,0 1241238,6 - 106906,0 1134332,6 03 

2891937,7 - 17996,0 2873941,7 - 1461635,2 98000,0 - 24760,0 73240,0 04 

13489600,7 + 64848,0 13554448,7 - 13504887,2 78750,0 + 1000,0 79750,0 05 

3101016,8 - 21035,3 3079981,5 - 2359935,1 92000,0 + 13000,0 105000,0 06 

2891120,2 + 19653,4 2910773,6 - 808948,6 291910,0 + 3800,0 295710,0 07 

2172582,1 + 24720,8 2197302,9 - 1501160,0 413308,0 - 4000,0 409308,0 08 

434301,4 - 13833,1 420468,3 - 241473,7 14510,0 - 14510,0 09 

3734642,5 - 43510,5 3691132,0 - 3114167,9 153585,0 - 4150,0 149435,0 10 

58341,6 - 58341,6 - 58320,3 0,0 - 0,0 11 

17162092,1 +4441071,7 21603163,8 + 36888900,0 1110600,0 + 2843350,0 3953950,0 13 

1179502,9 + 36805,0 1216307,9 - 979136,4 140558,0 - 2000,0 138558,0 14 

7328437,5 - 137434,0 7191003,5 - 5802052,8 627144,8 - 139500,0 487644,8 15 

63224477,2 + 4251814,9 67476292,1 - 4270004,4 + 2578434,0 6848438,4 
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Nachtragshaushaltsplan 2000 

Gesamtplan 

Teil 11: Finanzierungsübersicht für das 
Haushaltsjahr 2000 

A. Ermittlung des Finanzierungssaldos 

1. Ausgaben 
(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, 
Zuführungen an Rücklagen und Ausgaben zur Deckung 
eines Fehlbetrags) ..................................... ... ............... ... .. . 

2. Einnahmen 
(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreciitmarkt, Ent­
nahmen aus Rücklagen, Einnahmen aus Uberschüssen) 

3. Finanzierungssaldo (Nr.1 abzüglichNr. 2) .................... .. 

B. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos 

1. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt *) 

1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt .................. .. 

1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung 

1.2 .1 für Kreditmarktmittel (einschließlich Marktpflege) .... . 

1.2.2 für Ausgleichsforderungen .................................... ...... .. .. . 

1.3 Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt 
(Nr. 1.1 abzüglich Nr. 1.2) ...................... .......... ................ .. 

2. Abwicklung der Rechnungsergebnisse aus Vorjahren 

2.1 Einnahmen aus Überschüssen .................. .... .................. . 

2.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen ...................... . 

3. Rücklagenbewegung 

3.1 Entnahmen aus Rücklagen .... ............. .... ......................... . 

3.2 Zuführungen an Rücklagen ................................ ............. . 

3.3 Saldo (Nr. 3.1 abzüglich Nr. 3.2) .................................... .. .. 

4. Finanzierungssaldo 

(aus 1.3 und 3.3) ........................................................ .. ...... . 

Teil 111: Kreditfinanzierungsplan für das 
Haushaltsjahr 2000 *) 

1. Kredite am Kreditmarkt 

1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt .................. .. 

1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung 

1.2.1 für Kreditmarktmittel (einschließlich Marktpflege) .... .. 

1.2.2 für Ausgleichsforderungen ............................................ .. 

1.3 Saldo (Nr. 1.1 abzii,glichNr. 1.2) ...................................... .. 

2. Kredite im öffentlichen Bereich 

2.1 Einnahmen aus zweckbestimmten Krediten von Ge-
bietskörperschaften u. ä ................................................. .. 

2.2 Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskörperschaf -
ten u . a .............................................................................. . 

2.3 Nettokreditaufnahme (Nr. 2.1 abzüglichNr. 2.2) ............ . 

3. Kreditaufnahmen insgesamt 

3.1 Bruttokreditaufnahme (Nr. 1.1 und Nr. 2.1) .................. .. 

3.2 Ausgaben zur Schuldentilgung (Nr. 1.2 und Nr. 2.2) .... .. 

3.3 Nettokreditaufnahme (Nr. 1.3 und Nr. 2.3) .................... .. 

*) Ohne Eventualkreditermächtigung nach Art. 8 Abs. 2 HG 
1999/2000 in der Fassung des Nachtragshaushaltsgesetzes 2000. 

Bisheriger 
Betrag 

2000 

Tsd. DM 

63200627,2 

61424079,7 

1776547 ,5 

4381074,0 

2771084,0 

0,0 

1609990,0 

0,0 

0,0 

190407,5 

23850,0 

166557,5 

1776547,5 

4381074,0 

2771 084 ,0 

0,0 

1609990,0 

78739 ,0 

134851 ,0 

- 56112,0 

4459813,0 

2905935,0 

1553878,0 

Es treten 
hinzu (+), 
es fallen 
weg (- ) 

Tsd. DM 

+ 761377 ,2 

+ 382957,2 

+ 378420,0 

- 237500,0 

-
-

- 237500,0 

-
-

+ 4106357,7 

+ 3490437,7 

+ 615920,0 

+ 378420,0 

- 237500,0 

-
-

- 237500,0 

-

-
-

- 237500,0 

-
- 237500,0 

Neuer 
Betrag 

2000 

Tsd. DM 

63962004,4 

61807036,9 

2154967,5 

4143574,0 

2771084,0 

0,0 

1 372 490,0 

0,0 

0,0 

4296765,2 

3514287,7 

782477,5 

2154967,5 

4143574,0 

2771 084,0 

0,0 

1372490,0 

78739,0 

134851,0 

- 56112,0 

4222-313,0 

2905935,0 

1316378,0 
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2020-1-1-3-1, 454-1-1, 7101-1-VV 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über Aufgaben der Großen Kreisstädte, 
der Verordnung zur 

Durchführung der Gewerbeordnung und 
der Verordnung über 

Zuständigkeiten im Ordnungswidrigkeitenrecht 

Vom 14. Dezember 1999 

Auf Grund von Art. 9 Abs. 2 Satz 1 der Gemeinde­
ordnung, § 155 Abs. 2 der Gewerbeordnung in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999 
(BGEl I S. 202), geändert durch Art. 2 des Gesetzes vom 
24. März 1999 (BGBl 1 S. 385) und § 36 Abs. 2 Satz 1 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGEl 1 
S. 602), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 
25. August 1998 (BGEl I S . 2432), erlässt die Bayerische 
Staatsregierung folgende Verordnung: 

§ 1 

§ 1 der Verordnung über Aufgaben der Großen Kreis­
städte (GrKrV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. März 1991 (GVBl S. 123, BayRS 2020-1-1-3-1), 
zuletzt geändert durchVerordnung vom 8. Januar 1996 
(GVBl S. 3), wird wie folgt geändert: 

1. In Nummer 1 werden die VVorte "Art. 65 Abs. 1 und 
Art. 67" durch die VVorte "Art. 59 Abs. 1 und Art. 61" 
ersetzt. 

2. Nummem 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 

,,4. Aufgaben der Kreisverwaltungsbehörde zum 
Vollzug des Gaststättengesetzes und der auf 
Grund des Gaststättengesetzes ergangenen Ver­
ordnung (§ 1 Abs. 1 der Gaststättenverordnung) 
sowie zum Vollzug des § 15 Abs. 2 Satz 1 der 
Gewerbeordnung, soweit sich diese Vorschrift 
auf Gewerbetreibende bezieht, die den Vor­
schriften des Gaststättengesetzes unterliegen, 

5. Aufgaben der Kreisverwaltungsbehörde zum 
Vollzug der §§ 33 a und 33 i der Gewerbeord­
nung (GewO) sowie des § 15 Abs. 2 Satz 1 GewO, 
soweit sich diese Vorschrift auf Gewerbebetrie­
be bezieht, die den Vorschriften der §§ 33 a und 
33 i GewO unterliegen, und zum Vollzug der 
§§ 69 bis 69 b sowie § 70 a GewO, auch in Ver­
bindung mit § 60 b Abs. 2 GewO (§ 1 Abs. 2 Satz 1 
N r. 1 der Verordnung zur Durchführung der Ge­
werbeordnung), " 

§2 

§ 1 Abs. 3 der Verordnung zur Durchführung der Ge­
werbeordnung (GewV) vom 24. September 1998 (GVBl 
S . 675, BayRS 7101-1-VV) erhält folgende Fassung: 

,,{3) Die kreisangehörigen Gemeinden, denen 
durch Rechtsverordnung nach Art. 59 Abs. 2 der 

Bayerischen Bauordnung die Aufgaben der unteren 
Bauaufsichtsbehörden übertragenwurden, sind zu­
ständig für den Vollzug der §§ 33 a und 33 i der 
Gewerbeordnung sowie des § 15 Abs. 2 Satz 1 der 
Gewerbeordnung, soweit sich diese Vorschrift auf 
Gewerbebetriebe bezieht, die den Vorschriften der 
§§ 33 a und 33 i der Gewerbeordnung unterliegen, 
und für den Vollzugder§§ 69 bis 69 b sowie § 70 ader 
Gewerbeordnung, auch in Verbindung mit § 60 b 
Abs. 2 der Gewerbeordnung. " 

§3 

§ 2 Abs. 2 der Verordnung über Zuständigkeiten im 
Ordnungswidrigkeitenrecht (ZuVOVViG) vom 21. Ok­
tober 1997 (GVEl S . 727, BayRS 454-1-1), zuletzt geän­
dert durch Verordnung vom 22. Juni 1999 (GVEl S . 264, 
ber. S. 356), wird wie folgt geändert: 

1. Nach den VVorten "übertragen worden sind," wer­
den die VVorte "sowie diejenigen kreis angehörigen 
Gemeinden, denen nach § 1 Abs. 3 der Verordnung 
zur Durchführung der Gewerbeordnung (GewV) 
und § 1 Abs. 2 der Verordnung zur Ausführung des 
Gaststättengesetzes (GastV) Aufgaben übertragen 
worden sind," eingefügt . 

2. Nummer 5 erhält folgende Fassung: 

,,5. § 144 Abs. 1 Nr. 1 Buchst. c und d, Abs. 2 Nm. 1, 
3 und 4, § 145 Abs. 1 Nm. 2 und 4, Abs. 2 Nm. 1 
und 7 Buchst. bund c und Abs. 3 Nm. 1 und 5 bis 
9 sowie § 146 Abs. 2 Nm. 1 und 4 bis 9 der Ge­
werbeordnung (GewO), soweit sich diese Vor­
schriften auf Gewerbetreibende beziehen, die 
den Vorschriften der §§ 14, 33 a, 33 c, 33 d, 33 i, 
55 c, 55 f, 56 a, 60 a, 60 b, 67, 69, 69 a, 70 a und 
70 b GewO unterliegen," 

§4 

Diese Verordnung tritt am 1. Februar 2000 in Kraft. 

München, den 14. Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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2162-4-A 

Verordnung 
über die Schiedsstelle in der Jugendhilfe 

(JSchV) 

Vom 14. Dezember 1999 

Auf Grund des § 78g Abs. 4 des Achten Buchs So­
zialgesetzbuch (SGB VIII) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 8. Dezember 1998 (BGEl I s. 3546) er­
lässt die Bayerische Staatsregierung folgende Verord­
nung: 

§ 1 

Bildung und Aufgabe der Schiedsstelle 

Bei der Regierung von Niederbayern wird eine 
Schiedsstelle als staatliche Behörde gebildet; sie hat 
die Aufgabe, über die Gegenstände, die Vereinbarun­
gen nach § 78b Abs. 1 SGB VIII unterliegen, zu ent­
scheiden, soweit eine Einigung der Parteien nicht zu­
stande gekommen ist. 

§2 

Beteiligte Organisationen 

(1) An der Schiedsstelle beteiligte Organisationen 
auf der Seite der Träger der Einrichtungen sind 

1. für die Gruppe der freigemeinnützigen Träger: 

- die Mitgliedsverbände der Arbeitsgemeinschaft 
der freien Wohlfahrtspflege in Bayern, 

2. für die Gruppe der privat-gewerblichen Träger: 

- der Verband privater Kinderheime (VPK), Lan­
desverband Bayern des VPK-Bundesverbandes 
privater Träger der freien Kinder-, Jugend- und 
Sozialhilfe e.v. und 

3. für die Gruppe der kommunalen Träger: 

- der Bayerische Landkreistag und 

- der Bayerische Städtetag. 

(2) Beteiligte Organisationen auf der Seite der ört­
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind: 

- der Bayerische Landkreistag und 

- der Bayerische Städtetag. 

§3 

Bestellung des vorsitzenden Mitglieds 
und dessen Stellvertreter 

(1) lDas vorsitzende Mitglied der Schiedsstelle und 
dessen Stellvertreter werden auf gemeinsamen Vor­
schlag der beteiligten Organisationen (§ 2) von der Re­
gierung von Niederbayern bestellt. 2Kommt eine Eini­
gung nicht zustande, kann jede Organisation Einzel­
vorschläge 'einreichen; aus diesen werden das vorsit­
zende Mitglied und dessen Stellvertreter durch Los von 

der Regierung von Niederbayern bestimmt. 3Wird bis 
spätestens zwei Monate vor Beginn einer neuen Amts­
periode kein oder nur ein Einzelvorschlag nach Satz 2 
eingereicht, bestimmt die Regierung von Niederbayern 
das vorsitzende Mitglied oder dessen Stellvertreter. 
4Wenn das vorsitzende Mitglied oder dessen Stellver­
treter vorzeitig ausscheidet, gelten die Sätze 1 bis 3 
entsprechend mit der Maßgabe, dass der gemeinsame 
Vorschlag oder die Einzelvorschläge bis spätestens 
zwei Monate nach dem Ausscheiden vorliegen müssen, 

(2) Das vorsitzende Mitglied und sein Stellvertreter 
dürfen keiner der beteiligten Organisationen (§ 2) an­
gehören. 

(3) Die Bestellung ist der Geschäftsstelle schriftlich 
bekannt zu geben, diese unterrichtet die beteiligten 
Organisa tionen. 

§4 

Bestellung der Mitglieder 

(1) Von den neun weiteren Mitgliedern der Schieds­
stelle werden von den jeweiligen beteiligten Organisa­
tionen (§ 2) bestellt: 

1. für die Gruppe der freigemeinnützigen Träger (§ 2 
Abs. 1 Nr. 1) drei Mitglieder in Reihenfolge, 

2. für die Gruppe der privat-gewerblichen Träger (§ 2 
Abs, 1 Nr. 2) ein Mitglied, 

3. für die Gruppe der kommunalen Träger (§ 2 Abs. 1 
Nr. 3) ein Mitglied, 

4. für den Bayerischen Landkreistag und den Baye­
rischen Städtetag als Vereinigungen der örtlichen 
Träger der Jugendhilfe (§ 2 Abs . 2) je zwei Mitglie­
der. 

(2) Für jedes Mitglied werden entsprechend Absatz 1 
jeweils mindestens ein, höchstens aber vier stellvertre­
tende Mitglieder in Reihenfolge bestimmt. 

(3) lBestellt die jeweilige Gruppe nicht bis spätes­
tens zwei Monate vor Beginn einer neuen Amtsperiode 
oder nach dem vorzeitigen Ausscheiden eines Mit­
glieds oder stellvertretenden Mitglieds ein neues Mit­
glied oder ein neues stellvertretendes Mitglied oder 
wird keine Einigung über die Reihenfolge erzielt, so 
kann jede beteiligte Organisation für ihre Gruppe 
einen Vorschlag einreichen. 2 Aus den eingereichten 
Vorschlägen bestellt die Regierung von Niederbayern 
die Mitglieder oder die stellvertretenden Mitglieder 
oder bestimmt die Reihenfolge. 

(4) § 3 Abs. 3 gilt entsprechend. 
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§5 

Besetzung der Schiedsstelle 

(1) Die Schiedsstelle ist für die Entscheidung neben 
dem vorsitzenden Mitglied mit acht weiteren Mitglie­
dern besetzt: 

- mit den vier Mitgliedern der Vereinigungen der 
örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe (§ 4 
Abs. 1 Nr. 4), 

- mit den drei Mitgliedern der Gruppe der freige­
meinnützigen Träger (§ 4 Abs. 1 Nr. 1) und 

- mit dem Mi tglied der Gruppe der pri va t-gewerb­
lichen Träger (§ 4 Abs. 1 Nr. 2). 

(2) In Angelegenheiten eines kommunalen Trägers 
einer Einrichtung tritt das nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 bestellte 
Mitglied an die Stelle des nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 bestell­
ten Mitglieds. 

(3) In Angelegenheiten eines bestimmten freige­
meinnützigen oder privat-gewerblichen Trägers einer 
Einrichtung ist nach Reihenfolge jedenfalls ein Sitz 
der jeweiligen Gruppe mit einem Mitglied oder stell­
vertretenden Mitglied, das den bestimmten Träger ver-
tritt, zu besetzen. . 

§6 

Amtsperiode 

(1) Die Amtsperiode der Schiedsstelle beträgt vier 
Jahre. 

(2) Das Amt der Mitglieder und der stellvertreten­
den Mi tglieder endet grundsätzlich mi t dem Ablauf der 
Amtsperiode; bis zur Neubestellung führen sie die Ge­
schäfte weiter. 

(3) lScheidet ein Mitglied oder ein stellvertretendes 
Mitglied vor Ablauf der Amtsperiode aus, ist ein neues 
Mitglied oder stell vertretendes Mi tglied für die Zei t bis 
zum Ablauf der Amtsperiode zu bestellen. 2Absatz 2 
gilt entsprechend. 

(4) Eine erneute Bestellung ist zulässig. 

§7 

Abberufung und Verzicht 

(1) lAuf gemeinsamen Antrag der beteiligten Orga­
nisationen hat die Regierung von Niederbayern das 
vorsitzende Mitglied oder dessen Stellvertreter abzu­
berufen. 2Beantragt nur eine der beteiligten Organisa­
tionen die Abberufung und kommt eine Einigung der 
beteiligten Organisationen nicht zustande, kann die 
Regierung von Niederbayern das vorsitzende Mitglied 
oder dessen Stellvertreter aus wichtigem Grund abbe­
rufen. 

(2) lDie beteiligten Organisationen können die je­
weils von ihnen bestellten Mitglieder und die stellver­
tretenden Mitglieder jederzeit abberufen. 2Das vor­
sitzende Mitglied, dessen Stellvertreter, die übrigen 
Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder kön­
nen durch schriftliche Erklärung gegenüber der Ge­
schäftsstelle ihr Amt ohne Angabe von Gründen nie­
derlegen. 3§ 3 Abs. 3 gilt entsprechend. 4Die Abberu-

fung oder Niederlegung wird bei einem laufenden Ver­
fahren mit Ablauf des Verfahrens wirksam, ansonsten 
mit Eingang der Mitteilung. 

§8 

Amtsführung 

(1) lDie Mit~lieder der Schiedsstelle führen ihr Amt 
als Ehrenamt. Sie sind an Weisungen nicht gebunden. 

(2) lDie Mitglieder der Schiedsstelle sind verpflich­
tet, an den Sitzungen teilzunehmen oder bei Verhinde­
rung die sie vertretenden Mitglieder und die Ge­
schäftsstelle zu benachrichtigen. 2Die Erklärung der 
Verhinderung ist ausreichend. 

(3) Die Mitglieder der Schiedsstelle und die stellver­
tretenden Mitglieder haben während Ulld nach Beendi­
gung ihrer Tätigkeit in der Schiedsstelle über die ihnen 
bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwiegen­
heit zu bewahren. 

§9 

Ablehnung von Mitgliedern 

(1) lFür den Ausschluss von der Mitwirkung an der 
Entscheidung und für die Ablehnung des vorsitzenden 
Mitglieds der Schiedsstelle und dessen Stellvertreters 
gelten §§ 16 und 17 des Zehnten Buchs Sozialgesetz­
.buch entsprechend. 2Für die übrigen Mitglieder und 
die stellvertretenden Mitglieder der Schiedsstelle 
kommt eine Ablehnung auss chließlich im Fall des § 17 
SGB X in Betracht. 

(2) Scheidet in einem laufenden Verfahren ein Mit­
glied durch Ablehnung aus, nimmt das stellvertreten­
de Mitglied nach der bestimmten Reihenfolge am wei­
teren Verfahren teil. 

§ 10 

Geschäftsstelle 

Die Geschäfte der Schiedsstelle werden bei der Re­
gierung von Niederbayern geführt. 

§1l 

Geschäftsordnung 

lDie Schiedsstelle gibt sich eine Geschäftsordnung, 
die das Nähere zum Verfahren regelt. 2Die Geschäfts­
ordnung bedarf der Zustimmung der in § 2 genannten 
Organisationen. 

§ 12 

Antragsverfahren 

lDas Schiedsverfahren ist einzuleiten, wenn eine der 
Parteien die Entscheidung der Schiedsstelle schrift­
lich bei der Geschäftsstelle beantragt (§ 78g Abs. 2 
SGB VIII). 21m Antrag sind die Ergebnisse der voran­
gegangenen Verhandlungen, die Gegenstände, über die 
keine Einigung erzielt werden konnte, sowie die Mit­
gliedschaft in einer Vereinigung der Träger anzugeben. 
3Der Antrag soll ein bestimmtes Begehren enthalten. 
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§.13 1. den Ort und den Tag der Verhandlung, 

Vorbereitung und Leitung der Sitzungen 

(1) Das vorsitzende Mitglied bestimmt Zeit und Ort 
der Sitzung und veranlasst die Ladung der Parteien 
und der Mitglieder der Schiedsstelle. 

(2) IDie Ladungsfrist betragt mindestens zwei Wo­
chen; bei Eilbedürftigkeit kann das vorsitzende Mit­
glied eine kürzere Frist festlegen. 2Die Ladung enthält 
Angaben von Ort und Zeit, die Tagesordnung und die 
für die Mitglieder der Schiedsstelle entscheidungser­
heblichen Unterlagen. 3Jedes Mitglied der Schieds­
steIle kann verlangen, Einsicht in die vollständigen 
von den Parteien eingereichten Unterlagen zu nehmen. 

(3) Das vorsitzende Mitglied bereitet die Sitzungen 
vor und leitet sie. 

(4) IDie Schiedsstelle bedient sich aller Beweismit-' 
tel, die sie für erforderlich hält. 2§§ 20, 21 Abs. 1 und 3 
SGB X gelten entsprechend. 

(5) Das vorsitzende Mitglied wirkt zu jedem Zeit­
punkt des Verfahrens auf eine gütliche Einigung hin. 

§14 

Verhandlung 

(1) IDie Schiedsstelle entscheidet auf Grund münd­
licher, nichtöffentlicher Verhandlung durch Beschluss. 
2Einer mündlichen Verhandlung bedarf es nicht, wenn 
beide Parteien ausdrücklich auf sie verzichten. 3Es 
kann in Abwesenheit der Parteien verhandelt werden, 
falls in der Ladung darauf hingewiesen wurde. 4Ferner 
kann das vorsitzende Mitglied ein schriftliches Ver­
fahren anordnen, wenn die Sache keine besonderen 
Schwierigkeiten tatsächlicher oder rechtlicher Art 
aufweist; auf Antrag einer Partei ist mündlich zu ver­
handeln. 5Die Parteien sind zur Mitwirkung verpflich­
tet. 

(2) Die Schiedsstelle ist beschlussfähig, wenn die 
Mitglieder ordnungsgemäß geladen und von der Seite 
der Träger der Einrichtungen und von der Seite der 
Vereinigungen der örtlichen Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe mindestens je zwei Mitglieder und der 
Vorsitzende oder sein Stellvertreter anwesend sind. 

(3) IDie Schiedsstelle entscheidet mit einfacher 
Stimmenmehrheit. 2Jedes Mitglied hat eine Stimme. 
3Stimmenthaltung ist nicht zulässig. 4Bei Stimmen­
gleichheit entscheidet die Stimme des vorsitzenden 
Mitglieds. 

(4) Die Beratung und die Beschlussfassung erfolgen 
in Abwesenheit der Parteien. 

(5) IDie Parteien können das Verfahren durch einen 
Vergleich zur Niederschrift der Schiedsstelle beenden. 
2Der Antragsteller kann bis zur Entscheidung der 
Schiedsstelle seinen Antrag zurücknehmen. 31m Fall 
des Vergleichs, der Antragsrücknahme oder der Erle­
digung des Antrags in sonstiger Weise ist über die Kos­
ten zu entscheiden (§ 17). 

(6) lÜber die mündliche Verhandlung ist eine Nie­
derschrift zu fertigen. 2Die Niederschrift muss Anga­
ben enthalten über 

2. die Namen des vorsitzenden Mi tglieds, der wei teren 
Mitglieder, der erschienenen P arteien und der Sach­
verständigen, 

3. den behandelten Verfahrensgegenstand und die ge­
stellten Anträge, 

4. den wesentlichen Inhalt der Aussagen der Zeugen 
und Sachverständigen, 

5. das Ergebnis eines Augenscheins. 

3Die Niederschrift ist klar und möglichst kurz abzu­
fassen , auf Anlagen kann verwiesen werden. 4Sie ist 
vom vorsitzenden Mitglied zu unterzeichnen. 

§ 15 

Entscheidung 

IDie Entscheidung der Schiedsstelle ist den Parteien 
schriftlich bekannt zu geben. 21hr In-Kraft-Treten be­
stimmt sich nach § 78g Abs. 3 SGB VIII. 

§ 16 

Entschädigung 

(1) IDas vorsitzende Mitglied und dessen Stellver­
treter erhalten eine Reisekostenvergütung nach den 
für Beamte des Staates geltenden Vorschriften unter 
Gleichstellung mit den Beamten der BesGr. A 16. 2Das 
vorsi tz ende Mi tglied erhält für den sonstigen Zei t- und 
Arbeitsaufwand eine Fallpauschale von 200 Euro. 3Die 
Fallpauschale ermäßigt sich bei Antragsrücknahme 
oder Erledigung auf andere Weise auf 50 Euro. 

(2) Die übrigen Mitglieder der Schiedsstelle erhal­
ten Reisekostenvergütung sowie Ersatz für sonstige 
Auslagen von den Vereinigungen, die sie bestellt ha­
ben, nach deren Regelungen. 

(3) Sachverständige und Zeugen erhalten auf An­
trag eine Entschädigung nach dem Gesetz über die 
Entschädigung von Zeugen und Sachverständigen. 

(4) Ansprüche nach den Absätzen 1 und 3 sind bei 
der Geschäftsstelle geltend zu machen. 

§ 17 

Kosten 

(1) IFür jedes Verfahren der Schiedsstelle wird zur 
Deckung der Kosten (anteilige Personal- und Sachkos­
ten der Geschäftsstelle einschließlich der Entschädi­
gung nach § 16 sowie der Auslagen) eine Gebühr erho­
ben. 2Die Gebühr wird vom vorsitzenden Mi tglied nach 
der Bedeutung der Angelegenheit und des Zeit- und 
Verwaltungsaufwands 'festgesetzt; sie beträgt zwi­
schen 400 und 7 700 Euro. 3Daneben werden Auslagen 
im Sinn von Art. 10 des Kostengesetzes im Beschluss 
festgesetzt 

(2) IGebühr und Auslagen werden dem unterliegen­
den Teil auferlegt, bei teilweisem Obsiegen und Unter­
liegen nach entsprechender Quote. 21m Fall des Ver­
gleichs, der Antragsrücknahme oder der Erledigung 
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des Antrags in sonstiger Weise, ist über die Kosten nach 
billigem Ermessen unter Berücksichtigung des bishe­
rigen Sach- und Streitstandes zu entscheiden. 

§ 18 

Rechtsaufsicht 

(1) Die Rechtsaufsicht über die Schiedsstelle führt 
die Regierung von Niederbayern. 

(2) Das Staatsministerium für Arbeit und Sozial­
ordnung, Familie, Frauen und Gesundheit ist obere 
Rechtsaufsichtsbehörde. 

§ 19 

In-Kraft-Treten, Übergangsregelungen 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2000 in 
Kraft. 

(2) IDie erste Amtsperiode beginnt am 1. März 2000 . _ 
2§ 3 Abs. 1 Satz 3 und § 4 Abs. 3 sind mit der Maßgabe 
anwendbar, dass spätestens ein Monat nach In-Kraft­
Treten dieser Verordnung der gemeinsame Vorschlag 
oder die Einzelvorschläge eingereicht sein müssen. 

(3) Bis 31. Dezember 2001 beträgt die Fallpauschale 
nach § 16 Abs. 1 Satz 2 400 DM und nach § 16 Abs. 1 
Satz 3 100 DM sowie der Gebührenrahmen nach § 17 
Abs.1 Satz 2 zwischen 800 DMund 15400 DM. 

München, den 14. Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 

565 
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Verordnung' 
zur Anpassung von Verordnungen an das 

Gesetz zur Abschaffung des Bayerischen Senates 

Vom 21. Dezember 1999 

Es erlassen auf Grund von 

1. Art. 53 der Verfassung, 

Art. 55 Nr. 2 Satz 2 der Verfassung, 

§ 6 Abs. 1 Satz 4 und § 50 Abs. 1 des Waffengesetzes 
(WaffG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
8. März 1976 (BGBl I S. 432), zuletzt geändert durch 
Art. 2 des Gesetzes vom 21. November 1996 (BGBl I 
S . 1779), 

Art. 26 des Gesetzes über die Errichtung und die 
Aufgaben einer Anstalt des öffentlichen Rechts 
"Der Bayerische Rundfunk" (Bayerisches Rund­
funkgesetz - Bayl{G) in der Fassung der Bekannt­
machung vom 25 . Februar 1994 (GVBI S . 242, 
BayRS 2251-1-WFK), zuletzt geändert durch § 18 
des Gesetzes vom 16. Dezember 1999 (GVBl s. 521) 
und Art. 13 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Ent­
wicklung, Förderung und Veranstaltung privater 
Rundfunkangebote und anderer Mediendienste in 
Bayern (Bayerisches Mediengesetz - BayMG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Januar 1999 
(GVBl S . 8, BayRS 2251-4-S), geändert durch § 19 
des Gesetzes vom 16. Dezember 1999 (GVBI S. 521), 

Art. 43 Abs. 1 und Art. 55 Nr. 2 der Verfassung, 

die Bayerische Staatsregierung 

2. Art. 14 des Gesetzes über den Senat (BayRS 1101-1-1), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 23 . Dezember 
1994 (GVBI S .1048), 

das Bayerische Staatsministerium des Innern 

folgende Verordnung: 

§1 

Aufhebung von Wahlordnungen 

Es werden aufgehoben: 

1. die Wahlordnung für die Wahl der Vertreter der 
Land- und Forstwirtschaft in der Fassung vom 
24. September 1956 (BayBSVI I S. 121), 

2. die Wahlordnung für die Wahl der Vertreter der 
Industrie und des Handels in den Senat vom 
17. März 1956 (BayBSVIIIS. 586), 

3. die Wahlordnung für die Wahl der Vertreter des 
Handwerks in den Senat vom 7. Dezember 1955 
(BayBSVIII S. 505), 

4. die Wahlordnung für die Wahl der Vertreter der 
Gewerkschaften vom 21. November 1953 (Bay­
BSVI 11 S. 99), zuletzt geändert durch Bekannt­
machung vom 16. Juli 1963 (StAnz Nr. 30), 

5. die Wahlordnung für die Wahl der Vertreter der 
freien Berufe in den Bayerischen Senat vom 4. No­
vember 1959 (StAnz Nr. 46), 

6. die Verordnung über die Wahl der Vertreter der 
Genossenschaften im Senat (Wahlordnung Genos­
senschaften - WahlOGen) vom 4. Juli 1995 (GVBI 
S. 429 , BayRS 1101-1-1-1), 

7. die Wahlordnung für die Wahl der Vertreter der 
Wohltätigkeits organisationen vom 17. Oktober 1947 
(BayBSVI I S. 122), 

8. die Wahlordnung für die Wahl der Vertreter der 
Hochschulen und Akademien in der Fassung vom 
11. Februar 1950 (BayBSVII S. 119), 

9. die Wahlordnung für die Wahl der Vertreter des 
Bayerischen Städteverbands vom 19. September 
1947 (BayBSVII S. 121) , 

10. die Wahlordnung für die Wahl der Vertreter des 
Bayerischen Gemeindetags vom 1. März 1952 
(BayBSVII S . 247), 

11. die Wahlordnung für die Wahl der Vertreter des 
Bayerischen Landkreisverbandes vom 31. Mai 
1949 (BayBSVI I S . 123). 

§2 

Änderung der Verordnung über die Geschäftsverteilung 
der Bayerischen Staatsregierung 

Die Verordnung über die Geschäftsverteilung der 
Bayerischen Staatsregierung (StRGVV) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. November 1998 (GVBl 
S . 928, BayRS 1102-2-S) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 Satz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 6 werden die Worte "Landtags- und 
Senatsbeschlüsse" durch das Wort "Landtagsbe­
schlüsse" ersetzt, 

b) in Nummer 9 b Buchst. f werden die Worte "und 
des Senats" gestrichen. 

2. In § 3 Nr. 2 werden die Worte "des Senatsgesetzes, " 
gestrichen. 

§3 

Änderung der Verordnung zur Ausführung des 
Gesetzes über das Wappen des Freistaates Bayern 

In § 1 Nr. 1 der Verordnung zur Ausführung des Ge­
setzes über das Wappen des Freistaates Bayern 
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(AVWpG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Dezember 1998 (GVBl1999 S . 29,1130-2-2-1) wer­
den die Worte "der Bayerische Senat," gestrichen. 

§4 

Änderung der Verordnung zur 
Ausführung des Waffengesetzes 

§ 1 der Verordnung zur Ausführung des Waffen­
gesetzes - AVWaffG - (BayRS 2186-1-1) wird wie folgt 
geändert: 

1. In Absatz 5 werden die Worte "die Dienststellen der 
Bayerischen Grenzpolizei " ersetzt durch die Worte 
"die mit der Kontrolle des grenzüberschreitenden 
Verkehrs beauftragten Behörden (Grenzbehörden)" . 

2. Absatz 7 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Für Mitglieder und Bedienstete des Landtags ist 
in diesen Fällen das Staatsministerium des Innem 
zuständig. " 

§5 

Änderung der Verordnung über die 
Wahlen zum Rundfunkrat und zum Medienrat 

Die Verordnung über die Wahlen zum Rundfunkrat 
und zum Medienrat (BayRS 2251-1-1-WFK) , geändert 
durch Verordnung vom 11. Dezember 1984 (GVBI 
S . 529), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Satz 1 wird "Art. 6 Abs. 3 Nm. 5 bis 20 Bay­
RuFuG" ersetzt durch "Art. 6 Abs. 3 Nm. 4 bis 19 
BayRG" . 

2. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird "Art. 6 Abs. 3 Nm. 5, 7,8 , 
11, 12, 15 und 17 BayRuFuG" ersetzt durch "Art. 6 
Abs. 3 Nm. 4, 6, 7, 10, 11, 14 und 16 BayRG" 

b) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) Teilnahmeberechtigt für die Wahl der 
Vertreter der Gewerkschaften im Sinn von Art. 6 
Abs. 3 Nm. 4 und 7 BayRG sind für die Gruppen 
der Arbeiter oder der Angestellten oder der 
Berufsbeamten diejenigen Organisationen, die 
durch ihr ausschließliches Wirken für alle An­
gehörigen entweder einer oder aller aufgeführten 
Gruppen in Bayern von erheblicher Bedeutung 
sind (Spitzenorganisationen)." . 

3. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird "Art. 6 Abs. 3 Nm. 5, 7,8, 
11,12,15 (Lehrerverbände, Elternvereinigungen) 
und Nr. 17 BayRuFuG" ersetzt durch "Art. 6· Abs. 3 
Nm. 4, 6, 7, 10, 11, 14 (Lehrerverbände, Eltern­
vereinigungen) und Nr. 16 BayRG" 

b) in Absatz 2 Satz 1 wird ,,(Art. 6 Abs. 3 Nr. 15 
BayRuFuG)" ersetzt durch ,,(Art. 6 Abs. 3 Nr. 14 
BayRG)" .• 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte "das Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus" ersetzt durch 
die Worte "die Staatskanzlei" 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

5. In § 5 Abs. 2 wird "Art. 6 Abs. 3 Nm. 5, 7,8,11,12,15 
und 17 BayRuFuG" ersetzt durch "Art. 6 Abs. 3 
Nm. 4,6 , 7, 10, 11, 14 und 16BayRG"; die Worte "das 
Staatsministerium für Unterricht und Kultus" wer­
den ersetzt durch die Worte "die Staatskanzlei ". 

6. § 6 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte "dem Staatsministe­
rium für Unterricht und Kultus" ersetzt durch 
die Worte "der Staatskanzlei " 

b) in Satz 3 wird das Wort "Dieses" ersetzt durch 
das Wort "Diese" . 

7. In § 8 wird "Art. 6 Abs. 3 Nr. 4 BayRuFuG" ersetzt 
durch "Art. 6 Abs. 3 Nr. 3 BayRG". 

§6 

Änderung der Verordnung über die 
gerichtliche Vertretung des Freistaates Bayern 

§ 1 Abs . 2 der Verordnung über die gerichtliche Ver­
tretung des Freistaates Bayern (Vertretungsverord­
nung - VertrV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 4. Oktober 1995 (GVBI S. 733, BayRS 600-1-F), 
geändert durch Verordnung vom 29. Juni 1999 (GVBI 
S . 286), wird wie folgt geändert: 

Nummer 2 wird aufgehoben; die bisherigen Nummern 3 
bis 7 werden Nummern 2 bis 6. 

§7 

In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

München, den 21. Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b er 

Bayerisches Staatsministerium d~s Innern 

Dr. Günther Be c k s t ein, Staatsminister 
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2030-2-24-F 

Verordnung 
über die Gewährung von Jubiläumszuwendungen 

an Beamte und Richter 
(Jubiläumszuwendungsverordnung - JzV) 

Vom 21. Dezember 1999 

Auf Grund von Art. 88b und 99 des Bayerfschen 
Beamtengesetzes (BayBG) sowie Art. 53 des Gesetzes 
über kommunale Wahlbeamte (BayRS 2022-1-1), zu­
letzt geändert durch § 2 des Gesetzes vom 22. Juli 1999 
(GVBl S. 300), erlässt die Bayerische Staatsregierung 
folgende Verordnung: 

§1 

Jubiläumszuwendung 

(1) lDie Beamten des Staates, der Gemeinden und 
der sonstigen unter der Aufsicht des Staates stehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffent­
lichen Rechts erhalten bei Vollendung einer Dienst­
zeit von 25, 40 und 50 Jahren eine Jubiläumszuwen­
dung und eine Dankurkunde. 2Zusätzlich kann eine 
Dienstbefreiung im Umfang von zwei Arbeitstagen 
unter Fortgewährung der Leistungen des DienstherI1! 
gewährt werden. 3Die Gemeinden,-Landkreise, Bezirke 
und die sonstigen unter der Aufsicht des Staates 
stehenden Körperschaften, Anstalten und Stiftungen 
des öffentlichen Rechts können von der Aushändigung 
einer Dankurkunde absehen. 

(2) Für Richter gelten die Vorschriften dieser Ver­
ordnung entsprechend. 

§2 

Höhe der Jubiläumszuwendung 

Die Jubiläumszuwendung beträgt 

1. bei einer Dienstzeit von 25 Jahren 

2. bei einer Dienstzeit von 40 Jahren 

3. bei einer Dienstzeit von 50 Jahren 

§3 

J ubilä umsdienstzei t 

(1) lAIs Jubiläumsdienstzeit gelten 

300,-Euro, 

400,-Euro, 

500,- Euro. 

1. die Zeiten einer Ausbildung bei einem öffentlich­
rechtlichen Dienstherrn im Sinn von § 29 Abs. 1 des 
Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG), · 

2. die Zeiten einer hauptberuflichen Tätigkeit in einem 
Dienst-, Amts- oder Arbeitsverhältnis bei einem 
öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Sinn von § 29 
Abs. 1 BBesG, . 

3. die Zeiten einer Tätigkeit als Ehrenbeamter, 

4. die Zeiten eines nicht berufsmäßigen Wehrdienstes, 
eines dem nicht berufsmäßigen Wehrdienst gleich-

stehenden Grenzschutz- oder Zivildienstes sowie 
einer Tätigkeit als Entwicklungshelfer, soweit diese 
von Wehr- oder Zivildienst befreit, 

5. die Zeiten der Ableistung eines freiwilligen sozialen 
Jahres im Sinn des Gesetzes zur Förderung des frei­
willigen sozialen Jahres, 

6. die Zeiten einer Kinderbetreuung bis zu drei Jahren 
für jedes Kind, soweit sie nach Eintri tt in den Dienst 
eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Sinn 
von § 29 Abs. 1 BBesG verbracht worden sind, 

7. die Zeiten einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, 
wenn die zuständige Stelle spätestens bei Been­
digung der Beurlaubung schriftlich anerkannt hat, 
dass diese dienstlichen Interessen oder öffentlichen 
Belangen dient. 

2Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung sind voll zu 
berücksichtigen. 3Die Dienstzeit braucht nicht zusam­
menhängend abgeleistet zu sein. 4Derselbe Zeitraum 
darf nur einmal berücksichtigt werden. 

(2) Als Jubiläumsdienstzeit gelten nicht 

1. die Zeiten nach § 30 BBesG und 

2. die Zeiten, eines schuldhaften Fernbleibens vom 
Dienst unter Verlust der Dienstbezüge. 

§4 

Fortfall und Zurückstellung 

(1) lDie Jubiläumszuwendung entfällt bei einem 
Beamten, 

1. der aus demselben Anlass bereits eine Geldzuwen­
dung aus öffentlichen Mitteln erhalten hat, 

2. der von einem anderen Dienstherrn abgeordnet ist, 
wenn ihm vom abordnenden Dienstherrn aus dem · 
selben Anlass eine Geldzuwendung gewährt worden 
ist oder gewährt werden kann, 

3. gegen den innerhalb der letzten fünf Jahre vor dem 
Jubiläumstag eine schwerere Disziplinarmaßnah­
me als eine Geldbuße verhängt worden ist oder vor­
aussichtlich verhängt worden wäre, wenn nicht die 
Voraussetzungen des Art. 4 der Bayerischen Diszi­
plinarordnung vorgelegen hätten. 

2Beamten, denen nach Satz 1 Nrn. 1 und 2 keine Jubi­
läumszuwendung zusteht, kann eine Dankurkunde 
ausgehändigt und Dienstbefreiung gewährt werden. 
3In den Fällen des Satzes 1 Nr. 3 entfallen die Aushän­
digung einer Dankurkunde und die Gewährung einer 
Dienstbefrei ung. 
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(2) Die Entscheidung über die Gewährung einer 
Jubiläumszuwendung und einer Dankurkunde sowie 
einer Dienstbefreiung ist bei einem Beamten, gegen 
den am Jubiläumstag straf- oder disziplinarrechtliehe 
Ermittlungen geführt werden oder gegen den Anklage 
im strafrechtlichen Verfahren erhoben wurde, bis zu 
einem rechtskräftigen Abschluss zurückzustellen. 

§5 

Verfahren 

(1) Die Jubiläumszuwendung wird zusammen mit I 

den Dienstbezügen gewährt. 

(2) Ein zu einem anderen Dienstherrn abgeordneter 
Beamter erhält die Jubiläumszuwendung vom abord­
nenden Dienstherrn. 

(3) Erreicht ein Beamter ein Dienstjubiläum wäh­
rend der Dauer einer Beurlaubung ohne Dienstbezüge, 
so erhält er die Zuwendung und die Dankurkunde bei 
Wiederaufnahme des Dienstes oder zum Zeitpunkt der 
Beendigung des Beamtenverhältnisses. 

§6 

Zuständigkeit 

(1) IFür die Gewährung der Jubiläumszuwendung 
und für die Aushändigung der Dankurkunde ist die 
oberste Dienstbehörde zuständig. 2Sie kann die Aus­
übung ihrer Befugnis sowie die Entscheidung über die 
Versagung der Zuwendung auf andere Behörden über­
tragen. 3Art. 143 BayBG findet sinngemäße Anwen­
dung. 4Für die Bewilligung der Dienstbefreiung nach 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 ist der unmittelbare Dienstvorgesetzte 
zuständig. 

(2) Die Festsetzung der für die Gewährung der Ju­
biläumszuwendung maßgebenden Dienstzeit (Jubi­
läumsdienstalter) wird von der für die Festsetzung des 
Besoldungsdienstalters oder Besoldungslebensalters 
zuständigen Stelle durchgeführt. 

§7 

Änderung der Urlaubsverordnung 

§ 16 der Verordnung über den Urlaub der bayeri­
schen Beamten und Richter (Urlaubsverordnung -

UrlV) vom 24 . Juni 1997 (GVBl S. 173, ber. S. 486, 
BayRS 2030-2-25-F), geändert durch § 1 der Verord­
nung vom 27. Juli 1999 (GVBl S. 336) , wird wie folgt 
geändert: 

1. Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 Buchst. b wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Buchstaben c, d, e, fund g werden 
Buchstaben b, c, d, e und f. 

2. In den Absätzen 2 und 3 werden jeweils die Worte 
"Buchst. f" durch die Worte "Buchst. e" ersetzt. 

§8 

In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten, 
Übergangsbestimmung 

(1) IDiese Verordnung tritt am 1. Januar 2000 in 
Kraft. 2MitAblauf des 31. Dezember 1999 tritt die Ver­
ordnung über die Gewährung von Jubiläumszuwen­
dungen an Beamte und Richter (BayRS 2030-2-24-F), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 22 . November 
1994 (GVBl S. 990), außer Kraft. 

(2) lAbweichend von Absatz 1 Satz 1 tritt § 2 am 
1. Januar 2002 in Kraft. 2Bis zu diesem Zeitpunkt ist 
§ 2 wie folgt anzuwenden: 

In den Nummern 1 bis 3 werden die Worte ,,300,-Euro", 
,,400,- Euro", ,,5'00,- Euro" durch die Worte ,,600,­
DM", ,,800,-DM" ,,,1000,-DM" ersetzt. 

(3) Für die im Zei tpunkt des In -Kraft-Tretens dieser 
Verordnung vorhandenen Beamten und Richter bleibt 
das nach den bis zu diesem Zeitpunkt geltenden Vor­
schriften der Jubiläumszuwendungsverordnung fest­
gesetzte Jubiläumsdienstalter unverändert. 

München, den 21. Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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282-2-10-1-F 

Satzung 
zur Änderung der 

Satzung der Bayerischen Landesstiftung 

Vom 21. Dezember 1999 

Auf Grund des Art. 11 Satz 2 des Gesetzes über die 
Errichtung der Bayerischen Landesstiftung (BayRS 
282-2-10-F) , zuletzt geändert durch § 21 des Gesetzes 
vom 16. Dezember 1999 (GVBI S . 521), erlässt die 
Bayerische Staatsregierung folgende Satzung: 

§ 1 

Die Satzung der Bayerischen Landesstiftung 
(BayRS 282-2-10-1-F) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 erhält folgende Fassung: 

,,§ 2 

Stiftungszweck 

lDie Stiftung verfolgt ausschließlich und unmit­
telbar gemeinnützige und mildtätige Zwecke auf 
sozialem und kulturellem Gebiet im Sinn der §§ 51 
bis 53 und 55 bis 68 der Abgabenordnung. 2Die Stif­
tung ist selbstlos tätig; sie verfolgt nicht in erster 
Linie eigenwirtschaftliche Zwecke." 

2. In §,3 Abs. 5 wird der bisherige Wortlaut Satz 1; es 
wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,2Die Mittel der Stiftung dürfen nur für ihre sat­
zungsmäßigen Zwecke verwendet werden." 

3. In § 6 Abs. 1 Satz 4 und § 7 Satz 2 wird jeweils "Art. 7 
Abs. 4" durch "Art. 7 Abs. 3" ersetzt. 

,4. § 8 Abs. 1 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lDer Stiftungsrat besteht aus 

1. dem Ministerpräsidenten, 

2. dem Staatsminister der Finanzen, 

3. sechs Vertretern des Landtags, 

4. je einem von den Staatsministerien des Innern, 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst und für 
Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und 
Gesundheit benannten Vertreter. " 

5. § 15 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Im Fall der Aufhebung oder Auflösung der Stif­
tung oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke 
erhält der Freistaat Bayern nicht mehr als seine 
eingezahlten Kapitalanteile und den gemeinen Wert 
seiner geleisteten Sacheinlagen zurück. " 

§2 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

München, den 21. Dezember 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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2022-1-1 

Bekanntmachung 
der Neufassung der Anlagen 1 und 2 

zum Gesetz über kommunale Wahlbeamte 

Vom 14. Dezember 1999 

Auf Grund von Art. 136 Satz 2 und Art. 72 Abs. 3 
Satz 2 des Gesetzes über kommunale Wahlbeamte 
(KWBG) in Verbindung mit dem Bundesbesoldungs­
und -versorgungsanpassungsgesetz 1999 vom 19. No­
vember 1999 (BGBlI S. 2198) werden hiermit die Anla­
gen 1 und 2 zum KWBG in der ab 1. Januar 2000 gel­
tenden Fassung bekannt gemacht. 

München, den 14. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Be c k s t ein, Staatsminister 

Entschädigungen 
für die ehrenamtlichen ersten Bürgermeister 

(gültig ab 1. Januar 2000) 

571 

Einwohner der Gemeinde monatliche Entschädigung 

1001 
3001 

bis 
bis 
bis 
über 

1000 
3000 
5000 
5000 

A. Erste Bürgermeister 

1. kreisangehöriger Gemeinden 

Dienstaufwandsentschädigungen 
für die Beamten auf Zeit 

(gültig ab 1. Januar 2000) 

2. kreisfreier Gemeinden und Großer Kreisstädte 
a) bis 50 000 Einwohner 
b) von 50001 bis 100000 Einwohner 
c) über 100000 Einwohner 

B. Weitere Bürgermeister und berufsmäßige Gemeinderatsmitglieder 

1. kreisangehöriger Gemeinden 
2. kreisfreier Gemeinden und Großer Kreisstädte 

a) bis 50000 Einwohner . 
b) von 50001 bis 100000 Einwohner 
c) über 100000 Einwohner 

C. Landräte 

651,70 
2997,80 
4692,21 
5474,25 

221 ,34 

442,51 
663,83 
885,18 

177,07 

354 ,08 
531 ,08 
708 ,15 

1106,45 
monatlich. 

bis 
bis 
bis 
bis 

bis 

bis 
bis 
bis 

bis 

bis 
bis 
bis 

bis 

3128,16 DM 
5474,25 DM 
6516 ,99 DM 
7038,32 DM 

885,18 DM 

1327,69 DM 
1548,99 DM 
1770,27 DM 

708,15 DM 

1062,13 DM 
1239,19 DM 
1416,18 DM 

1548,99 DM 
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2210-2-6-3-UK/WFK 

Verordnung 
über die Prüfungs gebühren 

des Sportzentrums der Technischen Universität München 
für die Prüfungen für Fachsportlehrer 

im freien Beruf in Bayern 

Vom 30. November 1999 

Auf Grund des Art. 21 Abs. 1 des Kostengesetzes 
vom20. Februar 1998 (GVBlS. 43, BayRS 2013-1-1-F), 
geändert durch Gesetz vom 10. Mai 1999 (GVBl S. 230), 
erlassen die Bayerischen Staatsministerien für Wis­
senschaft, Forschung und Kunst sowie für Unterricht 
und Kultus im Einvernehmen mit dem Bayerischen 
Staa tsministeri um der Finanzen folKende Verordnung: 

§ 1 

(1) IFür die Prüfung einschließlich der Erteilung des 
Prüfungszeugnisses oder der Mitteilung des Prüfungs­
ergebnisses werden die folgenden Gebühren erhoben: 

Tennislehrer 

Skilehrer 

Snowboardlehrer 

- Berg- und Skiführer 

350,- Euro, 

350,- Euro, 

350,- Euro, 

1750,- Euro. 

2Auslagen werden nicht erhoben. 3Die Gebühr wird 
mit der Anmeldung zur Prüfung fällig. 4Für die Zulas­
sung oder Zurückweisung der Anmeldung werden Ver­
waltungskosten nach dem Kostengesetz erhoben. 

(2) ITritt ein Bewerber vor Prüfungsbeginn von der 
Prüfung zurück oder wird seine Zulassung vor Prü­
fungsbeginn zurückgenommen oder widerrufen oder 
erscheint er zur Prüfung nicht, so werden vier Fünftel 
der Gebühr erstattet; tritt ein Bewerber nach Prü­
fungsbeginn zurück oder wird seine Zulassung nach 
Prüfungs beginn zurückgenommen oder widerrufen, so 
wird die Gebühr nicht erstattet. 2Die volle Gebühr 
wird erstattet, wenn die Anmeldung zur Prüfung 
zurückgewiesen wird oder wenn die Erteilung der 
zurückgenommenen oder widerrufenen Zulassung auf 
einer rechtswidrigen Sachbehandlung des Sportzen­
trums der Technischen Universität München beruht. 

§2 

IDie DM bleibt bis zum 31. Dezember 2001 die 
maßgebliche Verrechnungseinheit. 2Bis zur Umstel­
lung auf den EURO werden die folgenden Gebühren 
erhoben: 

- Tennislehrer 

Skilehrer 

Snowboardlehrer 

- Berg- und Ski führer 

§3 

700,- DM, 

700,- DM, 

700,- DM, 

3500,- DM. 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

München, den 30. November 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Monika Ho h 1 m eie r , Staatsministerin 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Hans Zeh e t mai r , Staatsminister 
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2038-3-5-7-F, 2038~3-5-1-F 

Verordnung 
zur Änderung der 

Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 
für den mittleren nichttechnischen Staatsfinanzdienst 

und zur Aufhebung 
der Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsordnung 

für den einfachen und mittleren Dienst 
bei der Staatlichen Seenschifffahrt in Bayern 

Vom 6. Dezember 1999 

Auf Grund von Art. 19 Abs. 2 und Art. 115 Abs. 2 
Satz 2 Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengesetzes 
erlässt das Bayerische Staatsministerium der Finan­
zen im Einvernehmen mit dem Landespersonalaus­
schuss folgende Verordnung: 

§1 

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsord­
nung für den mittleren nichttechnischen Staatsfinanz­
dienst (ZAPO/mStF) vom 12. Januar 1995 (GVBl S. 81, 
BayRS 2038-3-5-7-F) wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Der zweijährige Vorbereitungsdienst um­
fasst 

1. eine berufspraktische Ausbildung und 

2. eine mindestens achtmonatige fachtheoreti­
sche Ausbildung, die in drei Teilabschnitte auf­
geteilt wird; der erste Teilabschnitt soll drei 
Monate dauern und soll baldmöglichst nach 
Eintritt in den Vorbereitungsdienst beginnen; 
der zweite Teilabschnitt dauert mindestens 
zwei Monate; der dritte Teilabschnitt dauert 
mindestens drei Monate und geht der Anstel­
lungsprüfung unmittelbar voran." 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Zahl ,,18" durch die Zahl 
,,13" ersetzt. 

b) Es wird folgender Satz 4 angefügt: 

,,4Für Bewerber, die das 30. Lebensjahr noch 
nicht vollendet haben, sind für die Zulassung 
von Ausnahmen von der Höchstaltersgrenze 
die Einstellungsbehörden (§ 5) zuständig." 

3. In § 6 werden die Worte ",Regierungsassistent­
anwärterin' oder ,Regierungsassistentanwärter' " 
durch die Worte" ,Regierungssekretäranwärterin' 
oder ,Regierungssekretäranwärter' " ersetzt. 

4. § 8 erhält folgende Fassung: 

,,§ 8 , 
Unterrichtsplan, Lehrpläne, Gestaltungspläne 

(1) lZur Durchführung der fachtheoretischen 
Ausbildung wird ein Unterrichtsplan erstellt, der 

insbesondere die Verteilung der Unterrichtsstun­
den und der Aufsichtsarbeiten (§ 16 Abs. 1) auf die 
einzelnen Fächer und die fachtheoretischen Aus­
bildungsabschnitte enthält. 2Auf Grund des Un­
terrichtsplans werden Lehrpläne über die Inhalte 
erstellt. 3Unterrichtsplan und Lehrpläne werden 
von der Landesfinanzschule Bayern unter Beteili­
gung der Ausbildungsleitstellen erstellt. 

(2) Für die Ausbildungsarbeitsgemeinschaften 
(§ 18) werden von den Ausbild ungsleitstellen unter 
Federführung der Bezirksfinanzdirektion Ans­
bach und unter Beteiligung der Landesfinanz­
schule Bayern Gestaltungspläne erstellt. 

(3) Unterrichtsplan, Lehrpläne und Gestal­
tungspläne bedurfen der Zustimmung durch das 
Staatsministerium der Finanzen." 

5. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 werden folgende Nummern 16 
und 17 angefügt: 

" 16. Beihilferecht (Beih), 

17. Reisekosten- und Umzugskostenrecht 
(RU)." 

b) In Absatz 2 wird die Zahl ,,600" durch die Zahl 
,,800" ersetzt. 

6. § 16 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) IIn den fachtheoretischen Ausbildungsab­
schnitten sind jeweils mindestens fünf Aufsichts­
arbeiten zu fertigen . 2Dabei muss jedes der in § 31 
Abs. 1 Nm. 1 bis 5 genannten Fächer mindestens 
einmal Gegenstand einer Aufsichtsarbeit sein. 
3Die Aufsichtsarbeiten dauern im dritten fach­
theoretischen Ausbildungsabschnitt mindestens 
je drei Zeitstunden. 4Die Aufgaben können meh­
rere Fächer umfassen und mit Fragen der Daten­
verarbeitung in der Staatsfinanzverwaltung ver­
bunden werden. 5Für die Durchführung gelten die 
Vorschriften der Allgemeinen Prüfungsordnung 
(APO) entsprechend mit der Maßgabe, dass an 
Stelle des Prüfungsausschusses der Leiter der 
Landesfinanzschule Bayern oder die von ihm be­
auftragte Lehrperson entscheidet. 6Die Entschei­
dung über die Gewährung von Nachteilsausgleich 
gemäß § 38 APO obliegt der Bezirksfinanzdirek­
tion Ansbach. 7§ 32 Abs. 3 gilt entsprechend." 
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7. § 18 erhält folgende Fassung: 

,,§ 18 

Aus bildungsarbei tsgemeinschaften 

lWährend der berufspraktischen Ausbildung 
sind Ausbildungsarbeitsgemeinschaften abzuhal­
ten. 2Diese dienen dem Zweck, die bis dahin fach­
theoretisch und berufspraktisch vermittelten 
Kenntnisse und Fähigkeiten zu verknüpfen und zu 
üben; dabei sollen insbesondere die Automations­
verfahren in den Bezüge- und Kassendialogen so­
wie praxisorientierte Arbeits- und Entscheidungs­
techniken behandelt werden. 3Daneben sollen die 
Beamten auch mit dem Aufbau, den Aufgaben und 
der Organisa tion der Verwaltung vertra ut gemacht 
werden. 4Die Ausbildungsarbeitsgemeinschaften 
umfassen mindestens 100 Stunden." 

t 

8. In § 19 Abs. 2 Satz 2 werden die Worte "dienstbe­
gleitenden Lehrveranstaltungen" durch das Wort 
"Ausbildungsarbeitsgemeinschaften" ersetzt. 

9. § 26 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

"lPrüfungsbehörde ist das Staatsministerium der 
Finanzen." 

10. § 27 erhält folgende Fassung: 

,,§ 27 

Bestellung und Zusammensetzung 
des Prüfungsausschusses 

(1) Das Staatsministerium der Finanzen bestellt 
einen Prüfungsausschuss. 

(2) IDer Prüfungsausschuss besteht aus einem 
Beamten des höheren Dienstes als vorsitzendem 
Mitglied und mindestens zwei Beamten des höhe­
ren oder des gehobenen Dienstes als weiteren Mit-

gliedern. 2Für jedes Mitglied ist eine Stellvertre­
tung zu bestimmen. 

(3) Die Mitglieder und deren Stellvertretungen 
werden jeweils für ein Jahr bestellt." 

11. In § 35 Abs. 1 Satz 1 werden die Nummern 3 und 4 
durch folgende Nummer 3 ersetzt: 

,,3. die Summe der Durchschnittspunktzahlen der 
fachtheoretischen Aus bildungsabschni tte" 

12 . Dem § 36 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,, (5) Die bestandene Anstellungsprüfung berech­
tigt dazu, die Berufsbezeichnung "Verwaltungs­
wirtin" oder "Verwaltungswirt" zu führen ." 

13. § 41 wird aufgehoben. 

§2 

Die Zulassungs-, Ausbildungs- und Prüfungsord­
nung für den einfachen und mittleren Dienst bei der 
Staatlichen Seenschifffahrt in Bayern vom 10. März 
1965 (BayRS 2038-3-5-1-F) wird aufgehoben. 

§3 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Septem­
ber 1999 in Kraft. 

München, den 6. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Prof. Dr. Kurt Fa I t I hau s er, Staatsminister 
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2030-3-6-1-W 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über beamten-, disziplinar-, besoldungs­
und reisekostenrechtliche Zuständigkeiten 

im Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums 
für Wirtschaft, Verkehr und Technologie 

(ZustV-WM) 

Vom 7. Dezember 1999 

Auf Grund von 

Art . 79 Satz 3 und Art. 80e Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 
des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG), 

- Art. 12 Abs. 1 Satz 2 undAbs. 2, Art. 18 Abs. 1 Satz 3 
des Bayerischen Besoldungsgesetzes - BayBesG -
(BayRS 2032-1-1-F), zuletzt geändert durch § 12 
des Gesetzes vom 16. Dezember 1999 (GVBI S . 521), 

- § 12 Abs. 2 Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes 
(BBesG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
3. Dezember 1998 (BGBl I S . 3434) , 

- § 6 Abs. 1 Satz 1 der Bayerischen Leistungsprä­
mien- und Leistungszulagenverordnung (Bay~PZV) 
vom 15. Dezember 1998 (GVBl S. 1020, BayRS 
2032-3-1-6-F) 

erlässt das Bayerische Staatsministerium für Wirt­
schaft, Verkehr und Technologie im Einvernehmen mit 
dem Bayerischen Staatsministerium der Finanzen fol­
gende Verordnung: 

§1 

1 Die Verordnung über beamten-, disziplinar- , besol­
dungs- und reisekostenrechtliche Zuständigkeiten im 
Geschäftsbereich des Bayerischen Staatsministeriums 
für Wirtschaft, Verkehr und Technologie (ZustV-WM) 
vom 29. 'April 1998 (GVBI S. 245, BayRS 2030-3-6-1-W) 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Einlei tungsformel werden 

a) das Zitat "Art. 79 Satz 2, Art. 80d Abs. 1 Halb­
satz 1 des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) " 
durch das Zitat "Art. 79 Satz 3, Art. 80e Abs. 1 
Satz 1 Halbsatz 2 des Bayerischen Beamtengeset­
.zes (BayBG) " ersetzt, 

b) das Zitat "Art. 12 Abs. 3 und Art. 13 Abs. 2 des 
Bayerischen Besoldungsgesetzes (BayBesG)" 
durch das Zitat "Art. 12 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2, 
Art. 13 Abs. 2 und Art. 18 Abs. 1 Satz 3 des Bayeri­
schen Besoldungsgesetzes (BayBesG)" ersetzt, 

c) das Zitat ,, § 66 Abs. 1 und § 71 Abs. 3 des Bundes­
besoldungsgesetzes (BBesG)" durch das Zitat 
,,§ 12 Abs. 2 Satz 3, § 66 Abs. 1 des Bundesbesol­
dungsgesetzes (BBesG)" ersetzt, 

d) nach dem Zitat ,,§ 18 Abs. 1 Satz 2 und § 22 Abs. 2 
Satz 4 der Urlaubsverordnung (UrlV)" das Zitat 
,, § 6 Abs. 1 Satz 1 der Bayerischen Leistungsprä­
mien- und Leistungszulagenverordnung (Bay­
LPZV) vom 15. Dezember 1998 (GVBl S. 1020, 
BayRS 2032-3-1-6-F)" eingefügt, 

e) nach den Worten "Bayerische Staatsministerium 
für Wirtschaft, Verkehr und Technologie" die 
Worte "im Einvernehmen mit dem Bayerischen 
Staatsministerium der Finanzen" eingefügt. 

2. § 3 Abs. l 'wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 5 werden die Worte "Art. 79 Satz 1 
BayBG" durch die Worte "Art. 79 Satz 2 BayBG" 
ersetzt, 

b) Nummer 6 erhält folgende Fassung: 

,,6. gemäß Art. 80e Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 
BayBG (Bewilligung von Urlaub , Teilzeitbe­
schäftigung oder Altersteilzeit), " 

3. In Abschnitt Irr wird folgender § 8a eingefügt: 

,,§ 8a 

Leistungszulagen, Leistungsprämien 

Die Befugnis nach § 6 Abs. 1 Satz 1 BayLPZV zur 
Entscheidung über die Vergabe von Leistungsprä­
mien und über die Vergabe und den Widerruf von 
Leistungszulagen wird den für die Vergabe von Leis­
tungsstufen nach § 5 Abs. 1 der Leistungsstufen­
verordnung zuständigen Stellen übertragen. " 

§2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. August 
1999 in Kraft. 

München, den 7. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft, Verkehr und Technologie 

Dr. Otto Wie s heu, Staatsminister 
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215-2-11-1 

Sechste Verordnung 
zur Änderung der 

Kehr- und Überprüfungs­
gebührenordnung 

Vom 9. Dezember 1999 

Auf Grund des § 24 des Schornsteinfegergesetzes 
(SchfG) in d er Fassung d er Bekanntmachung vom 
10. August 1998 (BGEl I S . 2071) in Verbindung mit 
§ 1 Abs. 1 der Ersten Zuständigkeitsverordnung zum 
Schornsteinfegergesetz (BayRS 215-2-8-1) erlässt das 
Bayerische Staatsministerium des Innern folgende 
Verordnung: 

§ 1 

In § 1 Abs. 2 Satz 1 der Verordnung über die Gebüh­
ren und Auslagen der Bezirkskaminkehrermeister 
(Kehr- und Überprüfungsgebührenordnung - KÜ­
GebO -) vom 21. Dezember 1993 (GVBl S. 1098, BayRS. 
215-2-11-1), zuletzt geändert durch Verordnung vom 
15. Dezember 1998 (GVBl S . 1048), werden die Worte 
,, 1,13 Deutsche Mark" ersetzt durch die Worte ,,1 ,16 
Deutsche Mark". 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. J anuar 2000 in Kraft. 

München, den 9. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Be c k s t e in , Staatsminister 

2030-3-7-1-E 

Zweite Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über beamten- und 
besoldungsrechtliche 

Zuständigkeiten im Geschäftsbereich 
des Bayerischen Staatsministeriums 

für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

(ohne Staatsforstverwaltung) 

Vom 10. Dezember 1999 

Auf Grund von Art. 80e Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 des 
Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) und § 18 Abs. 1 
Satz 2 der Urlaubsverordnung (UrlV) vom 24. Juni 
1997 (GVBl S. 173, ber. S. 486, BayRS 2030-2-25-F), 
geändert durch§ 1 der Verordnung vom 27. Juli 1999 
(GVBl S. 336), erlässt das Bayerische Staatsministe­
rium für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten im 
Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsministe­
r ium der Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über beamten- und besoldungs­
rechtliche Zuständigkeiten im Geschäftsbereich des 
Bayerischen Staatsministeriums für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten (ohne Staatsforstverwal­
tung) - ZustV-LM - vom 27 . November 1997 (GVBI S. 
810, BayRS 2030-3-7-1-E), geändert durch Verord­
nung vom 14. Juli 1999 (GVBI S. 344), wird wie folgt 
geändert: 

1. In der Einleitungsformel werden 

a) das Zitat "Art. 80d Abs. 1 des Bayerischen Beam­
tengesetzes (BayBG)" durch das Zita t "Art . 80e 
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 des Bayerischen Beam­
tengesetzes (BayBG)" ersetzt und 

b) vor dem Zitat ,,§ 22 Abs. 2 Sätze 2 und 4 der Ur­
laubsverordnung (UrlV) " das Zitat ,,§ 18 Abs. 1 
Satz 2," . 

eingefügt. 

2. In § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 wird das Zitat ,,(Art. 80a bis 
80c BayBG)" durch das Zitat " (Art. 80a bis 80d 
BayBG) " 

ersetzt. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

München, den 10. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Josef Mi 11 er, Staatsminister 
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2035-28-1 

Verordnung 
zur Erleichterung der 
Personalvertretung 

in der Sparkasse 
Mainfranken Würzburg 

Vom 13. Dezember 1999 

Auf Grund des Art. 91 des Bayerischen Personal­
vertretungsgesetzes (BayPVG) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 11. November 1986 (GVBI S . 349, 
BayRS 2035-1-F), zuletzt geändert durch § 5 des Ge­
setzes vom 24. Juli 1998 (GVBI S . 443), erlässt das 
Bayerische Staatsministerium des Innern im Einver­
nehmen mit dem Bayerischen Staatsministerium der 
Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Amtszeit der derzeitigen Personalräte der 
Kreissparkasse Würzburg - Stadtsparkasse Ochsen­
furt, der Sparkasse Main-Spessart und der Kreis- und 
Stadtsparkasse Kitzingen wird bis zum Beginn der 
Amtszeit des nach § 3 zu wählenden Personalrats, 
längstens jedoch bis zum 30. Juni 2000, verlängert. 

§2 

Die Geschäfte der Personalvertretung in der neu 
gebildeten Sparkasse Mainfranken Würzburg werden 
bis zum Beginn der Amtszeit des nach § 3 zu wählenden 
Personalrats, längstens jedoch bis zum 30 . Juni 2000, 
durch die bisherigen Personalräte der Städtischen 
Sparkasse Würzburg, der Kreissparkasse Würzburg -
Stadtsparkasse Ochsenfurt, der Sparkasse Main­
Spessart und der Kreis- und Stadtsparkasse Kitzingen 
vorübergehend gemeinsam wahrgenommen. 

§3 

Die Neuwahl zur Personal vertretung der neu gebil­
deten Sparkasse Mainfranken Würz burg ist so recht­
zeitig durchzuführen, dass die neu gewählten Perso­
nalratsmitglieder spätestens am 1. Juli 2000 ihr Amt 
angetreten haben. 

§4 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2000 in Kraft 
und mit Ablauf des 30. Juni 2000 außer Kraft. 

München, den 13. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther B ec k s t ein, Staatsminister 

200-25-1-1 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Einrichtung 
und Organisation 

der staatlichen Behörden 
für das Bauwesen und 
die Wasserwirtschaft 

(OrgBauWasV) 

Vom 14. Dezember 1999 

Auf Grund des Art. 5 des Gesetzes über die behörd­
liche Organisation des Bauwesens, des Wohnungs­
wesens und der Wasserwirtschaft in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 5. Mai 1994 (GVBl S. 393, 
BayRS 200-25-1) in Verbindung mit § 2 Abs.1 Satz 2 
der Verordnung über die Einrichtung und Organisa­
tion der staatlichen Behörden für das Bauwesen und 
die Wasserwirtschaft vom 26 . Juli 1994 (GVBl S . 669, 
BayRS 200-25-1-1), zuletzt geändert durch Verord­
nungvom 17. Dezember 1996 (GVBlS. 544), erlässt das 
Bayerische Staatsministerium des Innern folgende 
Verordnung: 

§ 1 

Die Anlage 6a der Verordnung über die Einrichtung 
und Organisation der staatlichen Behörden für das 
Bauwesen und die Wasserwirtschaft vom 26 . Juli 1994 
(GVBI S . 669, BayRS 200-25-1-1) , zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 17. Dezember 1996 (GVBl 
S. 544), wird wie folgt geändert: 

1. Vor dem Abschnitt "Regierungsbezirk Oberbayern" 
wird folgender neuer Abschnitt eingefügt: 

"In allen Regierungsbezirken 

Planung, Bau und Un­
terhaltung von Groß­
tankanlagen und von 
Rohrlei tungsanlagen 
zum Befördern wasser­
gefährdender Stoffe für 
die Streitkräfte 

Staatliches Hochbau­
amt Augsburg" 

2. Im Abschnitt "Regierungsbezirk Oberbayern" wer­
den vor der ersten Aufgabe folgende neue Aufgaben 
eingefügt: 

"Gebäude und Anlagen 
der Berei tschaftspolizei 
in München 

Gebäude und Anlagen 
der Verwaltung der 
staatlichen Schlösser, 
Gärten und Seen im Be­
reich des Schlossbesit­
zes Dachau und der 
Service-Zentren am 
Starnberger See und 
am Ammersee 

Bauamt Technische Uni­
versität München 

$taatliches Hochbau­
amt München I 
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Gebäude und Anlagen 
des Landesuntersu'­
chungsamts für das Ge­
sundheitswesen Süd­
bayern in Oberschleiß­
heim 

Universitätsbauamt 
München" 

3. Im Abschnitt "Regierungsbezirk Oberpfalz" wer­
den in der dritten Aufgabe nach den Worten "Bun­
desautobahn A6 " die Worte "Nürnberg - Amberg­
Waidhaus - (Prag) " eingefügt. 

4. Nach dem Abschnitt "Regierungsbezirk Oberfran­
ken" wird folgender neuer Abschnitt angefügt: 

"Regierungsbezirk Mittelfranken 

Gebäude und Anlagen 
der US-Streitkräfte im 
Amtsbezirk des Staat­
lichen Hochbauamts 
Ansbach 

§2 

Staatliches Hochbau­
amt Nürnberg II " -

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

München, den 14. Dezember H199 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Be c k s t ein, Staatsminister 

7842-6-E 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über eine Umlage für Milch 

Vom 17. Dezember 1999 

Auf Grund des § 22 Abs. 1 des Milch- und Fettgeset­
zes (BGEl III 7842-1), zuletzt geändert durch Art. 13 
des Gesetzes vom 2. August 1994 (BGEl I S. 2018) , in 
Verbindung mit § 1 Nr. 1 der Zuständigkeitsübertra­
gungsverordnung Landwirtschaft vom 9. November 
1999 (GVEl S. 452, BayRS 7801-3-E), erlässt das 
Bayerische Staatsministerium für Ernährung, Land­
wirtschaft und Forsten folgende Verordnung: 

§1 

§ 2 Abs. 1 der Verordnung über eine Umlage für Milch 
vom 30. Juni 1983 (GVBI S . 547, BayRS 7842"':'6-E), zu­
letzt geändert durch Verordnung vom 19. November 
1998 (GVBI S. 979), erhält folgende Fassung: 

,,(1) Die Umlage beträgt 0,20 Pf je Kilogramm ange­
lieferter Milch." 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2000 in Kraft 
und mit Ablauf des 31. Dezember 2000 außer Kraft. 

(2) § 2 Abs. 1 der Verordnung über eine Umlage für 
Milch vom 30. Juni 1983 gilt ab dem 1. Januar2001 wie­
der in seiner am 1. Januar 1984 geltenden Fassung. 

München, den 17. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

J osef Mi 11 er, Staatsminister 
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600-15-F 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Bayerische Verwaltung 
der staatlichen Schlösser, Gärten und Seen 

Vom 18. Dezember 1999 

Auf Grund des § 1 Abs. 1 und 2 der Verordnung über 
die Einrichtung der staatlichen Behörden (BayRS 
20 0-1-S) erlässt das Bayerische S taa tsministeri um der 
Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Bayerische Verwaltung der 
staatlichen Schlösser, Gärten und Seen (BayRS 
600-15-F) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,, (1) IDer Bayerischen Verwaltung der staatlichen 
Schlösser, Gärten und Seen obliegt unter Wahrung 

. kultureller und denkmal pflegerischer Belange die 
Verwaltung und Betreuung des ihr zugewiesenen 
Staatsvermögens, die Betreuung der Friedhöfe und 
Grabstätten für Opfer der nationalsozialistischen 
Verfolgung sowie der Gedenkstätten und Denk­
mäler im Sinn des Deutsch-Französischen Abkom­
mens vom 23 . Oktober 1954 gemäß Bekanntma­
chung vom 2. April 1957 (BAnz Nr. 105/57). 2Aus­
genommen davon sind die KZ-Grab- und Gedenk­
stätten im Landkreis Dachau und in Flossenbürg. " 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Buchstabe A wird wie folgt geändert: 

aa) Nummern 1, 2, 4,5,11,13,14 und 15 werden 
aufgehoben. 

bb) Die bisherigen Nummern 3, 6 bis 9 und 12 
werden Nummern 1 bis 6. 

b) Buchstabe B wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 17 wird aufgehoben. 

bb) Die bisherige Nummer 16 wird Nummer 7. 

c) In Buchstabe C werden die bisherigen Nummern 
18 und 19 Nummern 8 und 9. 

d) In Buchstabe D werden die bisherigen Nummern 
20 und 20a Nummern 10 und 11. 

e) Buchstabe E wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 22 erhält folgende Fassung: 

"Schloss- und Gartenverwaltung Bayreuth­
Eremitage. " 

bb) Nummer 23 wird aufgehoben. 

cc) Die bisherigen Nummern 21,22 und 24 wer­
den Nummern 12, 13 und 14. 

f) Buchstabe F wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 26 wird aufgehoben. 

bb) Die bisherigen Nummern 25 und 27 werden 
Nummern 15 und 16. 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

München, den 18. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Prof. Dr. Kurt F alt I hau se r , Staatsminister 
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2030-2-23-WFK 

Dritte Verordnung 
zur Änderung der 

Bayerischen Hochschullehrernebentätigkeitsverordnung 

Vom 20. Dezember 1999 

Auf Grund von Art. 8 des Bayerischen Hochschul­
lehrergesetzes (BayHSchLG) in der Fassung der Be­
kanntmachungvom9. Januar 1995 (GVBIS. 44,BayRS 
2030-1-2-WFK), zuletzt geändert durch § 3 des Geset­
zes vom 22. Juli 1999 (GVBI S. 300), in Verbindung mit 
Art . 77 des Bayerischen Beamtengesetzes (BayBG) so­
wie Art. 1 Abs. 1 des Dritten Gesetzes zur Uberleitung 
von Zuständigkeiten vom 29. Dezember 1998 (GVBI 
S. 1013, BayRS 1102-9-S) erlässt das Bayerische Staats­
ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst 
im Einvernehmen mi t dem Bayerischen S taatsministe­
rium der Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Nebentätigkeit des be­
amteten wissenschaftlichen und künstlerischen Per­
sonals an den staatlichen Hochschulen (Bayerische 
Hochschullehrernebentätigkeitsverordnung - BayH­
SchLNV) vom 15. September 1992 (GVBlS. 428 ,BayRS 
2030-2-23-WFK), zuletzt geändert durch Verordnung 
vom 2. Oktober 1995 (GVBI S. 724) , wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 2 Abs . 4 Satz 2 Nr. 2 werden die Worte "in der 
höchsten Reisekostenstufe" gestrichen. 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte "dem Lei­
ter der Hochschule oder" gestrichen. 

b) In Absatz 3 Nr. 1 werden die Worte "des Staats­
ministeriums für Unterricht, Kultus , Wissen­
schaft und Kunst" gestrichen. 

c) In Absatz 4 werden die Worte "Leiter der 
Hochschule oder" gestrichen sowie die Worte 
"Staatsministerium für Unterricht, Kultus, 
Wissenschaft und Kunst" durch die Worte 
"Staatsministerium für Wissenschaft, For­
schung und Kunst" ersetzt. 

3. § 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Sie kann für fortlaufende oder wieder­
kehrende gleichartige Nebentätigkeiten 
auch allgemein erteilt werden." 

bb) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt: 

,,3Umfang und Zeitdauer sind in der Ge­
nehmigung zu begrenzen. " 

ce) Die bisherigen Sätze 3 bis 5 werden Sätze 
4 bis 6. 

b) In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte "Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus , Wissen­
schaft und Kunst" durch die Worte "Staats­
ministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst" ersetzt. 

4. In § 9 Abs. 2 werden die Worte "Staatsministerium 
für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst" 
jeweils durch die Worte "Staatsministerium für 
Wissenschaft, Forschung und Kunst" ersetzt. 

5. § 11 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Nr.2 werden nach dem Klammer­
zusatz ,, (und die dazugehörige Prüfungstätig­
keit)" die Worte "an den nichtstaatlichen 
Hochschulen," eingefügt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 4 eingefügt: 

,, (4) [Die allgemeinen Genehmigungen nach 
Absatz 1 Sätze 1 und 2 sowie Absatz 2 gelten für 
die Dauer von fünf Jahren, längstens jedoch bis 
zur Beendigung der Nebentätigkeit. 2Soweit 
Nebentätigkeiten im Sinn der Absätze 1 und 2 
nach Ablauf von fünf Jahren weiter ausgeübt 
werden, gelten diese für jeweils weitere fünf 
Jahre allgemein als genehmigt, wenn sie vorher 
der Genehmigungsbehörde erneut schriftlich 
angezeigt werden. 3§ 8 Abs. 1 und 3 gelten ent­
sprechend. " 

c) Die bisherigen Absä tze 4 und 5 werden Absä tze 5 
und 6. 

6. In § 12 Abs. 2 wird "Abs. 3 bis 5" durch "Abs.3 bis 6" 
ersetzt. 

7. § 13 wird wi'e folgt geändert: 

a) In Absatz 1 werden in der Einleitung von Satz 1, 
in Satz 1 Nr. 1 sowie in Satz 3 die Worte "Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst", jeweils durch die Worte 
"Staatsministerium für Wissenschaft, For­
schung und Kunst." ersetzt. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 3 eingefügt: 

,,(3) § 11 Abs. 4 Sätze 1 und 2 gelten entspre­
chend." 

c) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 
4 bis 6. 

8. § 14a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

,,1. dem Kanzler oder dem Verwaltungsdirek­
tor des Klinikums, " 
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b) In Absatz 2 Satz 1 werden die Worte "bei der 
L udwig-Maximilians-U ni versi tä t München 
die Ärztlichen Direktoren der Klinika," gest.ri­
chen. 

9. § 17 Abs. 1 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Soweit es sich hierbei um Nebentätigkeiten als 
Aufsichtsrat, Vorstand oder in einem sonstigen 
Organ oder Gremium eines privatrechtlich oder 
öffentlich-rechtlich organisierten Unternehmens 
sowie um Nebentätigkeiten bei Körperschaften, 
Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts 
handelt, entfällt der Ablieferungsfreibetrag." 

10. In § 18 Abs. 1 Nr. 11 werden die Worte "die oberste 
Dienstbehörde" durch die Worte "das Staats­
ministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst" ersetzt. 

11. § 21 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort 
"Hochschule," die Worte "im Bereich der Uni­
versitätsklinika durch das jeweilige Uni ver­
sitätsklinikum," eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte "Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus, Wissen­
schaft und Kunst" durch die Worte "Staats­
ministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst" ersetzt. 

12. § 22 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden nach dem Wort 
"Hochschule," die Worte "im Bereich des Uni­
versi tä tsklinikums dem Uni versi tä tsklinikum " 
eingefügt. 

b) In Absatz 4 Satz 2 werden die Worte "Staats­
ministerium für Unterricht, Kultus , Wissen­
schaft und Kunst" durch die Worte "Staats­
ministerium für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst" ersetzt. 

c) In Absatz 6 Sätze 1 und 2 werden die Worte "der 
Leiter der Hochschule oder" jeweils gestrichen. 

d) In Absatz 7 werden die Worte "Staatsministe­
rium für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und 
Kunst" durch die Worte "Staatsministerium 

für Wissenschaft, Forschung und Kunst" er­
setzt. 

13 . § 25 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden nach dem Klammerzusatz 
,,(DKG-Nt)" die Worte ,,- zuzüglich der in den 
besonderen Kosten nicht abgegoltenen Kosten 
gemäß § 2 Nr. 2 ATB zum DKG-Nt und der mit 
den Beträgen der Spalte 6 nicht abgegoltenen 
Kosten gemäß § 4 N r. 2 Buchst. bund c ATB zum 
DKG-Nt -" eingefügt. 

b) In Satz 2 wird ,,20 v. H." durch ,,25 v. H. " ersetzt. 

14. In § 30 werden die Worte '"Staatsministerium für 
Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst" 
durch die Worte "Staatsministerium für Wissen­
schaft, Forschung und Kunst" ersetzt. 

§2 

(1) lDiese Verordnung tritt am 1. Januar 2000 in 
Kraft. 2Soweit die Inanspruchnahme bei der ambu­
lanten Privatbehandlung vor dem 1. Januar 2000 er­
folgt, gilt § 25 Abs. 2 in der bisherigen Fassung fort. 

(2) l§ 1 Nr. 9 ist anzuwenden auf Nebentätigkeiten, 
die abdem 1. Januar 2000 ausgeübt werden. 2Soweit 
Vergütungen für Nebentätigkeiten gewährt werden, 
die sowohl vor als auch nach dem Stichtag ausgeübt 
worden sind, sind die Vergütungen entsprechend auf­
zuteilen. 

(3) Eine vor dem 1. Januar 2000 als allgemein erteilt 
geltende Genehmigung erlischt nach Ablauf von fünf 
Jahren nach Übernahme der Nebentätigkeit, frühes­
tens aber mit Ablauf des 31. Juli 2000, soweit diese 
nicht auf Grund einer erneuten Anzeige des Beamten 
für weitere fünf Jahre als allgemein genehmigt gilt. 

München, den 20. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Hans Zeh e t mai r, Staatsminister 
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111- 1-1-1 

Verordnung 
zur Änderung der Landeswahlordnung 

Vom 21. Dezember 1999 

Auf Grund des Art. 93 des Landeswahlgesetzes 
(LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
9. März 1994 (GVBI S . 135, ber. S . 314, BayRS 111-1-1), 
zuletzt geändert durch § 4 des Gesetzes vom 16. De­
zember 1999 (GVBI S . 521), erlässt das Bayerische 
Staatsministerium des Innern folgende Verordnung: 

§1 

Die Wahlordnung für Landtagswahlen, Volksbe­
gehren und Volksentscheide (Landeswahlordnung -
LWO) vom 4. Mai 1994 (GVBI S. 316, BayRS 111-1-1-1) 
wird wie folgt geändert: 

1. In der Inhaltsübersicht erhält die Überschrift zu 
§ 81 folgende Fassung: "Schnellmeldung, Ab­
schluss der Eintragungslisten" 

2. In § 9 werden die Worte "Reisekostenstufe B des 
Bayerischen Reisekostengesetzes" durch die Worte 
"dem Bayerischen Reisekostengesetz" ersetzt. 

3. § 18 Abs. 1 und2 erhalten folgende Fassung: 

,,(1) IDie Gemeinde legt das Wählerverzeichnis 
während der allgemeinen Dienststunden mindes­
tens in der Gemeindeverwaltung aus. 2Bei Füh­
rung des Wählerverzeichnisses im automatisierten 
Verfahren genügt es, wenn die Einsicht durch ein 
Datensichtgerät ermöglicht wird. 3Es ist sicherzu­
stellen, dass Bemerkungen (§ 20 Abs. 3) im Klar­
text gelesen werden können. 4Das Datensichtgerät 
darf nur von Gemeindebediensteten bedient wer­
den. 

(2) lWährend der Auslegungsfrist ist im Wähler­
verzeichnis der Tag der Geburt unkenntlich zu 
machen. 2Daten von Stimmberechtigten, für die zu 
Beginn der Auslegungsfrist eine Auskunftssperre 
nach Art. 34 Abs. 5 des Meldegesetzes besteht, sind 
einschließlich der dazugehörenden fortlaufenden 
Nummern nicht auszulegen." 

4. § 19 Abs. 5 Satz 5 erhält folgende Fassung: 

,,5Die Aufsichtsbehörde hat ihre Beschwerdeent­
scheidung den Beteiligten zuzustellen und auf den 
zulässigen Rechtsbehelf hinzuweisen; die Ent­
scheidung ist außerdem der Gemeinde bekannt zu 
geben." 

5. § 24 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

,,(3) lWer den Antrag für einen anderen stellt, 
muss durch Vorlage einer schriftlichen geson­
derten Vollmacht, die zu den Wahlunterlagen 
genommen wird , nachweisen, dass er dazu be­
rechtigt ist. 2Die Vollmacht kann auf dem Vor-

druck für den Wahlscheinantrag angebracht wer­
den. 3Kann eine stimmberechtigte Person infolge 
einer Behinderung weder den Wahlschein selbst 
beantragen noch einem Dritten eine Vollmacht er­
teilen, darf sie sich der Hilfe einer Person ihres Ver­
trauens bedienen. 4Diese hat unter Angabe ihrer 
Personalien glaubhaft zu machen, dass die An­
tragstellung dem Willen der stimmberechtigten 
Person entspricht. " 

b) In Absatz 4 Satz 1 werden die Worte ,,18.00 Uhr" 
durch die Worte" 15.00 Uhr" ersetzt. 

6. § 25 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) IDer Wahlschein muss von dem mit der 
Erteilung beauftragten Bediensteten eigenhän­
dig unterschrieben werden. 2Wird der Wahl­
schein mit Hilfe automatischer Einrichtungen 
erstellt, bedarf es keiner Unterschrift; statt des­
sen kann der Name des beauftragten Bedienste­
ten eingedruckt werden. 3Der Wahlschein muss 
mit dem Dienstsiegel versehen sein, das einge­
druckt werden kann. " 

b) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 6 wird das Wort "Einzelvollmacht" 
durch die Worte "gesonderte Vollmacht" er­
setzt. 

bb) Es wird folgender Satz 7 angefügt: 

,,7Die Vollmacht kann auf dem Vordruck 
für den Wahlscheinantrag angebracht wer­
den." 

7. § 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Sätze 2 und 3 werden Sätze 1 
und2 . 

c) Im neuen Satz 1 werden nach dem Wort "Be­
kanntmachung" die Worte "nach Art. 37 LWG" 
eingefügt. 

d) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

,,3Die Gemeinden weisen durch Bekanntma­
chung auf die Möglichkeit hin, die Bekanntma­
chung der Wahlkreisvorschläge in der Gemein­
deverwaltung einzusehen. " 

8. § 53 Abs. 1 Satz 1 erhält nach den Worten "ver­
schließt den Wahlbriefumschlag" folgende Fas­
sung: 

"und sorgt dafür, dass der Wahlbrief bei der Ge­
meinde, die den Wahlschein ausgestellt hat, bis 
zum Ablauf der Abstimmungszeit eingeht. " 
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9. § 54 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Absätze 3 bis 5 werden Absätze 2 
bis 4. 

10. § 60 erhältfolgende Fassung: 

,,§ 60 

Zählen der Stimmen beim Volksentscheid 

(1) Nachdem die Stimmberechtigten, die Stimm­
zettel, die Stimmabgabevermerke und die Wahl­
scheine gezählt worden sind, öffnen mehrere Bei­
sitzer unter Aufsicht des Wahlvorstehers die Stimm­
zettel und bilden folgende Stapel, die sie unter 
Aufsicht behalten: 

1. gültige Stimmzettel mit einer Ja-Stimme, 

2. gültige Stimmzettel mit einer Nein-Stimme, 

3. Stimmzettel, die keine Kennzeichnung enthal­
ten, 

4. Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben. 

(2) Der Wahlvorsteher prüft die Stimmzettel 
nach Absatz 1 Nr. 3, sagt jeweils an, dass die Stim­
me ungültig ist, und legt sie auf einen gesonderten 
Stapel für ungültige Stimmzettel. 

(3) IDer Wahlvorstand zählt die Stimmzettel 
nach Absatz 1 Nr. 4 und beschließt über deren 
Gültigkeit. 2Den Grund für die Ungültigkeit oder 
Gültigkeit und den Beschluss, welche gültige 
Stimmabgabe vorliegt, vermerkt der Wahlvorste­
her auf der Rückseite des Stimmzettels mit Unter­
schrift unter gleichzeitiger Angabe des Abstim­
mungsverhältnisses. 3Die Stimmzettel sind dar­
aufhin gesondert zu den Stimmzettelstapeln nach 
Absatz 1 Nm. 1 oder 2 oder Absatz 2 zu legen, so 
dass sie später der Wahlniederschrift beigefügt 
werden können (§ 64 Abs. 1 Satz 6) . -

(4) IJe zwei Beisitzer ermitteln unabhängig 
voneinander die Zahl der gültigen Ja-Stimmen, 
die Zahl der gültigen Nein-Stimmen und die Zahl 
der ungültigen Stimmen. 

(5) IBei einerAbstimmung nach Art. 76 Abs. 2 
und 4 LWG sind die Zahlen nach Absatz 4 für jede 
Frage zu den einzelnen Gesetzentwürfen zu ermit­
teln. 2Hierzu sind die Arbeitsschritte nach Absät­
zen 1 bis 3 nacheinander zu jedem Gesetzentwurf 
durchzuführen. 3Anschließend ordnen die Beisit­
zer die Stimmzettelstapel unter Aufsicht des 
Wahlvorstehers für die Stichfrage wie folgt neu 
und behalten sie unter Aufsicht: 

1. Stimmzettel mit einer gültigen Stimme, geord­
net nach Gesetzentwürfen, 

2. Stimmzettel, die keine Kennzeichnung erhal-
ten, 

3. Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben. 

4Für die Behandlung der Stimmzettel nach Num­
mern 2 und 3 gelten Absätze 2 und 3 Sätze 1 und 2 
entsprechend. 5Die Stimmzettel nach Nummer 3 
sind danach gesondert zu den Stimmzettelstapeln 
nach Satz 3 Nr, 1 oder für die ungültigen Stimm­
zettel zu legen, so dass sie später der Wahlnie-

derschrift beigefügt werden können (§ 64 Abs. 1 
Satz 6) . 6Anschließend ermitteln zwei Beisitzer 
unabhängig voneinander die Zahl der gültigen 
Stimmen für jeden Gesetzentwurf und die Zahl der 
ungültigen Stimmen." 

11. In § 61 Abs. 2 treten an die Stelle der bisherigen 
Nummern 5 bis 8 folgende neue Nummern 5 bis 9: 

,,5 . die Zahl der ungültigen Stimmen, bei einer 
Abstimmung nach Art. 76 Abs. 2 und 4 LWG 
für jede Frage zu den einzelnen Gesetzent­
würfen und für die Stichfrage gesondert, 

6. die Gesamtzahl der gültigen Stimmen, bei 
einer Abstimmung nach Art. 76 Abs. 2 und 4 
LWG für jede Frage zu den einzelnen Gesetz­
entwürfen und für die Stichfrage gesondert, 

7. die Zahl der gültigen Ja-Stimmen, bei einer 
Abstimmung nach Art. 76 Abs. 2 und 4 LWG 
für jede Frage zu den einzelnen Gesetzent­
würfen gesondert, 

8. die Zahl der gültigen Nein-Stimmen, bei einer 
Abstimmung nach Art. 76 Abs. 2 und 4 LWG 
für jede Frage zu den einzelnen Gesetzent­
würfen gesondert, 

9. bei einer Abstimmung nach Art. 76 Abs. 2 und 4 
LWG außerdem für die Stichfrage die Zahl der 
gültigen Stimmen für jeden Gesetzentwurf." 

12. § 62 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

,,2Sie enthält die Zahl der Stimmberechtigten und 
die Zahlen nach § 61 Abs. 2 Nm. 3 und 5 bis 9." 

13. In § 64 Abs. 1 Satz 6 werden die Worte "und § 60 
Abs. 3 Satz 1" ersetzt durch die Worte ",§ 60 Abs. 3 
Satz 1 und Abs. 5 Satz 4". 

14. In § 67 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 werden die Worte "beim 
Volksentscheid nach Zustimmungen, bei Abstim­
mungen gemäß Art. 76 Abs. 2 LWG nach Gesetz­
entwürfen getrennt, und Ablehnungen" ersetzt 
durch die Worte" bei einem Volksentscheid mi t der 
Abstimmung über nur einen Gesetzentwurf nach 
Ja- und Nein-Stimmen und bei einem Volksent­
scheid nach Art. 76 Abs. 2 und 4 LWG nach den 
für die Stichfrage gebildeten Stapeln (§ 60 Abs. 5 
Sätze 3 und 4)" . 

15. In § 68 Abs. 4 Satz 4 werden die Worte "und § 60 
Abs . 3 Satz 1" ersetzt durch die Worte " ,§ 60 Abs. 3 
Satz 1 und Abs. 5 Satz 4" . 

16. § 71 Abs. 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,1Der Landeswahlausschuss stellt für das gesamte 
Staatsgebiet im Einzelnen die Zahl der Stimmbe­
rechtigten und die Zahlen nach § 61 Abs. 2 Nm. 3 
und 5 bis 9 fest. " 

17. In § 72 Abs. 1 Satz 5 werden nach dem Wort 
"Gemeinde" die Worte "oder in derselben Verwal­
tungsgemeinschaft " eingefügt. 

18. § 75 Abs. 4 erhält folgende Fassung: 

,,(4)IAn Orten mit Einrichtungen nach § 7 Satz 1 
und § 11 Abs. 1 und in Justizvollzugsanstalten 
muss den stimmberechtigten Personen, die sich in 
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der Einrichtung befinden und die in keinem der 
allgemeinen Eintragungsräume erscheinen kön­
nen, Gelegen~eit zur Eintragung ~egeben werden 
(besondere Emtragungsräume) . Die Gemeinde 
vereinbart mit der Leitung der Einrichtung die 
Zeit der Eintragung innerhalb der allgemeinen 
Eintragungszeit nach dem tatsächlichen Bedürf­
nis . 3Die Leitung der Einrichtung gibt den Stimm­
berechtigten Ort und Zeit der Eintragung bekannt 
und weist darauf hin, dass Stimmberechtigte, die 
in :vählerverzeichnissen anderer Eintragungs­
bezIr~e geführt werden, sich in der Einrichtung 
nur eIntragen können, wenn sie sich von der 
Gemeinde, in deren Wählerverzeichnis sie geführt 
werden, einen Eintragungsschein beschafft haben. " 

19. § 76 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Worte ,,17 Abs. 1 Nr. 3" 
durch die Worte" 1 7 Nrn. 3 und 5" ersetzt. 

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt: 

,,3An Samstagen wird das Wählerverzeichnis 
nicht zur öffentlichen Einsicht ausgelegt. " 

20 . § 77 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nummer 3 werden nach den Worten" auf­
suchen kann" die Worte "und durch den 
Eintragungsschein die Möglichkeit erhält, 
einen günstiger gelegenen Eintragungs­
raum aufzusuchen" angefügt. 

bb) Nummer 4 erhält folgende Fassung: 

,,4. sich in einer Einrichtung nach § 75 
Abs. 4 Satz 1 befindet und durch den 
Eintragungsschein die Möglichkeit er­
hält, sich in der Einrichtung einzutra­
gen." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach der Zahl ,,8" die Worte 
"Sä tze 1 und 2" eingefügt. 

bb) Es werden folgende Sätze 3 und 4 angefügt: 

,,3Eintragungsscheine können bis zum Ab­
lauf der Eintragungsfrist beantragt wer- . 
den. 4Wird ein Eintragungsschein für un­
gültig erklärt, so verständigt die Gemeinde 
den Landeswahlleiter; dieser verständigt 
alle Landratsämter und kreisfreien Städte 
die unverzüglich alle Aufsichtführende~ 
unterrichten. " 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach den Worten "eine 
Hilfsperson" die Worte "gemäß Art. 69 Abs. 3 
Satz 2 LWG" eingefügt. 

bb) In Satz 2 werden die Worte '" spätestens am 
letzten Tag der Eintragungsfrist, 15.00 Uhr, " 
gestrichen. 

d) Absatz 4 Satz 2 Halbsatz 2 erhält folgende Fas­
sung: 

"Absatz 2 Satz 4 und § 25 Abs. 8 Sätze 1 und 2 
gelten entsprechend. 

21. In § 78 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort '" Geburtsda­
tum " gestrichen. 

22. § 79 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird der bisherige Wortlaut Satz 1; 
es wIrd folgender Satz 2 angefügt: 

,, 2Die Gemeinde weist dabei auf die Möglichkeit 
hin, die Bekanntmachung des Staatsministe­
riums des Innern nach Art. 66 LWG in der 
Gemeindeverwaltung einzusehen, sofern diese 
Bekanntmachung nicht bereits Teil der Ein­
tragungsbekanntmachung der Gemeinde ist." 

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Worte "mindestens 
während der Dienststunden" ersetzt durch 
die Worte" von Montag bis Freitag mindes­
tens von 8.00 bis 12 .00 Uhr und von Montag 
bis Donnerstag mindestens von 13.00 bis 
16.00 Uhr" . 

bb) In Satz 2 werden die Worte "mindestens drei 
Stunden an einem Abend" durch die Worte 
"bis 20 .00 Uhr an einem weiteren Werktag" 
ersetzt. 

cc) Es wird folgender neuer Satz 3 eingefügt: 

,,3 Auf die Auslegung an einem Feiertag 
kann verzichtet werden, wenn die Ein­
tragung innerhalb der Auslegungsfrist an 
einem weiteren Samstag oder Sonntag oder 
an einem weiteren Werktag bis 20 .00 Uhr 
ermöglicht wird. " 

dd) Der bisherige Satz 3 wird Satz 4. 

23 . § 80 wird wie folgt geändert: 

a) In A?satz 3 wird der bisherige Wortlaut Satz 1; 
es wIrd folgender Satz 2 angefügt : 

,,2In besonderen Eintragungsräumen ist Kran­
ken die Eintragungsliste auf Verlangen in den 
Krankenzimmern vorzulegen." 

b) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

,, (4) IFür die Zurückweisung eines Eintra­
gungswilligen durch den Aufsichtführenden 
~elten § 45 Abs. 5 Nrn. 1 bis 3 entsprechend. 
Glaubt der Aufsichtführende, das Stimmrecht 

einer im Wählerverzeichnis eingetragenen Per­
son beanstanden zu müssen oder hat dieser 
sonst Bedenken gegen die Zulassung einer Per­
son zur Eintragung, so entscheidet er über die 
Zulassung oder Zurückweisung. 3Wird ein Ein­
tragungswilliger zurückgewiesen, so ist der 
Grund für die Zurückweisung in der Eintra­
gungsliste oder auf dem Eintragungsschein zu 
vermerken. " 

c) Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 2 wird aufgehoben. 

bb) Die Satzbezeichnung des bisherigen Sat­
zes 1 entfällt. 

d) Absatz 8 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

,,1Für die Eintragung mit Eintragungsschein 
gilt § 48 Abs. 1 entspre<ohend." 

e) Absatz 9 wird aufgehoben. 
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24 . § 81 wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

"Schnellmeldung, Abschluss der Eintragungs­
listen" 

b) Es wird folgender neuer Absatz 1 eingefügt: 

,,(1) INach Ablauf der Eintragungsfrist mel­
det die kreisangehörige Gemeinde unverzüglich 
die Zahl der Stimmberechtigten und die Ge­
samtzahl der Eintragungen dem Landratsamt, 
das die Meldungen der Gemeinden zusammen­
fasst und das Ergebnis dem Landeswahlleiter 
meldet. 2Die kreisfreie Gemeinde meldet das 
Ergebnis unmittelbar dem Landeswahlleiter. 
3Die Meldung wird nach dem vom Staatsminis­
terium des Innern bestimmten Muster auf 
schnellstem Weg erstattet." 

c) Die bisherigen Absätze 1 und 2 werden Absätze 2 
und3. 

d) Im neuen Absatz 2 werden die Worte "Ablauf 
der Eintragungsfrist" durch die Worte "Abgabe 
der Schnellmeldung" ersetzt. 

25. § 82 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden nach den Worten "ihre Voll­
ständigkeit" die Worte "und sachliche" sowie 
nach dem Wort "Ergänzung" die Worte "und 
Berichtigung" eingefügt. 

b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

26. In den Anlagen 1 bis 12, 15, 18, 20 und 21 wird 
jeweils das Wort" Ort, " vor dem Wort "Datum" ge­
strichen. 

2 7. Anlage 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 3 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Nummern 4 bis 10 werden Num­
mern 3 bis 9. 

c) In der neuen Nummer 6.1 wird im zweiten Satz 
die Zahl " 18" durch die Zahl" 15" ersetzt. 

d) In der neuen Nummer 6.2 wird im letzten Satz 
die Zahl" 7.1" durch die Zahl" 6.1 " ersetzt. 

28. In Anlage 3 werden im Text unter der Zeile für die 
Unterschrift oberhalb der Zeile "Achtung Brief­
wähler" das Wort "Eigenhändige" gestrichen und 
nach dem Wort "Bediensteten" die Worte ,,/kann 
bei automatischer Erstellung entfallen" eingefügt. 

29. In Anlage 16 wird in Nummer 5.6 Buchst. c die 
Zahl ,,5.4" durch die Zahl ,,5.5" ersetzt. 

30. Anlage 17 wird wie folgt geändert: 

a) In der Überschrift zu Nummer 2.3 wird das Wort 
"Wahlbriefe" durch das Wort "Wahlscheine" 
ersetzt. 

b) In Nummer 2.4.2 Satz 2 werden die Worte "bei 
dem zuständigen Zustellpostamtj" gestrichen. 

31. Anlage 18 wird wie folgt geändert: 

a) Der umrandete Teil "Erläuterung zur Samm­
lung der Unterschriften" wird wie folgt geän­
dert: 

aa) Unter dem ersten Spiegelstrich, Satz 1, und 
dem letzten Spiegelstrich wird nach dem 
Wort "Gemeinde" jeweils das Wort ,, /Ver­
waltungsgemeinschaft" sowie unter dem 
ersten Spiegelstrich, Satz 2, nach dem Wort 
"Gemeinden" das Wort ,,/Verwaltungsge­
meinschaften " eingefügt. 

bb) Vor dem letzten Spiegelstrich werden fol­
gende neue Spiegelstriche eingefügt: 

,,- Jeder/jede Stimmberechtigte kann nur 
einmal und nur persönlich unterschrei­
ben. 

- Wer unbefugt unterschreibt oder sonst 
ein unrichtiges Ergebnis des Antrags 
herbeiführt oder das Ergebnis ver­
fälscht , wird mit Freiheitsstrafe bis zu 
fünf Jahren oder mit Geldstrafe bestraft; 
der Versuch ist strafbar (§ 107a Abs. 1 
und 3 in Verbindung mit § 108d des 
Strafgesetzbuchs). " 

b) Auf Seite 2 wird in der Überschrif.t und inder 
Fußnote nach dem Wort" Gemeinde" jeweils das 
Wort ,,/Verwal tungsgemeinschaft" eingefügt. 

32. Anlage 19 erhält die aus der Anlage ersichtliche 
Fassung. 

33. In Anlage 20 wird die Spalte mit der Angabe des 
Tages der Geburt gestrichen. 

34. Die Anlage 21 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird aufgehoben. 

b) Die bisherigen Nummern 2 bis 6 werden Num­
mern 1 bis 5. 

c) In der neuen Nummer 3 werden die Worte "in­
nerhalb der kreisfreien Stadt bzw. innerhalb des 
Landkreises" durch die Worte "in Bayern" er­
setzt. 

d) Es wird folgende neue Nummer 6 angefügt: 

,,6. (Abdruck der Bekanntmachung des Baye­
rischen Staatsministeriums des Innern ge­
mäß Art. 66 LWG).1) 

Die Bekanntmachung des Bayerischen 
Staatsministeriums des Innem vom 
... .. ... ... ...... .......... gemäß Art . 66 LWG, die 
u . a. den Gegenstand des Volksbegehrens 
enthält, wurde im Staatsanzeiger Nr .... .... . 
veröffentlicht. Diese Bekanntmachung ist 
in der Gemeindeverwaltung ....................... 2) 
während der allgemeinen Öffnungszeiten 
niedergelegt und kann dort eingesehen wer­
den.3)" 
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e) Am Ende der Anlage werden folgende neue Fuß­
noten angefügt: 

,,1) Bei geringerem Umfang der Bekanntma­
chung nach Art . 66 LWG; Nichtzutreffendes 
streichen. 

2) Genaue Bezeichung, Anschrift, Zimmer­
Nr. der Niederlegungsstelle. 

3) Bei größerem Umfang der Bekanntma­
chungnachArt. 66 LWG, Nichtzutreffendes 
streichen. " 

§2 

1Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 
2Für Anträge auf Zulassung eines Volksbegehrens, für 
die zum Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens bereits Unter­
schriften nach Art. 64 Abs. 1 Satz 3 LWG gesammelt 
wurden, kann die Anlage 18 noch in der bisherigen 
Fassung verwendet werden. 

München, den 21. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Be c k s t ein, Staatsminister 
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Gemeinde Anlage 19 
(zu § 77 Abs. 1) 

Verwaltungsgemeinschaft 

Verlorene Eintragungsscheine werden nicht ersetztl L-________________________________ ~ Zutreffendes bitte ankreuzen t8J oder in Druckschrift ausfüllen 

I 

Der I Die obengenannte Stimmberechtigte 

EINTRAGUNGSSCHEIN 

für das Volksbegehren 

Kurzbezeichnung 

Eintragungsschein Nr. 

Wählerverzeichnis Nr. 

oder 

o Erteilung eines Einlragungsscheins gem. § 77 Abs. 1 Satz 2 
in Verbindung mit § 22 Abs. 2 LWO 

geboren am wohnhaft in (Straße. Haus-Nr., PlZ, Ort) - Nur ausfüllen, wenn Versandanschrift nicht mit der Wohnung Obereinstimmt. -

kann mit diesem Eintragungsschein an dem Volksbegehren teilnehmen 
1. gegen Abgabe des Eintragungsscheins und unter Vorlage eines Personalausweises oder Reisepasses durch Eintragung in 

einem beliebigen Eintragungsraum In Bayern 
oder 

2. durch Beauftragung einer Hilfsperson (nur in Fällen der Krankheit oder Behinderung während der gesamten Eintragungszeit). 

Briefliche Eintragung ist nicht möglich. 

Datum 

I.A 

Unterschrift des/der mit der Erteilung des Einlragungsscheins 
beauftragten Bedienstetenlkann bei automatischer Erstellung entfallen 

(Dienstsiegel) 

Beauftragung einer Hilfsperson in Fällen der Krankheit oder Behinderung 

Ich unterstütze das Volksbegehren -------------------u~~~~~------------------------- undbeaufuage 
Kurzbezeichnung 

Name. Vomame. Anschrift 

sich für mich gegen Abgabe des Eintragungsscheins und unter Vorlage eines Personalausweises oder Reisepasses in die Eintra­
gungsliste in einem beliebigen Eintragungsraum in Bayern einzutragen. 

Datum 

Unterschrift 

Versicherung an Eides Statt 

Ich versichere der mit der Durchführung des Volksbegehrens betrauten Gemeinde an Eides Statt, dass ich wegen Krankheit oder 
körperlicher Behinderung während der gesamten Eintragungsfrist nicht oder nur unter unzumutbaren Schwierigkeiten in der Lage 
bin, einen Eintragungsraum in Bayern aufzusuchen. Die Strafbarkeit' einer falsth abgegebenen Versicherung an Eides Statt ist mir 
bekannt. 

Datum 

Unterschrift 
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800-21-21-A 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung fiber die Übertragung von Aufgaben 
nach dem Gesetz zur Ausführung 

des Berufsbildungsgesetzes 
(AÜVBBiG) 

Vom 21. Dezember 1999 

Auf Grund des Art. 6 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 des 
Gesetzes zur Ausführung des Berufsbildungsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Septem­
ber 1993 (GVBIS. 754, BayRS 800-21-1-A) erlassen die 
Bayerischen Staatsministerien des Innem, für Unter­
richt und Kultus, für Wissenschaft, Forschung und 
Kunst und der Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über die Übertragung von Aufga­
ben nach dem Gesetz zur Ausführung des Berufsbil­
dungsgesetzes (AÜVBBiG) vom 19. März 1996 (GVBI 
S. 168, BayRS 800-21-21-A) wird wie folgt geändert: 

1. Es wird folgender § 3a eingefügt: 

,,§ 3a 

Für die Berufsausbildung und berufliche Um­
schulung zum Fachangestellten für Bäderbetriebe/ 
zur Fachangestellten für Bäderbetriebe und für die 
berufliche Fortbildung zum Geprüften Meister für 
Bäderbetriebe/zur Geprüften Meisterin für Bäder­
betriebe ist für die Aufgaben nach § 2 Nm. 1 und 3 
die Bayerische Verwaltungsschule zuständig". 

2. In § 5 wird das Wort "Rechtsaufsichtsbehörden" 
durch die Worte "jeweils zuständigen Stellen nach 
dem Berufsbildungsgesetz" ersetzt. 

3. Der Siebente Teil der Verordnung (§ 11) wird aufge­
hoben. 

§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2000 in 
Kraft. 

(2) IFür die Durchführung der im ersten Quartal 
2000 von der Technischen Universität München vor­
gesehenen Abschlussprüfung im Ausbildungsberuf 
"Schwimmmeistergehilfe / Schwimmmeistergehilfin " 
gilt der bisherige § 11. 21m Übrigen gilt § 3a entspre­
chend für die Berufsausbildung zum Schwimmmeis­
tergehilfen/zur Schwimmmeistergehilfin und für die 
berufliche Fortbildung zum Schwimmmeister/zur 
Schwimmmeisterin, solange nach § 9 der Verordnung 
über die Berufsausbildung zum/zur Fachangestellten 

für Bäderbetriebe vom 26 . März 1997 (BGBI I S . 740) 
und § 11 der Verordnung über die Prüfung zum aner­
kannten Abschluss Geprüfter Meister für Bäderbe­
triebe/Geprüfte Meisterin für Bäderbetriebe vom 
7. Juli 1998 (BGBl I S .1810) die bisherigen Vorschrif­
ten der Verordnung über die Berufsausbildung zum 
Schwimmmeistergehilfen vom 5. Dezember 1971 (BGBI 
I S . 1947) und der Verordnung über die berufliche Fort­
bildung zum Geprüften Schwimmmeister vom 3. De­
zember 1975 (BGBl I S . 2986) angewandt werden. 3§ 3a 
gilt entsprechend auch für die Wiederholung der Ab­
schlussprüfung nach Satz 1. 

München, den 21. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Be c k s t ein, Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

Hans Zeh e t mai r , Staatsminister 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Monika Ho hIrn eie r , Staatsministerin 

Bayerisches Staats ministerium der Finanzen 

Prof. Dr. Kurt Fa 1 t 1 hau s er, Staatsminister 
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2132- 1-2-1 

Verordnung 
zur Änderung der 

Bauvorlagenverordnung 

Vom 28. Dezember 1999 

Auf Grund des Art. 7 Abs. 2 des Bayerischen Abgra­
bungsgesetzes (BayAbgrG) vom 27 . Dezember 1999 
(GVBl S. 532, BayRS 2132-2-1) erlässt das Bayerische 
Staatsministerium des Innern folgende Verordnung: 

§1 

Die Verordnung über die Bauvorlagen im bauauf­
sichtlichen Verfahren und die bautechnischen Nach­
weise (Bauvorlagenverordnung - BauVorlV) vom 8. De­
zember 1997 (GVBl S. 822, ber. 1998 S. 271, BayRS 
2132-1-2-1) wird wie folgt geändert: 

l. In der Überschrift werden nach dem Wort "Verfah­
ren" ein Komma und die Worte "den Abgrabungs­
plan" eingefügt. 

2. In der Eingangsformel werden vor den Worten "er­
lässt das Bayerische Staatsministerium des 1nnern" 
die Worte "undArt. 7 Abs. 2 des Bayerischen Abgra­
bungsgesetzes (BayAbgrG) vom 27 . Dezember 1999 
(GVBl S. 532, BayRS 2132-2-1) eingefügt. 

3. In der Inhaltsübersicht wird folgender Abschnitt IV 
(§ lla) eingefügt: 

"Abschnitt IV 
Abgrabungsplan 

§ lla Abgrabungsplan" 

4. Es wird folgender Abschnitt IV eingefügt: 

"Abschnitt IV 
Abgrabungsplan 

§lla 

Abgrabungsplan 

IFür den Abgrabungsplan (Art. 7 Abs. 1 Satz 1 
BayAbgrG) gelten die Vorschriften der Abschnitte I 
bis Irr entsprechend. 2In den Fällen des Art. 8 Bay­
AbgrG bleiben weitergehende Anforderungen nach 
Abschnitt III des Fünften Teils des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (BayVwVfG) unbe­
rührt. " 

§2 

Diese Verordnung tritt am l. Januar 2000 in Kraft. 

München, den 28. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Be c k s t ein, Staatsminister 

230-1-29-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung 

der Zweiten Änderung 
des Regionalplans 

der Region Oberfranken-Ost (5) 

Vom 1. Dezember 1999 

Auf Grund des Art. 18Abs. 7in Verbindung mit Abs. 2 
des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLplG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Septem­
ber 1997 (GVBl S. 500, BayRS 230-1-U), geändert 
durch § 20 des Gesetzes vom 16. Dezember 1999 (GVBl 
S. 521), hat die Regierung von Oberfranken die Zweite 
Änderung des Regionalplans der Region Oberfranken­
Ost (Bekanntmachung über die Verbindlicherklärung 
vom 5. August 1987, GVBl S . 300, BayRS 230-1-29-U, 
und - zuletzt - der Dri tten Änderung vom 6. September 
1999, GVBl S . 430) für verbindlich erklärt. 

Die Zweite Änderung betrifft die Entwicklungs­
achsen, die Kleinzentren und das Siedlungswesen. 

Die Zweite Änderung des Regionalplans ist bei den 
kreisfreien Städten Bayreuth und Hof sowie bei den 
Landratsämtern Bayreuth, Hof, Kulmbach, Wunsiedel 
i . Fichtelgebirge und Tirschenreuth zur Einsichtnah­
me für jedermann ab l. Januar 2000 ausgelegt. Die 
Auslegungszeiten richten sich nach den jeweils fest­
gelegten Zeiten für den Parteienverkehr. 

Diese Änderung tritt am 1. Januar 2000 in Kraft. 

München, den l. Dezember 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Dr. Werner Sc h n a p pa u f , Staatsminister 
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